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Pros und Contras 

Die Verfassunggebende Versammlung in Vene¬ 
zuela hat ihre Arbeit aufgenommen, die Reaktion 
schäumt und Lateinamerika ist gespalten. 

Seiten 7 und 13 


Kriegsmaschine goes Hollywood 

Seit die Traumfabrik produziert, nehmen Pentagon 
und CIA Einfluss auf die Filme. Darunter Klassiker 
mit John Wayne oder Blockbuster wie Avatar. 

Seite 8 
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Thema der Woche 


Angriffe auf Linke 

Fast drei Jahre Haft ohne Bewährung und das 
Verbot eines fiktiven Vereins, das ist das Zwi¬ 
schenergebnis einer Repressionswelle gegen 
linke Aktivistinnen. Ein 21-jähriger Niederlän¬ 
der, der bei G20 in Hamburg verhaftet wurde, 
ist zu 2 Jahren und 7 Monaten verurteilt wor¬ 
den, obwohl die Staatsanwaltschaft weniger 
forderte. Innenminister de Maiziere erklärte 
die Internetplattform linksunten.indymedia. 
org zum Verein, um diesen dann mit faden¬ 
scheinigen Gründen zu verbieten. 

Seiten 5 und 9 



Die Sanktionen gegen Syrien benden! 


ln Aleppo nach der Befreiung durch die syrische Armee 


D ie offenen und versteckten Krie¬ 
ge der USA, der NATO und ih¬ 
rer Verbündeten haben eine 
Spur der Verwüstung geschaffen. Der 
Irak war dreizehn Jahren lang Sank¬ 
tionen ausgesetzt - eine humanitäre 
Katastrophe von furchtbarem Aus¬ 
maß. Er wurde von den Flugzeugen 
der USA bombardiert, wurde erobert, 
als Staat zerstört und erneut bombar¬ 
diert. Libyen wurde von den Bomben 
der NATO vernichtet, der Jemen wird 
in diesem Moment von der Luftwaffe 
Saudi-Arabiens zerschlagen. Chole¬ 
ra und Hunger, der Tod von Kindern 
und die Zerstörung der Krankenhäu¬ 
ser kümmern den „Westen“ in diesem 
Krieg nicht. 

Im Mittelpunkt dieses Krieges 
steht Syrien. Die Infrastruktur des 
Landes vernichtet, eine ganze Gene¬ 
ration an den Fronten des Krieges ge¬ 
tötet oder in die Flucht getrieben. 

Niemand nannte den Krieg und die 
Waffenlieferanten beim Namen. „Bür¬ 
gerkrieg“, „Aufstand“, „Kampf gegen 
den Diktator“ - das waren die Schlag¬ 
worte, mit denen eine einfache Reali¬ 
tät verschleiert wurde. Stephen Had- 
ley, Nationaler Sicherheitsberater in 
der Regierung Bush, stellte die wirk¬ 
lichen Interessen in einem Artikel für 
die „Washington Post“ im September 
2013 klar: „To stop Iran, stop Assad.“ 
Den Iran und seine Verbündeten 
zu schwächen, die Region nach den 
Interessen der USA neu zu formie¬ 
ren - das ist das Ziel der USA und 
ihrer Verbündeten. Und so wurde es 
auf der Konferenz von Riad in diesem 
Jahr wieder bekräftigt. 

Für die Golfstaaten war Syrien vor 
dem Krieg ein aufstrebender Konkur¬ 
rent. Als Bindeglied zwischen den Re¬ 
gionen hatte Syrien Möglichkeiten für 
einen wirtschaftlichen Aufschwung, 
der die Profite der Golfstaaten hätte 
schmälern können. Umso größer ihre 
Entschlossenheit, Syrien zu zerstören. 

Joe Biden, der frühere Vizepräsi¬ 
dent der USA, hatte 2014 gesagt: „die 
Türkei, (...) die Saudis, die Emirate 
(...) was machen diese Länder? Sie 
wollten den syrischen Präsidenten 
Assad stürzen. (...) Sie gaben jedem, 
der gegen Assad kämpft, hunderte von 
Millionen Dollar und tausende von 
Tonnen Waffen.“ Biden hatte Recht - 


nur vergaß er zu erwähnen, in wel¬ 
chem Umfang die USA selbst Waffen, 
Geld, Training, Logistik an angeblich 
„gemäßigte Rebellen“ lieferten. 

Milliarden Dollar lassen sich die 
USA die Zerstörung Syriens kos¬ 
ten. Training durch die CIA, Training 
durch das Pentagon, Waffen, Geld, Lo¬ 
gistik - und der größte Teil davon lan¬ 
dete in den Händen des IS. So haben 
die USA und ihre Verbündeten mit 
der Zerstörung des Irak und Libyens, 
mit Waffenlieferung und Ausbildung 
den IS erst stark gemacht, den sie mit 
Luftangriffen wieder in seine Schran¬ 
ken weisen wollen. 

Bevor die Russische Föderation 
selbst in den Krieg eintrat, konnte die 
syrische Armee gerade noch die Be¬ 
völkerungszentren schützen. Der IS 
und seine Verbündeten und Konkur¬ 
renten, die Dschihadisten jeglicher 
Couleur, waren auf dem Vormarsch. 
Zwei Jahre später kann sie mit Hilfe 
ihrer Verbündeten den IS aus weiten 
Teilen Syriens verdrängen. 

Eine rein militärische Lösung für 
den Krieg wird es nicht geben. Es war 
gerade Russland, das mit seinen Ini¬ 
tiativen Verhandlungen erst möglich 
gemacht hat. In den Deeskalations¬ 
zonen ist das Ausmaß der Gewalt zu¬ 
rückgegangen. Verhandlungen, Waf¬ 
fenstillstände und Versöhnungsiniti¬ 
ativen sind Schritte auf dem Weg zu 
einer Lösung. 

War da nicht noch etwas, ganz zu 
Beginn des Krieges? Damals gab es 
Proteste, die die unterschiedlichsten 
Ursachen hatten und die verschie¬ 
densten Formen annahmen. Sie reich¬ 
ten von friedlichen Demonstrationen 
über Plünderungen bis hin zu bewaff¬ 
neten Auseinandersetzungen. Sie wa¬ 
ren das Feigenblatt, hinter dem die 
USA, Türkei und Golfstaaten ihre ag¬ 
gressive Politik verbargen - mit gro¬ 
ßem Erfolg. 

Das alte Syrien ist vergangen. Über 
die Zukunft des neuen Syrien können 
nur die Syrerinnen und Syrer selbst 
entscheiden. Dazu braucht es ein Min¬ 
destmaß an Stabilität, ein Ende der 
Unterstützung für die Dschihadisten, 
ein Ende der Sanktionen. 

Manfred Ziegler 
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Standards für Kitas 

Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) hat ein bun¬ 
desweit einheitliches, verbindli¬ 
ches Kita-Qualitätsgesetz ange¬ 
mahnt. Die Daten der Kita-Studie, 
die die Bertelsmann Stiftung ver¬ 
öffentlicht hat, machten deutlich, 
dass es dringenden Handlungs¬ 
bedarf gibt, stellte die Bildungs¬ 
gewerkschaft fest. „Der Geburts¬ 
ort eines Kindes darf nicht über 
dessen Bildungsweg entscheiden. 
Der Bund muss jetzt handeln. Das 
Kita-Qualitätsgesetz mit bundes¬ 
weiten Standards soll einen Bei¬ 
trag leisten, für Kinder bundesweit 
vergleichbare Lebensverhältnisse 
zu schaffen und damit die Chan¬ 
cengleichheit verbessern“, beton¬ 
te Björn Köhler, für Jugendhil¬ 
fe und Sozialarbeit verantwortli¬ 
ches GEW-Vorstandsmitglied, am 
Montag in Frankfurt a. M. 

Ausbildungsreport 2017 

Am 31. August (nach Redaktions¬ 
schluss dieser UZ) hat der DGB in 
Berlin seinen Ausbildungsreport 
2017 mit dem Themenschwerpunkt 
Berufsschulen vorgestellt. 

Rentenniveau anheben 

„Wenn im Rentenrecht alles bleibt, 
wie es ist, wird es zu einem massi¬ 
ven sozialen Abstieg und drohen¬ 
der Altersarmut bis weit in die Mit¬ 
telschicht kommen. Wir brauchen 
daher den Neuaufbau einer soli¬ 
darischen Alterssicherung“, warnte 
Hans-Jürgen Urban, der im IG-Me- 
tall-Vorstand zuständige Sozialex¬ 
perte, im Gespräch mit dem „Han¬ 
delsblatt“. 

Recht auf Unterkunft 

Auch ein nach dem „Unionsbürger¬ 
ausschlussgesetz“ vom Sozialleis¬ 
tungsbezug ausgeschlossener bulgari¬ 
scher Obdachloser hat Anspruch auf 
einen Platz in einer Notunterkunft. 

Ein bulgarischer Obdachlo¬ 
ser hat sein Unterbringungsrecht 
gegen die Stadt München beim 
Verwaltungsgericht München er¬ 
folgreich eingeklagt, berichtete 
die „Süddeutsche Zeitung“ vom 
21.8.2017. Das Verwaltungsgericht 
München habe die Stadt verpflich¬ 
tet, dem 57-Jährigen vorläufig ei¬ 
nen Platz in einer Notunterkunft 
einzuräumen. 

EU bedroht Handwerk 

Die Industriegewerkschaft Bau- 
en-Agrar-Umwelt (IG BAU) kri¬ 
tisiert Pläne der EU-Kommission, 
die Qualifikationsstandards in den 
Handwerksberufen zu deregulie¬ 
ren. Ausgehend von der Idee, dass 
jeder EU-Bürger hierzulande ein 
Handwerk ausüben können muss, 
will die EU-Kommission zukünftige 
Regulierungen von Handwerksbe¬ 
rufen einem Verhältnismäßigkeits¬ 
test unterwerfen. 

„Das Ziel der EU-Kommission 
ist klar erkennbar. Sie will die Meis¬ 
terpflicht und die Selbstverwaltung 
im Handwerksbereich angreifen. 
Gut qualifizierte Beschäftigte blei¬ 
ben dabei am Ende ebenso auf der 
Strecke wie die Verbraucher.“ 

Tarifrunde 

Versicherungen 

Die Tarifverhandlungen für die 
rund 170 000 Beschäftigten in der 
Versicherungsbranche wurden am 
Mittwoch (nach Redaktionsschluss 
dieser UZ) in München fortgesetzt. 
Darauf hatten sich die Vereinte 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver. 
di) und der Arbeitgeberverband der 
Versicherungsunternehmen (AGV) 
verständigt. 

Einem Sondierungsgespräch 
am 4. August war das Scheitern der 
Verhandlungen in der dritten Run¬ 
de Anfang Juni vorangegangen. In 
Warnstreiks hatten viele tausend 
Versicherungsbeschäftigte ein¬ 
drucksvoll zum Ausdruck gebracht, 
dass ihre „Arbeitgeber“ endlich ein 
verhandlungsfähiges Angebot vor¬ 
legen sollten, ver.di strebt einen Ge¬ 
haltsabschluss an, der oberhalb der 
Teuerungsrate hegt. 


Arbeitgeber Bundeswehr 

Trotz friedlicher Fassade fehlt es an Bewerbern 


S eit dem 1. Juli 2011 ist die Wehr¬ 
pflicht in Deutschland ausgesetzt. 
Seitdem kämpft die Bundeswehr 
nicht nur, um angeblich „im Auftrag 
des deutschen Volkes zu Sicherheit und 
Frieden in der Welt beizutragen“ (Zitat 
Bundeswehrbroschüre), sondern auch 
um Bewerber. Als Kampfmittel für 
mehr Tötungsbereitschaft wurde das 
„Gesetz zur Steigerung der Attraktivi¬ 
tät des Dienstes in der Bundeswehr“ 
im Mai 2015 in Stellung gebracht. Es 
verspricht bessere Besoldung, eine Wo¬ 
chenarbeitszeit von 41 Stunden, aber 
auch Teilzeitmöglichkeiten. Die Wir¬ 
kungen lassen noch zu wünschen übrig, 
obwohl das Gesetz durch eine „Agenda 
Bundeswehr in Führung - Aktiv. Attrak¬ 
tiv. Anders.“ flankiert wird. Sehr effektiv 
scheint auch diese Handlungsanleitung 
nicht zu sein. Eine Personalbefragung 
des Zentrums für Militärgeschichte und 
Sozialwissenschaften der Bundeswehr 
(ZMSBw) vom August 2016 ergab, dass 
30 Prozent der Zeitsoldaten von den 
Agenda-Maßnahmen noch nie etwas 
gehört hatten. 

Kern der mangelnden Attraktivität ist 
sicherlich, dass die Bundeswehr nicht Si¬ 
cherheit und Frieden, sondern Krieg und 
Zerstörung in die Welt trägt. Jedenfalls 
sieht das die Bevölkerung in ihrer Mehr¬ 
heit so. 68 Prozent der Bevölkerung wol¬ 
len nach einer Befragung im Auftrag der 
„Deutschen Presse-Agentur“ aus dem 
Jahr 2015 nicht, dass sich Deutschland 
„stärker an internationalen Militärein- 
sätzen zur Bewältigung von Krisen“ be¬ 
teiligt. Nur 18 Prozent akzeptieren eine 
aktivere militärische Rolle Deutschlands 
im Ausland. 

Folglich werden wir seit November 
2015 von einer Werbeoffensive der Bun¬ 
deswehr behelligt. Kosten: zehn Millio¬ 
nen Euro. Ihr Slogan: „Mach, was wirk¬ 
lich zählt“. Erdacht hat diese Kampagne 
die Düsseldorfer PR-Agentur Castenow. 
Es geht um neuen Nachwuchs und um 
Akzeptanz aggressiver Militärpolitik als 


Kollateralnutzen. Die Bundeswehr sei 
„heute nicht nur eine Armee im weltwei¬ 
ten Einsatz, sondern ein hochmoderner, 
global agierender Konzern“ wird uns mit- 
geteilt. Wie verhält sich denn dieser Kon¬ 
zern zu seinen Beschäftigten? 

Der Wehrbeauftragte offenbart sicher 
nicht immer die ganze Wahrheit, seine 
Berichte bieten aber Anhaltspunkte, wo 


es hakt. Eingaben zum Thema Vereinbar¬ 
keit von Familien- bzw. Privatleben und 
Dienst bleiben ein Schwerpunktthema. 
Immerhin pendeln zwei von drei Bun¬ 
deswehrangehörigen (Fern-, Wochenend- 
und Tagespendler). 66 Prozent im Ver¬ 
gleich zu 20 Prozent aller erwerbstätigen 
Deutschen. Das führt zu Beschwerden, 
vor allem zu Anträgen mit dem Ziel Ver¬ 


kürzung der Dienstzeit oder überhaupt 
der Versetzung in den Ruhestand. Mehr 
als 60 Prozent sind Wochenendpendler, 
die am Standort eine Unterkunft benö¬ 
tigen. Für den Fall, dass sie nicht tren¬ 
nungsgeldberechtigt sind, entfällt der 
Anspruch auf Unterbringung in der Ka¬ 
serne. Das wiederum trifft mehr als die 
Hälfte. In der Summe sind das 20 500 
Soldatinnen und Soldaten, die auf den 
Wohnungsmarkt verwiesen werden. Sie 
beklagen Mehrkosten von rund 500 Euro 
im Monat. 

Die Bundeswehr hat zu wenig Ärzte. 
Sie konkurriert mit zivilen Arbeitgebern. 
Nur 85 Prozent der Stellen sind tatsäch¬ 
lich besetzt. Verschärft wird die Situation 
durch Kriegsdienstverweigerungen ins¬ 
besondere von Sanitätsoffiziersanwär¬ 
tern. 

Aufgrund der Konkurrenz auf dem 
zivilen Arbeitsmarkt und trotz Weiter¬ 
verpflichtungsprämien und Personalbin¬ 
dungszuschlägen ist laut Wehrbeauftrag¬ 
tem auch die Personalgewinnung und 
-bindung von militärischem Assistenz - 
und Pflegepersonal extrem schwierig. Bei 
den Notfallsanitätern sind die Stellen zu 
75 Prozent und weniger besetzt. 

Ein Extrakapitel ist das Problem der 
einsatzbedingten posttraumatischen Be¬ 
lastungsstörungen (PTBS). Deren Zahl 
ist leicht zurückgegangen. Das werde 
aber relativiert durch den Anstieg ande¬ 
rer einsatzbedingter psychischer Störun¬ 
gen, wie zum Beispiel Angststörungen 
und affektive Störungen, so der Bericht. 
Der Anstieg bei diesen Krankheiten be¬ 
trug im Berichtsjahr 40 Prozent. Jahre 
und Jahrzehnte nach Beendigung von 
Einsätzen, zum Beispiel im ehemaligen 
Jugoslawien, gibt es immer wieder Erst¬ 
diagnosen von psychischen Erkrankun¬ 
gen. Die Selbstmorde sind leicht zurück¬ 
gegangen. 2015: 25 Selbstmorde und 44 
Selbstmordversuche. 2016:12 Selbstmor¬ 
de und 46 Selbstmordversuche. Bundes¬ 
wehr tötet. 

Klaus Stein 



Trotz ideenreicher Werbefeldzüge hat die Bundeswehr eklatante Nachwuchs¬ 
probleme. 


ÖPP-Pleite 


Streik macht stark 

der Regierung Streikkonferenz von ver.di Südhessen 


Autobahnbetreiber will von 
mehr Geld eintreiben 

Die Autobahn-Betreibergesellschaft 
„Al Mobil“ droht der Bundesregierung 
mit der eigenen Pleite. Sie verklagt die 
Regierung auf 787 Mio. Euro, weil die 
Lkw-Maut aus dem Autobahnteilstück 
der Al von Bremen nach Hamburg we¬ 
niger ergiebig war als bei Vertragsab¬ 
schluss erwartet. Es geht dabei um ein 
Vorzeigevorhaben der Privatisierungs¬ 
befürworter. Die so genannte Hansa- 
linie wurde von 2008 bis 2012, also in 
nur vier Jahren, auf 73 km sechsspurig 
ausgebaut. Der Klage zufolge, die am 
vergangenen Freitag beim Landgericht 
Hannover einging, liegt das Volumen 
für das öffentlich-private Projekt bei 
insgesamt 1,3 Mrd. Euro. 515 Mio. Euro 
entfallen davon auf den sechsspurigen 
Ausbau, 265 Mio. auf Unterhalt und 
Betrieb der Strecke und 518 Mio. Euro 
auf die Finanzierung. Al Mobil ist ein 
Konsortium, das sich aus dem Bauun¬ 
ternehmen Johann Bunte, Papenburg, 
und dem britischen Fonds John Laing 
zusammensetzt. 

Die angedrohte Pleite eines als 
„ÖPP - öffentlich-private Partner¬ 
schaft“ betriebenen Projektes kommt 
nur zwei Monate, nachdem die Regie¬ 
rung als letztes Vorhaben der Legisla¬ 
turperiode per Grundgesetzänderung 
die ÖPP zum Standard bei der Finan¬ 
zierung von Straßen und Schulen ge¬ 
macht hat. Entsprechend distanziert 
sich nachträglich SPD-Kanzlerkandi- 
dat Martin Schulz von den Privatisie¬ 
rungsplänen im Fernstraßennetz. „Mit 
mir als Kanzler wird es eine Autobahn¬ 
privatisierung nicht geben“, sagte er der 
WAZ. Der EU-Parlamentsabgeordne- 
te der Linkspartei Fabio De Masi wies 
dagegen darauf hin, dass Autobahnpri¬ 
vatisierungen und ÖPP ein „Verlust¬ 
geschäft für die Steuerzahler sind. Die 


langfristigen haushaltspolitischen Risi¬ 
ken werden im Unterschied zur öffent¬ 
lichen Kreditaufnahme verschleiert.“ 
Dagegen ganz cool Bundesverkehrs¬ 
minister Alexander Dobrindt (CSU), 
der zusammen mit Wolfgang Schäuble 
(CDU) und Sigmar Gabriel (SPD) die 
Grundgesetzänderung zur Autobahn¬ 
privatisierung vorangetrieben und 
durchgesetzt hatte. „Das ÖPP-Projekt 
Al ist das Projekt von SPD-Verkehrs¬ 
minister Tiefensee“, argumentierte er. 
Die Union habe nun sozialdemokra¬ 
tische „Anfängerfehler“ beseitigt und 
eine neue Generation der Projekte mit 
einem Gesamtvolumen von 15 Mrd. 
Euro gestartet. 

Zum aktuellen Fall der drohenden 
Al-Pleite ließ das Bundesverkehrsmi¬ 
nisterium verlauten, bei einer Insolvenz 
der Betreiberfirma könne der Bund 
den Konzessionsvertrag kündigen. Die 
Aufgabe, die Autobahn zu betreiben 
und zu unterhalten, falle dann an den 
Bund zurück. Doch ein Rechtsgutach¬ 
ten nährt daran Zweifel. Der Bund 
könne wohl gar nicht kündigen, weil 
die entsprechende Klausel im Konzes¬ 
sionsvertrag wahrscheinlich unwirksam 
sei, heißt es. Wie sich die Sache tatsäch¬ 
lich verhält, ist von außen nicht zu be¬ 
urteilen. Das ist sozusagen der Skandal 
im Skandal. Die ÖPP-Verträge werden 
geheim gehalten und können nicht ein¬ 
mal von den Abgeordneten der jeweils 
betroffenen staatlichen Ebene einge¬ 
sehen werden. An sich muss die Pleite 
einer kleinen Betreiberfirma nicht be¬ 
drohlich sein. Weder würden die beiden 
Eigentümer der Firma, noch nennens¬ 
wert Arbeitsplätze bedroht. Den Scha¬ 
den hätten lediglich die betroffenen 
Banken, deren Kredite nicht zurück¬ 
gezahlt werden könnten. Lucas Zeise 


Am 24. August fand im Gewerkschafts¬ 
haus Darmstadt eine Streikkonferenz 
des ver.di-Bezirks Hessen unter dem Ti¬ 
tel „Arbeitskampf zwischen Durchset¬ 
zungsfähigkeit und Kostendruck“ statt. 

In der auf der Konferenz beschlosse¬ 
nen „Darmstädter Erklärung“ bezeich¬ 
nen die Kolleginnen und Kollegen die 
Durchsetzungsfähigkeit der ver.di so¬ 
wohl im Kampf um Tarifverträge und 
Arbeitsbedingungen als auch bei sozial¬ 
politischen Zielen als Dreh- und Angel¬ 
punkt gewerkschaftlichen Handelns. Sie 
würde hierzulande anders als in anderen 
Staaten maßgeblich davon bestimmt, ob 
und wie lange es möglich ist, durch die 
Zahlung von Streikgeld an Streikende 
die Kampfkraft auf einem bestimmten 
Niveau zu halten und/oder auszubau¬ 
en. Vor diesem Hintergrund habe ver. 
di möglicherweise auch durch „unpopu- 


Aktive der ver. di-Jugend haben am ver¬ 
gangenen Dienstag im Koblenzer Löhr- 
Rondell öffentlichkeitswirksam gegen 
die schlechten Ausbildungsvergütungen 
und fachfremde Ausbildungsbedingun¬ 
gen im Friseurhandwerk protestiert. 

Die Aktion ist Teil einer bundesweiten 
Initiative: In rund 20 Städten mobilisie¬ 
ren Auszubildende gemeinsam mit der 
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) mit kreativen Aktionen unter 
dem Motto „Das Friseurhandwerk geht 
baden“ an zentralen Orten für höhere, 
bundesweit angeglichene Ausbildungs¬ 
vergütungen für die rund 23 000 ange¬ 
henden Friseure. Die Branche ist durch 
die schlechten Bedingungen durch 


läre“ Maßnahmen wie beispielsweise die 
Erhöhung der Zuführung an den Streik¬ 
fonds, aber auch durch die Bildung einer 
echten finanziellen Rücklage für Streiks 
ihre Handlungsfähigkeit dauerhaft aus¬ 
zubauen und zu erhalten. 

Weiter wird eingeschätzt, dass 
Streiks nur so wirksam sind, wie sie in 
den beteiligten Dienststellen und Be¬ 
trieben personell unterstützt werden. 
Die genauen Bedingungen eines Ar¬ 
beitskampfes kennen die ver.di-Ver¬ 
trauensleute sowie gewerkschaftlich 
orientierten Personal- und Betriebs¬ 
räte am besten. Deshalb müsse dort die 
Entscheidungskompetenz über Form, 
Taktik und Dauer von Streiks hegen. 
Zentralistische Vorgaben, welche die 
konkreten Verhältnisse am Ort nicht 
kennen und berücksichtigen (können), 
werden abgelehnt. 


Nachwuchsmangel gekennzeichnet. Die 
Aktion ist Teil der bundesweiten Tarif¬ 
kampagne „Besser abschneiden“, die 
ver.di gestartet hat (http://www.besser- 
abschneiden.info/und www.facebook.de/ 
besserabschneiden). Im Zuge der Kam¬ 
pagne haben sich über 1 800 Auszubil¬ 
dende der Gewerkschaft angeschlossen. 
„Auszubildende im Friseurhandwerk 
sind völlig unterbezahlt. Im Durchschnitt 
werden im Osten nur 269, im Westen 494 
Euro monatlich gezahlt. Deswegen wird 
es höchste Zeit für höhere Ausbildungs¬ 
vergütungen und eine bundesweite An¬ 
gleichung der Vergütungen“, sagte ver. 
di-Sekretär Marvin Reschinsky. 

ver.di/UZ 


Proteste in Koblenz 

„Das Friseurhandwerk geht baden“ 
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Stress beim DGB 

Hans-Böckler-Studie: Angst vor dem Abstieg führt zur Wahl der AfD 




Rentendiebe AfD 


tonelie Buntenbach, OGB-Vorstand 


»45 Jahre einzahlen, sonst keine 
Rente. Das heißt für viele: 

Schuften bis 70 und länger, andere 
gehen ganz leer aus.« 



www.dgb.de 


D ie Zukunftsangst der Menschen 
produziert rechte Wähler. Über¬ 
durchschnittlich sogar bei Ge¬ 
werkschaftsmitgliedern. Dies ist das 
Ergebnis einer Studie der Hans-Böck- 
ler-Stiftung über die so genannte „Al¬ 
ternative für Deutschland (AfD)‘.‘Mit 
dieser Tatsache sehen sich der Deut¬ 
sche Gewerkschaftsbund (DGB) und 
seine Einzelgewerkschaften konfron¬ 
tiert. Danach sind die Erfahrung von 
Unsicherheit und Kontrolle im Arbeits¬ 
leben sowie Zukunftssorgen die wich¬ 
tigsten Faktoren. Die Studie gibt die 
Möglichkeit, gerade innerhalb der Ge¬ 
werkschaften mehr Gegenpositionen 
gegen rechtes Denken bei der eigenen 
Mitgliedschaft zu entwickeln. 

Beim Lesen der Studie fällt auf, dass 
sich an der „Sozialen Marktwirtschaft“ 
abgearbeitet wird. Eine gesellschaftli¬ 
che Analyse bleibt außen vor. „Die 
meisten Menschen in Deutschland neh¬ 
men die aktuelle wirtschaftliche Situ¬ 
ation positiv wahr“ heißt es gleich zu 
Beginn. Doch allzu sozial scheint die¬ 
ses Wirtschaftssystem dann doch nicht 
zu sein. „Viele machen sich Sorgen um 
ihre Zukunft“. Weitaus mehr Bürger als 
früher haben das Gefühl, auf sich selbst 
gestellt zu sein und sich in eigener Ver¬ 
antwortung behaupten zu müssen. 

Der Großteil rechter Wähler ver¬ 
dient laut Untersuchung bis zu 2 500 
Euro brutto monatlich. Diese Men¬ 
schen fürchten um ihren Arbeitsplatz 
und haben das Gefühl, im Falle einer 
Arbeitslosigkeit keinen neuen Job 
mehr zu finden. Aber gerade in der 
Mittelschicht der Gesellschaft zeigt 
sich, dass Abstiegsängste ein entschei¬ 
dender Faktor sind. 

Globalisierung, Freihandel und 
technischer Wandel, mit allen negati¬ 
ven Folgen, sehen die vier Autoren als 
weitere Ursache. Der soziale Zusam¬ 
menhalt gilt vielen als gefährdet. Mehr 


als 90 Prozent der Menschen fehlt es 
zunehmend an sozialer Gerechtig¬ 
keit. Abstiegsängste und die Sorge, die 
Kontrolle über persönliche und gesell¬ 
schaftliche Lebensumstände zu verlie¬ 
ren, belasten immer mehr Bürger. 

Mit Blick auf die Resultate forderte 
der Vorsitzende des DGB, Reiner Hoff- 
mann, am 9. August bei der Veröffentli¬ 
chung der Studie die Parteien auf, das Si¬ 
cherheitsbedürfnis der Bevölkerung ernst 
zu nehmen, für Ordnung auf dem Arbeits¬ 
markt zu sorgen und die soziale Absiche¬ 
rung gerechter zu machen. Unerwähnt 
ließ Hoffmann jedoch, dass die Agenda 
2010 unter Kanzler Gerhard Schröder 
(SPD) und die Große Koalition mit ih¬ 
rer Politik den Nährboden bereitet hat, 
auf dem Rassismus und Neofaschismus 
gedeihen. Der Aufstieg der AfD ist auch 
ein Ergebnis dieser verfehlten Politik. 

Erfolgreich gegen Rechts zu sein, 
dazu gehört, die Ursachen zu bekämp¬ 
fen und aufzuklären. Dazu gehören 
sichere Arbeitsplätze, die Abschaf¬ 
fung prekärer Beschäftigung, von der 
Leiharbeit bis zur, im Juristendeutsch, 


I 

„sachgrundlosen“ Befristung. Das hat 
die DGB-Studie erkannt. 

Was fehlt, ist jedoch die Richtschnur, 
wie der Rechtspopulismus gestoppt wer¬ 
den kann. Gewerkschaftsmitglieder und 
Linkskräfte werden im Kampf gegen 
Rechts mehr überparteiliche antifaschis¬ 
tische Bündnisse entwickeln müssen. 
Erste Ansätze gibt es bereits dazu. Mehr 
herausgearbeitet werden muss aber in 
der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit 
die gesellschaftliche Ursache für Rassis¬ 
mus und Rechtsentwicklungen im Ka¬ 
pitalismus. Das hieße, sich mit den Re¬ 
gierungsparteien CDU/CSU und SPD 
zu beschäftigen sowie den hinter ihnen 
stehenden Kräften. Dazu können die Er¬ 
gebnisse der wissenschaftlichen Arbeit 
im Widerstand gegen die soziale Dem¬ 
agogie der Rechten und Neofaschisten 
nur begrenzt genutzt werden. Denn die 
bürgerlichen Parteien übernehmen im¬ 
mer stärker Begriffe und Positionen der 
AfD. Umgekehrt übernimmt die dezi¬ 
dierte Rechtspartei AfD Haltungen und 
Begriffe von den etablierten Parteien. 

Herbert Schedlbauer 
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Broschüre des DGB in NRW. 


Lucas Zeise zu alten Schäuble-Plänen 


Die größte Steueroase 


Vor einem Jahr hat die EU-Kommis- 
sion den irischen Staat verklagt, er 
möge doch bittesehr 13 Mrd. Euro 
nicht bezahlter, aber zu zahlender 
Steuern vom US-Unternehmen App¬ 
le wieder hereinholen. Eine hübsche 
Summe. Apple ist nur eines von vielen 
Unternehmen, die Irland als Steuer¬ 
vermeidungsparadies benutzen. Die 
irische Regierung hat sich geweigert, 
die Steuern einzutreiben. Schließlich 
besteht das Geschäftsmodell des Lan¬ 
des darin, Konzernen aus der EU, aber 
auch solchen aus den USA, die Mög¬ 
lichkeit zu geben, ihre in aller Welt ge¬ 
sammelten Gewinne in Irland auflau¬ 
fen zu lassen, wo sie sicher sein kön¬ 
nen, dass ihnen der Staat weniger als 
ein Prozent Steuern abverlangt. Bu¬ 
chungstechnisch gehen die Unterneh¬ 
men wie folgt vor: Sie gründen eine 
kleine Firma in Dublin oder Cork, 
die zum Eigentümer aller möglichen 
Patente und Lizenzen des Unterneh¬ 
mens gemacht wird. Die tatsächlich 
aktiven Unternehmensteile in aller 
Welt zahlen dann für jeden verkauf¬ 
ten elektronischen Schnickschnack, 
Handy oder Computer eine Lizenz¬ 
gebühr an die irische Lizenzeignerin, 
die ungefähr dem betriebswirtschaft¬ 
lichen Gewinn auf das verkaufte Teil 
entspricht. 

Das Verfahren ist ein Sonderfall 
der Gewinnverschiebung, die ihrer¬ 
seits die beliebteste Sportart bei Fi¬ 
nanzchefs von Großkonzernen ist. 
Die traditionsreichste Teildisziplin 
ist die Umleitung von Zinseinnahmen 
und Ausgaben auf sogenannte Fi¬ 
nanztöchter, die dann in Luxemburg 
oder den Niederlanden, vielleicht 
auch auf den Bermudas, Bahamas 
oder auf Jersey angesiedelt werden. 
Die Sportart wird offiziell von der EU 
und ihren Teilstaaten gefördert - und 
zwar durch zwei hochgehaltene Prin¬ 
zipien der Staatengemeinschaft: 1. Die 
Einzelstaaten in der EU behalten die 
Steuerhoheit. Sie entscheiden, wie 
und wie hoch Bürger und Unterneh¬ 
men im Land besteuert werden. 2. Es 
gilt die Freiheit des Kapitalverkehrs. 
Für den Einzelbürger sind diese bei¬ 
den Grundsätze ohne Bedeutung. Er 
zahlt Umsatz- und Lohnsteuer in dem 
Land, in dem er lebt. Für Unterneh¬ 
men, die in mehreren Ländern tätig 
sind, eröffnen die beiden Grundsätze 
eine Fülle von Möglichkeiten, Ein¬ 
nahmen dieser oder jener Art virtuell 
in dieses oder jenes Land zu transfe¬ 
rieren, das gerade diesen oder jenen 
Vorgang besonders niedrig oder gar 
nicht besteuert. Wenn das gut und 
kreativ gemacht wird, kann die Ge¬ 
samtersparnis wie im Fall Apple ganz 
erheblich sein. 

Der Fall Apple ist noch nicht ent¬ 
schieden. Dass die Kommission ihn 


überhaupt publik machte, dürfte 
auch daran gelegen haben, dass ihr 
Präsident Jean-Claude Juncker we¬ 
gen der Steuersparmodelle Luxem¬ 
burgs öffentlich angegriffen worden 
war, die Banken und Großunterneh¬ 
men angeboten worden waren, als 
er Premier- und Finanzminister im 
Großherzogtum gewesen war. Un¬ 
fair war das schon, denn, wie gesagt, 
es gehört in der EU zum guten Ton, 
dass die Einzelstaaten mit steuerli¬ 
chen Sonderkonditionen die Groß¬ 
unternehmen oder ihre Zweigstellen 
heranlocken. 



Lucas Zeise 


Geschickter als Juncker agierte der 
deutsche Finanzminister Wolfgang 
Schäuble. Er reagierte auf die Steu¬ 
erskandale „Luxleaks“ und „Panama 
Papers“ mit einem eigenen 10-Punkte- 
Plan, den er im April 2016 der stau¬ 
nenden Öffentlichkeit vorstellte. Da¬ 
rin forderte er Transparenz, die Regis¬ 
trierung von Steueroasen in aller Welt 
und deren Unterwerfung unter seine 
Vorgaben. Schäuble konzentrierte 
sich auf die exotischen Steueroasen 
und ihre Nutzung durch reiche Indi¬ 
viduen. Steueroasen in der EU oder 
in den USA kamen dagegen nicht vor. 
Die Steuergestaltung der transnatio¬ 
nalen Konzerne innerhalb der EU 
kam zwar zur Sprache. Als allerdings 
die EU-Kommission vorschlug, die 
Unternehmen sollten künftig offen¬ 
legen, wie viel Steuern sie in welchem 
Land zahlen, wurde das vom Schwer¬ 
gewicht Deutschland im Ministerrat 
abgelehnt. 

Kann man aus all dem eine Leh¬ 
re ziehen? Zunächst: Schäuble ist wie 
seine Chefin ein Meister der Heu¬ 
chelei, der Kunst, sich als Vorkämp¬ 
fer für Recht und Kontrolle der Rei¬ 
chen zu präsentieren, aber das Gegen¬ 
teil zu tun. Seine Partei hat deshalb 
den Wahlsieg in drei Wochen ehrlich 
verdient. Zweitens, die EU bleibt die 
größte Steueroase der Welt. 


Immer mehr verdienen immer weniger 

Wer für die prekären Arbeitsverhältnisse verantwortlich ist 


Mit erstaunlichen Tönen steigt das 
Wirtschaftsministerium in den Wahl¬ 
kampf ein. „Interne Papiere“ belegen, 
heißt es in der „Süddeutschen Zei¬ 
tung“, dass die Einkommensschere in 
der Bundesrepublik immer weiter aus¬ 
einandergehe. Die Lohnungleichheit 
verharre auf einem historisch hohen 
Niveau. Im Jahr 2015 seien die realen 
Bruttolöhne der unteren 40 Prozent 
zum Teil deutlich niedriger als 1995. 
Das bedeute, dass ein Großteil „un¬ 
serer Bevölkerung nicht mehr voran 
kommt“, zitiert die Zeitung den Staats¬ 
sekretär im Wirtschaftsministerium 
Matthias Machnig. Und: „Den Kindern 
geht es auf einmal schlechter als ihren 
Eltern.“ 

Wie manche sich noch erinnern, hat 
im Januar 2005 der damalige Bundes¬ 
kanzler Gerhard Schröder (SPD) vor 
dem World Economic Forum in Davos 
erklärt: „Wir müssen und wir haben 
unseren Arbeitsmarkt liberalisiert. Wir 


haben einen der besten Niedriglohn¬ 
sektoren aufgebaut, den es in Europa 
gibt. Ich rate allen, die sich damit be¬ 
schäftigen, sich mit den Gegebenhei¬ 
ten auseinanderzusetzen, und nicht nur 
mit den Berichten über die Gegeben¬ 
heiten.“ 

Die Agenda 2010 war nicht der ers¬ 
te, aber der folgenschwerste Angriff auf 
das normale, nicht prekäre Arbeitsver¬ 
hältnis. Prekäre Arbeitsverhältnisse ha¬ 
ben unterschiedliche Formen, die sich 
auch noch vermengen können. Befris¬ 
tete Arbeitsverträge, Zwangsteilzeit, 
Leiharbeit und Werkverträge, Schein¬ 
selbstständigkeit, Outsourcing, der da¬ 
mit verbundene Verlust der ursprüng¬ 
lichen Betriebszugehörigkeit, der Ver¬ 
lust der damit in der Regel besseren 
sozialen Standards sowie die massen¬ 
haft gestiegenen geringfügigen Be¬ 
schäftigungsverhältnisse sind die we¬ 
sentlichen Formen prekärer Arbeits¬ 
verhältnisse. Zusätzlich wurden mit 


„Ein-Euro-Jobs“ oder „Bürgerarbeit“ 
Instrumentarien für die Jobcenter ge¬ 
schaffen, die Erwerbslosen aus der Ar¬ 
beitslosenstatistik herauszumogeln, ob¬ 
wohl ihnen existenzsichernde Arbeits¬ 
plätze vorenthalten werden. 

Der Agenda 2010 vorausgegangen 
war die Einführung der „sachgrundlo¬ 
sen“ Befristungen von Arbeitsverhält¬ 
nissen. Im Jahr 2015 war schon jedes 
zwölfte befristet. Besonders betroffen 
sind jüngere Kolleginnen und Kollegen: 
In der Altersgruppe der 25- bis 34-Jäh¬ 
rigen sind 17,9 Prozent der Arbeitsver¬ 
träge befristet. 

In vielen Branchen werden ver¬ 
mehrt lediglich Teilzeitarbeitsplätze 
installiert, obwohl die Beschäftigten 
selbst gerne mehr Stunden arbeiten 
würden. Besonders betroffen sind da¬ 
von Frauen. Viele Arbeitsplätze im 
Einzelhandel werden nur noch mit 
der Hälfte der tariflichen Stundenzahl 
oder noch weniger Stunden angeboten. 


Auch in Bereichen, wo Fachkräfte feh¬ 
len, wie in der Altenpflege, ist das mitt¬ 
lerweile zum Standard geworden. 

Fast eine Million Kolleginnen und 
Kollegen sind als Leiharbeiter in den 
Betrieben eingesetzt. 

Die Zahl von geringfügig entlohn¬ 
ten Beschäftigten („Minijobbbern“) 
addiert sich nach den letzten vorliegen 
Zahlen des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) vom Feb¬ 
ruar vorigen Jahres auf 7 265 210 der 
insgesamt 35 974 400 Beschäftigten in 
Deutschland. 

Die Zahl der Aufstocker liegt bei 
über 1,2 Millionen, davon ist etwa die 
Hälfte in Vollzeit beschäftigt. 

Der Staat subventioniert mit die¬ 
sem gesamten Paket der prekären Ar¬ 
beitsverhältnisse laut dem Armutsfor¬ 
scher Christoph Butterwegge ungefähr 
mit zehn Milliarden Euro pro Jahr Un¬ 
ternehmen, die Dumpinglöhne, also 
sehr niedrige Löhne zahlen: „Und da 


reicht eben der Mindestlohn von 8,84 
Euro nicht aus. Der ist übrigens der 
niedrigste in ganz Westeuropa“, stellt 
Butterwegge fest. 

Wenn sich nun, wie eingangs zitiert, 
das von Brigitte Zypries (SPD) geführ¬ 
te Ministerium in den Wahlkampf ein¬ 
schaltet und eine Debatte um eine „ge¬ 
rechtere Einkommensverteilung“ füh¬ 
ren will, ist das nun etwas eigenartig. 
Alle Elemente, die zu einer Zerschla¬ 
gung der normalen Arbeitsverhältnisse 
geführt haben, sind von den jeweiligen 
Regierungen politisch gewollt worden. 
Der Haupteffekt, neben einer weiteren 
Entsolidarisierung der Belegschaften 
das bundesdeutsche Lohnniveau zu 
senken, war dabei das erklärte Ziel. 
Die Vorgaben und Wünsche kamen aus 
den Verbänden der Industrie und der 
„Arbeitgeber“. Die SPD-geführten Re¬ 
gierungen haben bei deren Umsetzung 
maßgeblichen Anteil geleistet. 

Werner Sarbok 
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Abschieben, oder? Nur gemeinsam 

Die Wahlprogramme der Bundestagsparteien im Vergleich Die dkp kämpft mit den Geflohenen 



D er Bundesinnenminister handelt. 
Statt durch das Land zu touren 
und Wahlkampfreden zu halten, 
steht er - in Abstimmung mit den Re¬ 
gierungsmitgliedern sowie Vorständen 
der Unionsparteien wie dem Koaliti¬ 
onspartner SPD - für grundsätzliche 
Entscheidungen. Auch im Hinblick auf 
die Flüchtlings- und Asylpolitik. 

In der vorigen Woche wurde nach 
Vorlage eines neuen Lageberichts des 
Auswärtigen Amtes über Afghanis¬ 
tan durch die Bundesregierung ent¬ 
schieden, dass die Abschiebungen in 
das Land wieder aufgenommen wer¬ 
den. In der „Tagesschau“ folgte auf die 
entsprechende Mitteilung des Bun¬ 
desinnenministers Thomas de Mai¬ 
ziere (CDU) ein Bericht über einen 
Anschlag in Kabul. Kämpfer der Ter¬ 
rormiliz Islamischer Staat (IS) töteten 
bei der Erstürmung einer vollbesetz¬ 
ten Moschee mindestens 20 Menschen. 
Weit mehr als 40 wurden verletzt. An¬ 
schläge, die vor allem die Zivilbevölke¬ 
rung treffen, gibt es in der Hauptstadt 
und anderen Teilen des Landes jeden 
oder fast jeden Tag. So „sicher“ ist die 
Lage im Land. 

Aber was kümmert das? Und de 
Maiziere macht damit durchaus Wahl¬ 
kampf für die Unionsparteien. In deren 
„Regierungsprogramm 2017-2021“ für 
die Bundestagswahlen wird zwar be¬ 
hauptet, man wolle „Menschen in Not“ 
helfen, zugleich aber soll Migration ge¬ 
steuert und vor allem reduziert, sollen 
„abgelehnte Bewerber konsequent“ 
zurückgeführt, also abgeschoben wer¬ 
den. Man feiert sich unter anderem, 
weil man bereits die „Zahl derer, die 
kein Bleiberecht haben, wirksam re¬ 
duziert“ habe. „Wir haben Albanien, 
Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Ma¬ 
zedonien Montenegro und Serbien 
zu sicheren Herkunftsländern erklärt 
und so die Asylbewerberzahlen we¬ 
sentlich senken können.“ Das betrifft 
oft Roma, die in ihren Herkunftslän¬ 
dern meist unter erbärmlichen Verhält¬ 
nissen leben und nicht selten verfolgt 
werden. „Gleiches muss für Algerien, 
Marokko und Tunesien gelten.“ Dabei 
wird es garantiert nicht bleiben - Af¬ 
ghanistan wird ja schon jetzt als relativ 
„sicher“ angesehen. Auch die SPD will 
abgelehnte „Flüchtlinge konsequenter 
in ihre Herkunftsländer zurückführen“. 

Die CSU wird in ihrem „Bayern¬ 
plan“ noch deutlicher. Sie fordert nicht 
nur eine „Obergrenze“ für Flüchtlinge, 
scharfe Grenzkontrollen, eine lücken¬ 
lose Erfassung der Daten aller Flücht¬ 
linge, sondern erklärt ebenso: „Wer 
kein Bleiberecht hat, muss das Land 


verlassen.“ Und - wohl mit Blick auf 
jene Bundesländer, die eine solche Pra¬ 
xis eher kritisch sehen: „Rückführun¬ 
gen müssen bundesweit koordiniert 
und mit aller Konsequenz vollzogen 
werden.“ An anderer Stelle wird be¬ 
tont: „Wer nach Wegfall des Flucht¬ 
grundes nicht freiwillig zurückkehrt, 
den müssen wir konsequent zurück¬ 
führen.“ Und nur denen, die ein dauer¬ 
haftes Bleiberecht haben, soll erlaubt 
werden ihre Familien nachzuholen. 
Zudem wird gefordert: „Wir müssen 
dafür sorgen, dass sich Asylbewerber 
nicht unrechtmäßig Leistungen er¬ 
schleichen.“ Gewarnt wird dabei auch 
vor einer angeblichen „Einwanderung“ 
in die „deutschen Sozialsysteme“. Auf¬ 
fällig in beiden Programmen - sowohl 
im gemeinsamen Regierungsprogramm 
wie im „Bayernplan“ - ist zudem, wie 
die Frage des Asyls mit der der Krimi¬ 
nalität verknüpft wird. Das findet man 
auch bei der AfD. 

Vor allem im „Bayernplan“ der 
CSU gibt es viele Übereinstimmungen 
mit den Wahlforderungen der AfD, die 
die Grenzen natürlich sofort dicht ma¬ 
chen will und zudem eine „Minusein¬ 
wanderung“ wie eine „jährliche Min- 
destabschiebequote“ fordert und gar 
keinen Familiennachzug will. 

Einig sind sich die Unionsparteien 
mit der AfD, der FDP, aber auch der 
SPD, dass man die Fluchtursachen vor 
Ort „bekämpfen“, aber „Europa“ natür¬ 
lich seine Grenzen besser „schützen“ 
müsse. So schreibt auch die SPD in ih¬ 
rem „Regierungsprogramm“ zwar viel 
über bessere Integration, aber fordert 
zugleich: „Wir müssen die Fluchtursa¬ 
chen in den Heimatländern bekämpfen, 
die Außengrenzen Europas sichern.“ 
Wie man aber beispielsweise die Aus¬ 
beutung der Ressourcen Afrikas durch 


die großen, auch deutschen, Monopole, 
das Landgrabbing oder die die dortigen 
Kleinbauern ruinierenden Lebensmit¬ 
telimporte aus Europa usw. beendet, 
aber auch die zunehmende Militarisie¬ 
rung von Konflikten und die eigene Be¬ 
teiligung an diesen, steht da nicht. 

Einig ist man sich auch darin, ganz 
im Interesse des Kapitals, dass dage¬ 
gen die Zuwanderung von Fachkräften, 
egal aus welcher Region, unbedingt ge¬ 
fördert werden muss. 

Hervorzuheben ist, dass in Fragen 
der Flüchtlings- und Asylpolitik die 
Grünen eine andere Position vertre¬ 
ten - wie natürlich auch die Partei „Die 
Linke“, die konsequent, solidarisch und 
internationalistisch eine solidarische 
„Einwanderungsgesellschaft“ mit glei¬ 
chen politischen wie sozialen Rechten 
für alle fordert und die Abschottung 
EU-Europas ablehnt. Auch die Grü¬ 
nen lehnen die Verschärfung der Asyl¬ 
politik durch die Bundesregierung ab, 
mit der u.a. Abschiebungen erleichtert 
wurden: „... durch Aufnahmeprogram¬ 
me von Flüchtlingen in Europa (dür¬ 
fen) das Grundrecht auf Asyl und die 
Gewährleistungen der Genfer Flücht¬ 
lingskonvention nicht ausgehöhlt wer¬ 
den. Die Aufnahme darf nicht auf 
Flüchtlinge aus bestimmten Weltge¬ 
genden beschränkt werden.“ Und wei¬ 
ter heißt es u.a.: „Die De-facto-Ausla- 
gerung der europäischen Außengren¬ 
zen durch Migrationspartnerschaften 
mit Staaten, in denen Menschen- und 
Flüchtlingsrechte nicht gewahrt sind, 
lehnen wir ebenso ab wie die Umwid¬ 
mung entwicklungspolitischer Gelder 
für menschenrechtlich problematische 
Grenzschutzproj ekte. Menschenrechts¬ 
widrige Rücknahmeabkommen wer¬ 
den wir zurücknehmen ...“ 

Nina Hager 


Die Diskussion über das Thema 
„Flüchtlinge und Asylpolitik“ spielt 
eine große Rolle in unserer Gesell¬ 
schaft und gerade zu Wahlkampfzei¬ 
ten wie jetzt in besonderem Maße. Das 
bekommen wir als Kommunisten am 
Infostand oder bei Verteilaktionen 
stark zu spüren. Oft sind wir dabei 
platten Provokationen nachgeplap¬ 
perter rechter Demagogie ausgesetzt, 
aber sehr häufig kommt man auch mit 
Menschen darüber ins Gespräch, wa¬ 
rum es überhaupt so viele Menschen 
gibt, die sich zu einer Flucht aus ihrer 
Heimat gezwungen sehen. 

Ich frage die Feute dann schon 
mal, ob sie sich daran erinnern kön¬ 
nen 1984 dieses Problem auch schon 
gekannt zu haben, ob es Kriegsflücht¬ 
linge aus Syrien oder sogenannte 
Wirtschaftsflüchtlinge aus dem Koso¬ 
vo oder Bosnien-Herzegowina gab? 
Nein, natürlich nicht, denn in diesem 
Jahr fanden die Olympischen Win¬ 
terspiele in Sarajevo statt, in einem 
friedlichen Fand, das sich Sozialisti¬ 
sche Föderative Republik Jugoslawi¬ 
en nannte, und kein Mensch dachte 
dabei an Krieg, als Jens Weißflog für 
die DDR und Peter Angerer für die 
BRD olym¬ 
pische Me¬ 
daillen ge¬ 
wannen. 

Syrien 
und Fiby- 
en waren 
Fänder, die 
sich nicht nur autark ernähren konn¬ 
ten, sondern zusätzlich noch Solida¬ 
ritätsprogramme für andere Fänder 
und Bewegungen der nationalen Be¬ 
freiung auflegen konnten. „... ja, da 
haben sie recht“, kommt dann oft. Die 
Frage, wieso und warum wir dann aus¬ 
gerechnet jetzt weltweit über 60 Mil¬ 
lionen Flüchtlinge haben, mehr als 
zum Ende des 2. Weltkrieges 1945, 
schließt sich dann zwangsläufig an 
und schon ist man in einer Diskus¬ 
sion über Ursache und Wirkung. Wo 
überall und warum werden Kriege ge¬ 
führt, wem nützen diese Kriege und 
wer verdient daran? Wer und zu wes¬ 
sen Nutzen presst die afrikanischen 
Fänder ökonomisch so aus, dass die 
Menschen dort ihrer Febensgrundla- 
gen beraubt werden und keine andere 
Perspektive mehr sehen, als aus ihrer 
Heimat zu fliehen? „Fluchtursachen 
bekämpfen“ sind dann die Schlagwor¬ 
te, die viele Politiker/innen selbst aus 
dem bürgerlichen Fager benutzen, 
wenn sie merken, das der Ruf nach 
einer „Obergrenze“ nicht mehr aus¬ 



Stefan Natke 


reicht. Konkrete Vorschläge gibt es 
von ihnen dazu allerdings nicht, weil 
es auch im Widerspruch zu ihrer Po¬ 
litik der Vertretung der Kapitalinter¬ 
essen der deutschen Wirtschaft stün¬ 
de, die sie vertreten. Zu ihrer Politik 
gehört auch die weitere Aushöhlung 
des Asylrechts, eine rigide Abschiebe- 
praxis, vom Satz der Kanzlerin „Wir 
schaffen das“ ist nichts mehr übrigge¬ 
blieben. 

Die DKP ist die einzige Partei, 
die klar die Kausalzusammenhänge 
formuliert, 
zwischen 
Kapitalin¬ 
teressen, 
Aufrüstung 
und Krieg, 
neokoloni¬ 
aler Aus¬ 
plünderung, Flüchtlingen und den 
Ängsten der hiesigen Werktätigen 
und Erwerbslosen vor ständig fort¬ 
schreitender Verelendung bestehen. 
Die DKP kämpft in vielen Bündnis¬ 
sen für die Rechte der Geflohenen, ge¬ 
gen Abschiebung und die Sicherung 
ihrer sozialen und politischen Ansprü¬ 
che. Wir Kommunisten sind die ein¬ 
zigen, die klar und deutlich ausspre¬ 
chen, dass die deutsche Arbeiterklasse 
und die Geflüchteten auf der gleichen 
Seite der Barrikade stehen und einen 
gemeinsamen Gegner haben, nämlich 
die Klasse der Kapitalisten, und dass 
der Kampf den wir kämpfen, Klassen¬ 
kampf heißt. Allein deswegen schon 
ist es wichtig, dass wir uns in den Bun¬ 
destagswahlkampf eingemischt haben 
und mit kommunistischen Positionen 
draußen auf der Straße und vor den 
Betrieben vertreten sind und mit den 
Menschen diskutieren und unsere po¬ 
litischen Vorstellungen und Argumen¬ 
te vorstellen. 

Stefan Natke, 
Listenplatz i - Landesliste der DKP Berlin 


Am 24. September 
DKP wählen 


Chaos in der Asylbehörde 

Personal- und Entscheidungspolitik der Behörde in der Kritik 


Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF), welches für die 
Durchführung von Asylverfahren und 
die Entscheidungen über Asylanträge 
verantwortlich ist, gerät nicht aus der 
öffentlichen Kritik. Während das Bun¬ 
desinnenministerium jüngst auf seiner 
Internetseite frohlockte, dass die An¬ 
zahl der offenen Fälle beim BAMF 
weiter zurückgingen, kritisieren Flücht¬ 
lingsinitiativen und Menschenrechtsor¬ 
ganisationen vor allem die Arbeitsab¬ 
läufe und Personalpolitik der Behörde. 
Erst kürzlich hatte die Behörde meh¬ 
rere Stellen ausgeschrieben und soge¬ 
nannte Entscheider in Asylverfahren 
gesucht. „Wir suchen Bewerberinnen 
und Bewerber mit einem abgeschlos¬ 
senen Hochschulstudium auf mindes¬ 
tens Bachelor-Niveau der Fachrichtun¬ 
gen öffentliche Verwaltung, Public-Ma- 
nagement, Verwaltungswissenschaften 
oder Rechtswissenschaften“, lautete 
die einzige formale Voraussetzung für 
potentielle Bewerberinnen und Be¬ 
werber. Weitergehende Kompetenzen 
erschienen dem BAMF offenbar nicht 
notwendig zu sein. Ein fatales Signal - 
und sicherlich kein Zeichen von Pro¬ 
fessionalität. 


Nachdem in der Vergangenheit 
Stellen im BAMF mit Mitarbeitern 
aus anderen Behörden besetzt wurden, 
die mit den Themen Flucht, Asyl und 
Migration bis dahin beruflich nichts zu 
tun hatten, versucht die Behörde mitt¬ 
lerweile verstärkt Menschen mit Mi¬ 
grationshintergrund bzw. ausgepräg¬ 
ten Fremdsprachenkenntnissen als 
Mitarbeiter zu gewinnen. Dass dies 
die Abläufe tatsächlich erleichtert und 
zugleich an Recht und Gesetz gebun¬ 
dene Entscheidungen getroffen wer¬ 
den, darf zumindest bezweifelt wer¬ 
den. Eine Menge an Neueinstellungen 
ist schließlich beileibe kein Garant 
für eine kompetente Bearbeitung der 
Asylfälle. Hinzu kommt, dass es Mit¬ 
arbeitern ohne pädagogische Grund¬ 
bildung kaum möglich sein dürfte, den 
nicht selten traumatisierten Flüchtlin¬ 
gen mit genügend Einfühlungsvermö¬ 
gen und Empathie gegenüberzutre¬ 
ten. Faktisch entscheiden im BAMF 
also Menschen über das Schicksal von 
Flüchtlingen, die nicht selten deut¬ 
liche Defizite in der politischen Bil¬ 
dung aufweisen, zu wenig Kenntnisse 
von Ursachen von Krieg, Flucht und 
Vertreibung besitzen und denen psy¬ 


chologisches und sozialpädagogisches 
Handeln mehrheitlich fremd sein dürf¬ 
te. Es darf nicht der Eindruck entste¬ 
hen, diese Defizite den Mitarbeitern 
zuschreiben zu wollen, verantwortlich 
für die unprofessionell anmutende Per¬ 
sonalpolitik ist schließlich das Bundes¬ 
innenministerium, dem das BAMF un¬ 
terstellt ist. 

Eben dieses Bundesinnenministeri¬ 
um war es auch, das kürzlich frohlockte, 
dass sich die „Zahl der anhängigen Ver¬ 
fahren von rund 146 000 Ende Juni 2017 
binnen eines Monats auf etwa 129000 
reduziert“ habe. Auch das BAMF selbst 
gibt sich zufrieden. „Nach dem Abbau 
der zahlreichen Rückstände seien nun¬ 
mehr natürlich auch mehr Klageverfah¬ 
ren anhängig“, gab dessen Präsidentin 
Jutta Cordt kürzlich bekannt. Diese 
Sicht auf die Dinge dürfte jedoch bes¬ 
tenfalls unter dem Stichwort Gehirnak¬ 
robatik verbucht werden können. Ist es 
doch vielmehr so, dass eine große Zahl 
der von der Behörde entschiedenen 
Asylfälle massive Mängel aufweisen 
und das Gros der Flüchtlinge vor Ge¬ 
richt für ihre Rechte streitet. 

Auch die Menschenrechtsorga¬ 
nisation Pro Asyl warf dem BAMF 


„mangelhafte Sachverhaltsaufklä¬ 
rung, unvollständige Dokumentation 
der Anhörungen“ und das Erstellen 
der „Bescheide allein auf Textbau¬ 
steinbasis“ vor. „Wenn schon bei an¬ 
erkennenden Entscheidungen nur un¬ 
zureichend die Fluchtgründe ermittelt 
wurden, dann betrifft dies erst recht 
die abgelehnten. Es ist davon auszu¬ 
gehen, dass die beim BAMF existie¬ 
renden Qualitätsmängel tausendfach 
zur Ablehnung geführt haben“, so der 
Vorwurf von Pro Asyl. Die Flüchtlings¬ 
unterstützer fordern daher eine Über¬ 
prüfung und Neubearbeitung aller ne¬ 
gativen Bescheide aus den Jahren 2016 
und 2017. 

„Die Verwaltungsgerichte müs¬ 
sen jetzt ausbaden, was das BAMF 
im Auftrag der Bundesregierung ver¬ 
bockt“, moniert auch die innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Finksfraktion im 
Bundestag, Ulla Jelpke. Sie bezeich- 
nete die aktuelle Überlastung der 
Verwaltungsgerichte als „eine direk¬ 
te Folge der Vorgaben der Bundes¬ 
regierung, rigidere Asylbescheide zu 
erteilen“. 

Tatsächlich dürfte es dem Re¬ 
gierungswunsch entsprechen, dass 


so wenig Menschen wie möglich als 
Flüchtlinge anerkannt werden. Die 
Abschottung funktioniert nicht nur 
an den EU-Außengrenzen, sondern 
auch im Innern der Bundesrepublik. 
Anstatt die eigene Urheberschaft für 
die Flucht vieler Menschen vor Armut, 
Hunger und Krieg endlich anzuerken¬ 
nen und grundlegend politisch um¬ 
zusteuern, ignoriert die Bundesregie¬ 
rung das Schicksal Hunderttausender 
Flüchtlinge und macht es diesen nahe¬ 
zu unmöglich, ein zumindest halbwegs 
geordnetes Feben führen zu können. 
Der politische Druck, den das Bun¬ 
desinnenministerium offenbar auf das 
BAMF ausübt, muss umgehend been¬ 
det werden. Notwendig ist eine Rück¬ 
kehr zu rechtlichen und humanitären 
Standards in der Asylpolitik und nicht 
die politische Vorgabe aus Regierungs¬ 
kreisen, möglichst viele Asylanträge 
abzulehnen. Die offensichtlichen Ver¬ 
fehlungen des Bundesinnenministeri¬ 
ums und des BAMF bleiben keines¬ 
wegs folgenlos. So geht es für die von 
der Behörde abhängigen Flüchtlinge 
am Ende oftmals um nicht weniger als 
um Leben und Tod. 

Markus Bernhardt 
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Drecksschleudern weiter in Betrieb 


Kohleländer wollen gegen EU-Richtlinie klagen 



In der vorletzten Woche blockierten tausende „Ende Gelände-Aktivistinnen“ die Gleise, auf denen das Kraftwerk Neurath 
(zwischen Köln und Mönchengladbach) mit Braunkohle versorgt wird. Am Freitag wurde die Kohlebahn über neun 
Stunden besetzt. Am Samstag wurden die Blockaden sechs Stunden gehalten. RWE musste vier der Kraftwerksblöcke für 
20 Stunden drosseln. 


Die Braunkohleländer machen sich für 
die Interessen der Energiekonzerne 
stark, wie ein Bericht des Spiegels kürz¬ 
lich gezeigt hat. In einem Brief mahnte 
Sachsens Ministerpräsident Stanislaw 
Tillich (CDU) Bundes Wirtschaftminis¬ 
terin Brigitte Zypries (SPD) auch im 
Namen seiner Amtskollegen, „alle po¬ 
litischen und rechtlichen Mittel auszu¬ 
schöpfen“. Neben Sachsen sind Bran¬ 
denburg, Nordrhein-Westfalen und 
Sachsen-Anhalt beteiligt. Hintergrund 
sind neue EU-Grenzwerte für Quecksil¬ 
ber und Stickoxid aus „Großfeuerungs¬ 
anlagen“. 

„Angesichts der sozialen und wirt¬ 
schaftspolitischen Auswirkungen der 
rechtswidrig zu Stande gekommenen 
EU-Vorgaben halten wir es für un¬ 
verantwortlich, uns auf Spielräume 
bei der nationalen Umsetzung zu ver¬ 
lassen“, heißt es in dem Schreiben an 
Wirtschaftsministerin Brigitte Zypries 
(SPD) vom vergangenen Donnerstag. 
Die Grenzwerte für Quecksilber seien 
fachlich unkorrekt hergeleitet und der 
Grenzwert für Stickoxid für bestehen¬ 
de Braunkohlekraftwerke sei unver¬ 
hältnismäßig, argumentierte Tillich. 

Am 17. August wurde der Durchfüh¬ 
rungsbeschluss zu einer EU-Richtlinie 
veröffentlicht, die das Europäische 
Parlament und der Europäische Rat 
beschlossen hatten. Darin wurden die 
Grenzwerte für die Abgase aus Kraft¬ 
werken deutlich verschärft, so dass die 
Anlagen entweder nachgerüstet oder 
stillgelegt werden müssen. Insbeson¬ 
dere Braunkohlekraftwerke können 
ab 2021 davon betroffen sein. 

„Die neuen EU-Schadstoffgrenz- 
werte für Kraftwerksemissionen sind 
ein weiteres Argument, die dreckigsten 
und ältesten deutschen Kohlekraftwer¬ 
ke abzuschalten“, sagte Stefanie Lang¬ 
kamp, Experte für Kohlepolitik der 
Klima-Allianz Deutschland am 17. Au¬ 
gust. Für die Erreichung der deutschen 
Klimaziele gehe kein Weg an einem 
Kohleausstieg vorbei, für den es einen 
verbindlichen Fahrplan brauche. Bei 
der Umsetzung der EU-Vorgaben sol¬ 
le die deutsche Bundesregierung dem 
Gesundheitsschutz der Bevölkerung 


Vorrang vor Industrieinteressen geben 
und den erlaubten Schadstoffausstoß 
weiter minimieren. 

Der von dem Bündnis HEAL mit¬ 
veröffentlichte Bericht „Die dunkle 
Wolke über Europa lichten“ vom Ok¬ 
tober 2016 legt erhebliche gesundheit¬ 
liche Vorteile von hohen europäischen 
Standards offen. So könnten bei einer 
strengen Auslegung durch die Bundes¬ 
regierung jährlich bis zu 20.000 vorzei¬ 
tige Todesfälle durch Luftschadstoffe 
verhindert und 56 Milliarden Euro an 
Gesundheitskosten eingespart werden. 


Eine Analyse der Klima-Allianz 
Deutschland zeigt, dass der Groß¬ 
teil der von den Schadstoffgrenzen 
betroffenen Kraftwerke ohnehin in 
der nächsten Legislaturperiode vom 
Netz gehen muss, um die Ziele des 
Pariser Abkommens und die deut¬ 
schen Klimaschutzziele einzuhalten. 
Bei der Umsetzung der neuen EU- 
Standards bis zum Jahr 2021 ist die 
Mehrheit der Kraftwerke über 40, 
teilweise sogar über 50 Jahre alt und 
hat die technische Lebensdauer er¬ 
reicht. 


Die Bundesregierung hatte noch am 
28. April versucht, die neuen Grenz¬ 
werte zu verhindern. Damals hatte 
sie gegen die Verschärfung gestimmt, 
konnte sich aber nicht durchsetzen. 
Dass sie nun gegen diese klagen wird, 
hält die Grüne Liga für unwahrschein¬ 
lich. In einem Rundbrief der Grünen 
Liga in der Lausitz heißt es, dass Fi¬ 
nanzstaatssekretär Jens Spahn (CDU) 
unbestätigten Berichten zufolge bei ei¬ 
nem Besuch der Lausitz einer solchen 
Klage eine Absage erteilt habe. 

Bernd Müller 


Wohlfahrtsverband 
fordert soziale Offensive 

Ulrich Schneider, Hauptgeschäfts¬ 
führer des Paritätischen Gesamt¬ 
verbandes, stellte vor wenigen Ta¬ 
gen in Berlin einen 15-Punkte-Plan 
mit dem Titel „Mut zur Korrektur“ 
vor. Darin spricht sich der Verband 
für umfassende Reformen in der 
Arbeitsmarktpolitik aus. 

Totz sinkender Zahlen regis¬ 
trierter Arbeitsloser und trotz 
„blendender Wirtschaftsdaten“ 
habe man es mit einer zunehmen¬ 
den Armut im Lande zu tun, warnt 
der Verband. 

Angesichts dieser wachsenden 
sozialen Verwerfungen am Arbeits¬ 
markt und schwindender sozialer 
Sicherheit bei Arbeitslosigkeit sei 
es endlich an der Zeit, die Agenda- 
Politik der vergangenen 15 Jahre zu 
korrigieren. Der Verband setzt sich 
für den Abbau prekärer Arbeits¬ 
bedingungen und eine Stärkung 
der Arbeitslosenversicherung bis 
hin zu einer Totalreform von Hartz 
IV ein. 

DGB für höhere Renten 

DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach und ver.di-Vorsitzen¬ 
der Frank Bsirske haben Ende der 
vergangenen Woche in Kassel die 
politischen Parteien aufgefordert, 
unverzüglich zu handeln, um die 
Rente der Zukunft zu sichern. 

Wir brauchen einen Kurswech¬ 
sel in der Rentenpolitik. Die Rente 
muss auf dem jetzigen Niveau von 
48 Prozent stabilisiert und schritt¬ 
weise auf 50 Prozent angehoben 
werden. Zudem müssen der steu¬ 
erliche Bundeszuschuss für die 
Rentenkasse erhöht und die Ta¬ 
rifbindung gestärkt werden“, sagte 
Bsirske. 

„Wenn die Politik heute die 
Weichen für die Zukunft richtig 
stellt, ist ein höheres Rentenniveau 
bezahlbar: Gesamtgesellschaftliche 
Aufgaben dürfen nicht länger aus 
Beitragsmitteln bezahlt werden. 
Der Arbeitsmarkt muss in Ordnung 
gebracht, prekäre Jobs in sozialver¬ 
sicherungspflichtige B eschäf tigung 
umgewandelt werden“, forderte An¬ 
nelie Buntenbach. 


Alles beim Alten 


Hartes Urteil 


An Stopp der Rüstungsexporte ist nicht zu denken 


Erstes Urteil gegen G20-Gegner 


Nach jahrelangem Hofieren des türki¬ 
schen Staatspräsidenten Recep Tayy- 
ip Erdogan hat die Bundesregierung 
in diesem Sommer eine „Neuausrich¬ 
tung“ der deutschen Türkei-Politik an¬ 
gekündigt. Angesichts der Politik der 
Geiselnahme von deutschen Bürgern 
einerseits und der Spionage Anders¬ 
denkender in Deutschland, der De¬ 
stabilisierung in der Region durch völ¬ 
kerrechtswidrige Einmärsche in Syrien 
und im Irak und der anhaltenden Be¬ 
waffnung und Unterstützung von isla¬ 
mitischen Terrormilizen in der Region 
war die Revision überfällig. 

Allein, bisher erleben wir viel Tam¬ 
tam, von einem wirklichen Kurswech¬ 
sel kann keine Rede sein. Außer einer 
Modifizierung der Reisehinweise auf 
der Internetseite des SPD-geführten 
Auswärtigen Amtes gibt es keine kon¬ 
kreten Konsequenzen. Im Gegenteil. 
Gerade erst hat Vizekanzler Sigmar 
Gabriel wieder bekräftigt, dass er an 
einen formalen Stopp der EU-Beitritts- 
gespräche mit Ankara nicht denke - 
nur so können aber die Hilfsgelder in 
Höhe von jährlich 630 Millionen Euro 
an Erdogan eingefroren werden. EU- 
Kommissar Günther Oettinger von der 
CDU will Erdogan gar weitere Milliar¬ 
den Euro an Steuergeldern überweisen. 

Und obwohl der Despot am Bos¬ 
porus seine politischen Kontrahenten 
mittlerweile selbst im europäischen 
Ausland verfolgen lässt, macht sich 
Bundesinnenminister Thomas de Mai¬ 
ziere für die weitere Kooperation mit 
dem türkischen Repressionsregime 
stark, etwa bei der sogenannten Ter¬ 
rorismusbekämpfung. Damit wird der 


Bock zum Gärtner gemacht, weiß der 
CDU-Mann doch ganz genau, dass Er- 
dogans Türkei mittlerweile „zentra¬ 
le Aktionsplattform“ für islamistische 
Terrorgruppen im Nahen und Mittle¬ 
ren Osten ist - es war sein Ministerium, 
das diese Schlussfolgerung im Sommer 
2016 getroffen hatte. 

An einen Stopp der Rüstungsexpor¬ 
te an Erdogan wollen Union und SPD 
nicht denken. Bei allen Spannungen 
seit dem Staatsputsch Erdogans in der 
Folge des gescheiterten Militärcoups 
vor einem Jahr, die Waffengeschäf¬ 
te mit dem Despoten in Ankara lau¬ 
fen weiter. Während Erdogan Kritiker 
einsperrt und gegen die Kurden Krieg 
führt, liefern deutsche Rüstungsfirmen 
weiter fleißig Waffen und Munition an 
Ankara: 2016 im Wert von 49 Millio¬ 
nen Euro. 2015 waren es 26,5 Millionen 
Euro. Und in den ersten vier Monaten 
dieses Jahres ist Kriegsgerät „Made in 
Germany“ im Wert von 5,6 Millionen 
Euro an Erdogan geschickt worden - 
mit freundlicher Genehmigung jeweils 
der Bundesregierung. 

Klar ist auch, die Bundesregierung 
hat nicht erst aus den Medien von den 
Plänen der Düsseldorfer Rüstungs¬ 
schmiede Rheinmetall zum Bau einer 
Panzerfabrik in der Türkei erfahren. 
Auf Nachfragen räumt das SPD-ge¬ 
führte Bundeswirtschaftsministerium 
jetzt ein, es habe „regelmäßige dienst¬ 
liche Kontakte“ zu „Vertretern von 
Rheinmetall“ gegeben. Wirtschafts¬ 
staatssekretär Matthias Machnig will 
auch „nicht ausschließen, dass bei ent¬ 
sprechenden Kontakten das Thema 
Gründung des Jointventures zur Spra- 



Sevim Dagdelen ist Mitglied des 
Auswärtigen Ausschusses im Bundes¬ 
tag und Sprecherin der Fraktion „Die 
Linke“ für Internationale Beziehungen 


che gekommen ist“. Noch im Mai hatte 
das Ministerium behauptet, die geplan¬ 
te Panzerfabrik sei „nicht Gegenstand 
von Gesprächen mit Vertretern der 
Bundesregierung“ gewesen, jedenfalls 
„ausweislich der vorhandenen Unter¬ 
lagen und Aufzeichnungen“. 

Jenseits von Wahlkampfgetöse 
bleibt in der deutschen Türkei-Politik 
bis dato alles beim Alten. Der Despot 
erfährt faktisch weiter Unterstützung, 
und das auf Kosten der Demokratinnen 
und Demokraten in der Türkei - und 
der Sicherheit der Bürgerinnen und 
Bürger in Deutschland. 

Sevim Dagdelen 


Knapp zwei Monate nach den G20- 
Protesten in Hamburg begannen letzte 
Woche die ersten Prozesse gegen fest¬ 
genommene Demonstranten im Amts¬ 
gericht Hamburg: Ein 21-Jähriger aus 
den Niederlanden wurde am vergange¬ 
nen Montag wegen „schwerem Land¬ 
friedensbruch, schwerer Körperverlet¬ 
zung und besonders schwerem Angriff 
auf Vollstreckungsbeamte und Wider¬ 
stand“ vom Richter zu zwei Jahren und 
sieben Monaten Haft verurteilt. Das 
Urteil für einen 24-Jährigen aus Polen, 
dessen Prozess am Dienstag stattfand, 
war bis Redaktionsschluss noch nicht 
bekannt. Ihm wurde vorgeworfen, wäh¬ 
rend der G20-Proteste gegen das Be¬ 
waffnungsverbot verstoßen zu haben. 
Die beiden und weitere Angeklagte sit¬ 
zen seit den Protesten Anfang Juli in 
Untersuchungshaft. 

Das Urteil gegen den Niederlän¬ 
der, der nach Beendigung der De¬ 
monstration „Welcome to Hell“ zwei 
Flaschen auf Polizisten geworfen und 
sich anschließend gegen seine Fest¬ 
nahme gewehrt haben soll, stieß auf 
große Empörung bei den Zuschauern 
im Gerichtssaal. Obwohl die Staatsan¬ 
wältin eine mildere Haftstrafe von ei¬ 
nem Jahr und neun Monaten forderte, 
erhöhte der Richter das Strafmaß. Er 
begründet das Urteil mit einer Geset¬ 
zesverschärfung von Ende Mai, nach 
dem „der Schutz von Amtsträgern bei 
Diensthandlungen“ erhöht werden sol¬ 
le. Die Linksfraktion in der Hambur- 
gischen Bürgerschaft meint, dass der 
Richter der politischen Forderung von 
Hamburgs Bürgermeister Olaf Scholz 
gefolgt sei, welcher sich für harte Stra- 
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fen gegen die G20-Demonstrantlnnen 
ausgesprochen hatte. 

Das Urteil ist noch nicht rechtskräf¬ 
tig. Die Verteidigung könnte Berufung 
gegen das Urteil einlegen. 

Die Staatsanwaltschaft hat insge¬ 
samt 173 Ermittlungsverfahren einge¬ 
leitet. 18 davon richten sich gegen ein¬ 
gesetzte Polizeibeamte bei den G20- 
Protesten. Weitere Verfahren könnten 
hinzukommen. 

Im Zusammenhang mit den Pro¬ 
testen waren 51 Haftbefehle erlassen 
worden. Derzeit befinden sich nach An¬ 
gaben von Oberstaatsanwalt Carsten 
Rinio noch 32 Beschuldigte in Unter¬ 
suchungshaft. 

Amanda Poschen 
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Artilleriebeschuss zum Schulanfang 

Ukraine hält „Schul-Waffenstillstand“ nicht ein 


FARC beginnen 
Parteigrundung 

Die „Revolutionären Streitkräfte 
Kolumbiens - Armee des Volkes“ 
(FARC-EP) eröffneten am vergan¬ 
genen Sonntag ihren Kongress, aus 
dem ihre politische Partei hervor¬ 
gehen soll. 

„Heute beginnen wir einen neu¬ 
en Weg“, sagte FARC-Comandan- 
te Rodrigo Londono zum Auftakt 
vor rund 1 200 Delegierten in der 
Hauptstadt Bogota. Zentrales An¬ 
liegen ist die soziale Gerechtigkeit - 
die Guerilla hatte in den 1960er Jah¬ 
ren als Protest vor dem Elend der 
Landbevölkerung zu den Waffen 
gegriffen. Die Delegierten beraten 
unter anderem über den Namen der 
neuen Organisation. 

Die Führung ist offenbar für die 
Bezeichnung „Revolutionäre Al¬ 
ternative Kräfte Kolumbiens“, wo¬ 
durch das historische Kürzel FARC 
beibehalten würde. 

Am 1. September wollen die 
FARC die Ergebnisse auf der Plaza 
Bolfvar in Bogota bei einer Kund¬ 
gebung öffentlich bekanntgeben 
und mit einem großen Konzert fei¬ 
ern. 

Grenzstreit beigelegt 

Indien und China haben ihren 
Grenzstreit um das Doklam-Pla- 
teau im Himalaja laut Angaben aus 
Neu-Delhi beigelegt. Beide Seiten 
hätten sich auf einen zügigen Rück¬ 
zug ihrer Truppen geeinigt, teilte 
das indische Außenministerium am 
Montag mit. Dieser habe bereits be¬ 
gonnen. China seinerseits bestätigte 
den Rückzug indischer Grenztrup¬ 
pen von der Konfrontationslinie in 
Doklam. 

Chinesische Soldaten würden 
weiterhin in der Region patrouil¬ 
lieren, sagte eine Sprecherin des 
Pekinger Außenministeriums. Die 
Truppenstärke werde aber der 
neuen Situation entsprechend an¬ 
gepasst. 

Seit Mitte Juni hatten sich chi¬ 
nesische und indische Soldaten am 
Drei-Länder-Eck zwischen den 
beiden Atommächten und Bhutan 
gegenübergestanden. Die Span¬ 
nungen drehten sich um den Bau 
einer Straße durch die chinesische 
Volksarmee in einem von China 
und Bhutan beanspruchten Gebiet. 
China warf Indien vor, Truppen auf 
chinesisches Territorium geschickt 
zu haben, um den Straßenbau zu 
verhindern. Um Gebietsansprüche 
in einer anderen Himalaja-Region 
hatten China und Indien 1962 einen 
Krieg geführt. 

China hatte Indien aufgefordert, 
seine Truppen abzuziehen, und er¬ 
klärt, es werde sein Territorium „um 
jeden Preis“ verteidigen. Indiens Au¬ 
ßenministerin Sushma Swaraj hatte 
von einer „direkten Herausforde¬ 
rung unserer Sicherheit“ gespro¬ 
chen. In den vergangenen Wochen 
hätten die zwei bevölkerungsreichs¬ 
ten Staaten der Welt über diplomati¬ 
sche Kanäle ihre Anliegen und Inte¬ 
ressen zum Ausdruck gebracht, hieß 
es nun aus Neu-Delhi. 

Arbeitslosigkeit in 
Frankreich gestiegen 

Die Arbeitslosigkeit in Frankreich 
ist wieder deutlich angestiegen. Im 
Juli wuchs die Zahl der Erwerbslo¬ 
sen um 34 900 auf 3,52 Millionen, 
wie das französische Arbeitsminis¬ 
terium mitteilte. Werden die fran¬ 
zösischen Überseegebiete hinzu¬ 
gerechnet, waren 3,78 Millionen 
Menschen arbeitslos gemeldet. 
Das Statistikamt Insee sieht hinge¬ 
gen seit geraumer Zeit einen Rück¬ 
gang der Arbeitslosigkeit, demnach 
sank die Quote im zweiten Quartal 
auf 9,2 Prozent. Die Insee-Zahlen 
werden anders ermittelt als jene 
des Arbeitsministeriums, das wie¬ 
derum keine Quote veröffentlicht. 
Präsident Macron hatte angekün¬ 
digt, das französische Arbeitsrecht 
aushöhlen zu wollen. Diese Woche 
will die Regierung die Verordnun¬ 
gen vorstellen. 


B ei den Verhandlungen in Minsk 
über den Konflikt im Donbass 
wurde in der letzten Woche eine 
weitere Waffenruhe ausgerufen, die ab 
dem 25. August gelten sollte. Sie trägt 
die Bezeichnung „Schul-Waffenstill¬ 
stand“ da am 1. September das Schul¬ 
jahr beginnt. 

Die bisherigen Ankündigungen ei¬ 
ner Waffenruhe führten zumindest für 
wenige Tage zu einem Rückgang der 
ukrainischen Angriffe auf die Volksre¬ 
publiken des Donbass. Dieses Mal ist 
das nicht der Fall. Die Angriffe sind 
kaum zurückgegangen, in der Donez- 
ker Volksrepublik (DVR) gab es be¬ 
reits wieder Verletzte und Schäden an 
Wohngebäuden. 

Der „Schul-Waffenstillstand“ wird 
sich also kaum anders entwickeln als 
der seit dem 24. Juni geltende „Brot- 
Waffenstillstand“, der die Erntearbei¬ 
ten ermöglichen soll. Das Kommando 
der Streitkräfte der DVR listete vor 
wenigen Tagen die „trockene Statis¬ 
tik“ des „Brot-Waffenstillstands“ auf: 
Die DVR wurde von Seiten der ukra¬ 
inischen Streitkräfte mit 20 Raketen, 
900 Artilleriegeschossen und mehr als 
8 000 Mörsergeschossen angegriffen. Es 
starben fünf Zivilisten und 26 Soldaten 
der DVR, 21 Zivilisten und 20 Solda¬ 
ten wurden verletzt. 161 Häuser wur¬ 
den zerstört oder beschädigt. Die Zah¬ 
len beziehen sich auf einen Zeitraum 
von etwa zwei Monaten. 

In den letzten Wochen setzten uk¬ 
rainische Streitkräften Brandgeschos¬ 
se ein, um die Schäden an Gebäuden 
gezielt zu vergrößern, anschließend 
wurden in mehreren Fällen direkt 
die Feuerwehrbrigaden beschossen. 
In der letzten Woche führte dies zum 
Tod eines Feuerwehrmannes in Do¬ 
nezk. Die OSZE-Beobachtermission 
hat über diesen Vorfall, wie über viele 
andere Angriffe auf die Volksrepubli¬ 
ken, nicht berichtet. Auch ukrainische 
Angriffe auf von ihnen selbst besetztes 
Gebiet sind mehrfach vorgekommen, 
um dies dann als „Beweis“ für die Ag¬ 
gression der DVR darzustellen. Alle 
Schritte, die eine politische Regelung 
des Konflikts ermöglichen würden, 
werden von der Ukraine nach wie vor 
boykottiert. 


Am Montag dieser Woche trafen sich in 
Paris Staats- und Regierungschefs füh¬ 
render EU-Staaten mit den Vertretern 
des Tschad, des Niger und der Über¬ 
gangsregierung Libyens. General Cha- 
lifa Haftar war nicht eingeladen. Er und 
seine Libysche Nationalarmee (LNA) 
kontrollieren den Osten Libyens und 
weitere Teile des Landes, sie stehen auf 
der Seite des gewählten „Tobruk-Parla- 
ments“. Um Haftar bemüht sich derzeit 
sogar die US-Regierung. Vermutlich lud 
Macron Haftar nicht ein, um seine ita¬ 
lienischen EU-Partner nicht zu verär¬ 
gern, die auf die Übergangsregierung 
aus Tripolis setzen, und weil der franzö¬ 
sische Präsident beim Flüchtlingsgipfel 
in Paris einen Erfolg verbuchen wollte. 

Macron scheint der Meinung zu 
sein, dass es ohne Haftar keine Stabi¬ 
lisierung der Lage im Land geben wird. 
Entsprechend muss er in Verhandlun¬ 
gen eingebunden werden. Von Libyen 
ausgehend kann Frankreich aber vor 
allem seine strategischen Interessen 
besser verfolgen, meint der italienische 
Journalist Giovanni Fasanella: „So ist 
Uran aus dem Niger und dem Tschad 
für Frankreich von extremer Wichtig¬ 
keit - bedenken Sie, dass Frankreich 
rund 75 Prozent seines Strombedarfs 
aus Atomkraft deckt“, erklärte er in ei¬ 
nem Interview gegenüber den „Deut¬ 
schen Wirtschaftsnachrichten“. Außer¬ 
dem gehe es für Frankreich um die 
„nationale Sicherheit“. Italien - neben 
Frankreich und Großbritannien einst 
Kolonialmacht in Libyen - hat vor al- 


Im Oktober dieses Jahres läuft das 
ukrainische Gesetz zum „besonderen 
Status des Donbass“ aus. Zwar ist die¬ 
ses Gesetz von der Ukraine durch ei¬ 
nen entsprechenden Passus blockiert 
und, anders als von den Minsker Ver¬ 
einbarungen vorgesehen, weder mit 
den Volksrepubliken abgestimmt noch 
auf eine dauerhafte Grundlage gestellt 
worden, dennoch ist anzunehmen, dass 
die ukrainische Regierung diesen Zeit¬ 
punkt abwartet, um die Lage dann po¬ 
litisch und möglicherweise militärisch 
weiter zu eskalieren. 

Beim Treffen Poroschenkos mit 
dem US-Verteidigungsminister James 
Mattis übergab dieser „Verteidigungs¬ 
waffen“ an die Ukraine und stellte 
weitere militärische Unterstützung in 
Aussicht. 


lern Interesse am „Öl in Tripolitanien, 
wo der italienische Mineralölkonzern 
Eni vertreten ist“. Tripolitanien mit der 
Hauptstadt Tripolis, in der die Über¬ 
gangsregierung des Landes sitzt, ist 
eine der drei historischen Großprovin¬ 
zen des Landes. 

Wer ist dieser General Haftar? Zu¬ 
nächst einmal: Er gilt als „strong man“, 
als harter Kerl. Und er hat eine beweg¬ 
te Vergangenheit: Er war Offizier un¬ 
ter Gaddafi. 1969 beteiligte er sich an 
dessen erfolgreichem Aufstand gegen 
König Idris von Libyen, machte danach 
Karriere. Ende der 80er Jahre war er er¬ 
folglos als Kommandeur im Krieg ge¬ 
gen den Tschad. 1987 setzte er sich in 
die USA ab. Dort lebte er über 20 Jahre 
offenbar nicht weit von Langley, dem 
CIA-Hauptquartier, war 1996 an ei¬ 
nem gescheiterten Putschversuch gegen 
Gaddafi beteiligt. Nach dessen Sturz 
2011 sollte er die Streitkräfte seines 
Landes neu organisieren, wurde aber 
bald abgesetzt. Aus den ihm treu blei¬ 
benden Truppen - darunter Luftwaffe 
und Spezialeinheiten -, die vor allem 
gegen islamistische Milizen sowie auch 
die des IS und al-Kaida um die Macht 
im Land kämpften und kämpfen, ent¬ 
stand zunächst die Libysche Nationa¬ 
le Befreiungsarmee. Am 2. März 2015 
berief ihn das Repräsentantenhaus in 
Tobruk, also das im Ostteil des Landes, 
zum Oberbefehlshaber der Streitkräfte 
Libyens, der LNA. 

Die einen bezeichnen ihn inzwi¬ 
schen als Mann Putins, der „Spiegel“ 


Die ukrainische Regierung ist auf 
den Krieg u.a. deshalb angewiesen, um 
von den massiven ökonomischen und 
sozialen Problem im Land abzulen¬ 
ken. Im Jahr 2018 stehen Parlaments¬ 
und Präsidentschaftswahlen an. Kon¬ 
kurrenz droht zwar nur von rechts, der 
Oligarch Poroschenko und die mit ihm 
verbundenen Kräfte werden jedoch al¬ 
les tun, um an der Regierung und damit 
an ihren Einnahmequellen zu bleiben. 
Einem möglichen Konkurrenten, dem 
ehemaligen georgischen Präsidenten 
Michail Saakaschwili - der in seinem 
Herkunftsland u. a. wegen Veruntreu¬ 
ung öffentlicher Gelder und Gefan¬ 
genenmisshandlung unter Anklage 
steht -, hat Poroschenko jedenfalls vor¬ 
sorglich die ukrainische Staatsangehö¬ 
rigkeit entziehen lassen. Eine Opposi- 


nannte ihn gar „Putins Wüstenfuchs“. 
Andere sind da vorsichtiger. Speku¬ 
liert wird, ob Haftar nicht vielleicht 
für den CIA arbeitete und sogar noch 
immer arbeitet. Sicher ist, dass er und 
seine LNA sowie Regierung und Par¬ 
lament im Ostteil des Landes die Un¬ 
terstützung Ägyptens und der Vereinig¬ 
ten Arabischen Emirate (VAE) haben. 
Offenbar erhalten Haftars Truppen von 
beiden Waffen und von der VAE auch 
Flugzeuge, trotz des 2011 von der UNO 
verhängten Waffenembargos gegen Li¬ 
byen, von dem nur die international an¬ 
erkannte Übergangsregierung in Tripo¬ 
lis ausgenommen ist. Haftar hofft, dass 
Russland jetzt vor allem dazu beitragen 
wird, dass das Embargo ganz aufgeho¬ 
ben wird. Im Juli resümierte er nach sei¬ 
ner dritten Russlandreise laut „Russia 
Today“ vom 16. August: „Russland sag¬ 
te, dass es sein Bestes tun wird, um uns 
zu helfen.“ Und etwas kryptisch erklärte 
er: „Russland versucht, geeignete Lö¬ 
sungen zu finden, um uns alles zu geben, 
was wir zur richtigen Zeit brauchen.“ 
Sicher ist auch, dass Haftar nach 
weiteren Verbündeten sucht und sie - 
nicht nur in Macron - findet. Er traf 
sich unter anderem im Juli in Bengha- 
si mit dem Chef von AFRICOM, dem 
US-General Thomas Waldhauser. Zu¬ 
vor hatte er bereits ein Treffen mit dem 
US-Botschafter für Libyen, Peter Bod- 
de, in Amman (Jordanien). CNN hatte 
kurz zuvor, am 10. Juli, darüber berich¬ 
tet, dass die US-Regierung unter Präsi¬ 
dent Trump nach einem neuen Ansatz 


tion gegen den Krieg und den Ausver¬ 
kauf des Landes ist im Parlament nicht 
mehr vorhanden, seit 2014 die Fraktion 
der Kommunistischen Partei der Ukra¬ 
ine ausgeschlossen und die Partei bei 
den anschließenden Wahlen massiv be¬ 
hindert wurde. 

Die deutsche Bundesregierung, ne¬ 
ben der Russischen Föderation und 
Frankreich einer der „Garanten“ der 
Minsker Vereinbarungen, weicht von 
ihrer Unterstützung der ukrainischen 
Regierung nicht ab. Welche Formen 
dies annimmt, zeigt die Grußbotschaft 
von Bundesaußenminister Gabriel zum 
Unabhängigkeitstag der Ukraine, die 
mit einem Leitspruch der ukrainischen 
Nationalisten und Faschisten endete: 
„Slawa Ukraini“ (Ruhm der Ukraine). 

Renate Koppe 


in der Libyen-Politik des Landes suche. 
Unter der Obama-Regierung hatten 
sich die USA auf die Zusammenarbeit 
mit den Kräften im Westteil des Lan¬ 
des, darunter auch den islamistischen, 
konzentriert - vor allem aber auf die 
Unterstützung der Übergangsregierung 
in Tripolis. 

Ob die USA jemals ihre Spezialein¬ 
satzkräfte aus dem Ostteil des Landes - 
so angeblich nach dem Angriff auf das 
US-Konsulat in Bengasi im Jahr 2012 - 
zurückgezogen haben, ist unbekannt. 
Angesichts der Interessenlage auch der 
USA an der Region erscheint das we¬ 
nig wahrscheinlich. Schon unter Oba- 
ma haben die USA ihre Militärpräsenz 
in Afrika ausgeweitet. Man will ange¬ 
sichts des Zugriffs auf die Reichtümer 
des Kontinents wie aufgrund eigener 
geostrategischer Interessen vor Ort 
präsent sein. 2014 waren jedenfalls laut 
„Los Angeles Times“ mehr als 5 000 
US-amerikanische Soldaten in 38 afri¬ 
kanischen Ländern aktiv, unter ande¬ 
rem in Somalia, Libyen oder der De¬ 
mokratischen Republik Kongo. 

Die Bemühungen der US-Regie- 
rung auch mit General Haftar ins Ge¬ 
spräch zu kommen, sind jedoch umstrit¬ 
ten. Die Libyen-Spezialisten des „Ame¬ 
rican Enterprise Institute for Public 
Policy Research“, eines konservativen 
Thinktanks aus Washington D.C., war¬ 
nen jedenfalls vor Haftar: Der sei als 
Partner für die Durchsetzung der US- 
Interessen weder verlässlich noch stark 
genug. Nina Hager 



Nationalismus zum tief Einatmen: 

Der ukrainische Präsident Petro Poroschenko bei der Militärparade zum „Unabhängigkeitstag“. 


Haftar - Der starke Mann im Osten 

Libyen wird immer mehr zum Spielball unterschiedlicher Interessen 








m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 1. September 2017 


Ökonomische Fragen im Mittelpunkt 

ln Venezuela arbeitet die Verfassunggebende Versammlung 



E inen Monat nach der Wahl zur ver¬ 
fassunggebenden Versammlung, 
der Constituyente, am 30. Juli und 
dem Beginn ihrer Arbeit am 4. August 
hat sich in Venezuela die innenpoliti¬ 
sche Lage in dem südamerikanischen 
Land spürbar stabilisiert. Nahezu über 
Nacht ist die Welle gewaltsamer Protes¬ 
te der Opposition zu Ende gegangen. 
Hatten die Rechtsparteien in den Ta¬ 
gen vor der Wahl noch mit einem Ge¬ 
neralstreik und einem Marsch auf den 
Präsidentenpalast Miraflores gedroht, 
herrschte nach der Abstimmung Ruhe. 
Gegen den Widerstand ihres radikalen 
Flügels entschieden sich die meisten 
Oppositionsparteien, an den bevor¬ 
stehenden Regionalwahlen teilzuneh¬ 
men. Diese waren ursprünglich für den 
10. Dezember vorgesehen, wurden von 
der Constituyente jedoch auf Oktober 
vorgezogen. 

Die Constituyente ist entsprechend 
den Regelungen der geltenden Ver¬ 
fassung allen anderen Staatsgewalten 
übergeordnet und kann sich deshalb 
sowohl über Entscheidungen der Re¬ 
gierung als auch über solche des regulä¬ 
ren Parlaments hinwegsetzen. In der in¬ 
ternationalen Presse wird dies als „Ent¬ 
machtung“ der von den Rechtsparteien 
dominierten Nationalversammlung 
dargestellt. Dabei haben sich die Re¬ 
gierungsgegner den Verlust ihres Ein¬ 
flusses selbst zuzuschreiben, denn sie 
hatten die Wahl zur Verfassunggeben¬ 
den Versammlung boykottiert. 

Die umfangreichen Befugnisse der 
Constituyente haben allerdings auch 
dazu geführt, dass die in sie gesetzten 
Hoffnungen groß sind - und die Forde¬ 
rungen entsprechend. So werde eine so¬ 
fortige Lösung der komplizierten wirt¬ 
schaftlichen Lage erwartet, schrieb etwa 
Bildungsminister Elias Jaua in einem 
Beitrag auf der Homepage des Staats¬ 
senders „Radio Nacional de Venezuela“. 
Die Constituyente habe jedoch keinen 
Zauberstab, mit dem sie alle Probleme 
lösen könne, die derzeit die nationale 
Wirtschaft beeinträchtigen. „Die Über¬ 
windung der wirtschaftlichen Probleme 
wird das Ergebnis der produktiven und 
ehrlichen Anstrengung der Privatun¬ 
ternehmen, der Arbeiterinnen und Ar¬ 
beiter, der entstehenden Formen von 
kommunalem und gesellschaftlichem 
Eigentum, der öffentlichen Unterneh¬ 
men und der Anleitung und des trans¬ 


parenten Handeln des Staates sein“, so 
Jaua. 

Hauptaufgabe der Constituyente sei 
es, für politische Stabilität zu sorgen, da¬ 
mit in einem ruhigen Umfeld das Recht 
auf ein friedliches Leben des venezola¬ 
nischen Volkes gesichert werden könne. 
Es sei aber auch richtig, dass die Ver¬ 
fassunggebende Versammlung die Mög¬ 
lichkeit hat, durch eigene Gesetze die 
Entstehung nicht-kapitalistischer Pro¬ 
duktions- und Distributionsformen zu 
fördern. Der Minister schlug deshalb 
unter anderem vor, ein „realistisches“ 
Wechselkurssystem zu entwickeln, das 
einen transparenten und gleichberech¬ 
tigten Zugang zu Devisen ermöglicht. 
Alle am Im- und Export von Waren 
und am inneren Güterverkehr betei¬ 
ligten Institutionen müssten überprüft 
und neu organisiert werden. Weiter reg¬ 


te Jaua eine mit allen Akteuren disku¬ 
tierte und vereinbarte Preispolitik an, 
um den anhaltenden Anstieg der Le¬ 
benshaltungskosten zu stoppen. „Eine 
Revolution, die sich sozialistisch nennt, 
darf - auch wenn sie die existierende 
Privatinitiative anerkennt und unter¬ 
stützt - nicht darauf verzichten, neue 
Eigentumsformen und neue Produkti¬ 
onsbeziehungen zu fördern, sie darf also 
nicht darauf verzichten, nicht-kapitalis¬ 
tische Eigentums- und Produktionsfor¬ 
men zu schaffen.“ 

Die Constituyente hat sich in den 
ersten Wochen ihrer Existenz auch zu 
einem ökonomischen Diskussionsfo¬ 
rum entwickelt. Oscar Schemel, der 
für die Unternehmerschaft in die Con¬ 
stituyente gewählt wurde, forderte am 
9. August eine Überprüfung der bisher 
praktizierten Preis- und Währungskon¬ 


trollen. Diese hätten ihre Ziele nicht 
erreicht, sondern nur für Korruption, 
Ineffizienz und einen Niedergang der 
Produktivität gesorgt. Dagegen warnte 
Aristöbulo Istüriz, einer der bekann¬ 
testen Vertreter der ehavistischen Be¬ 
wegung, dass die Probleme des Landes 
in erster Linie durch einen von außen 
geführten Wirtschaftskrieg verursacht 
würden und nicht durch eine Verrin¬ 
gerung des Schutzes für die ärmeren 
Bevölkerungsschichten gelöst werden 
könnten. 

Die Kommunistische Partei Vene¬ 
zuelas (PCV) warnt, dass Teile des Re¬ 
gierungslagers einen Kompromiss mit 
den Unternehmern und Teilen der Op¬ 
position eingehen wollen. Damit sei die 
Gefahr verbunden, dass zwar die boli- 
varische und sozialistische Fassade des 
Prozesses erhalten bleibe, die Errun¬ 


genschaften der vergangenen 18 Jahre 
jedoch geopfert würden. Verlierer sei 
dann die Bevölkerung. Die Kommunis¬ 
ten fordern unter anderem Strafmaß¬ 
nahmen gegen die privaten Finanzin¬ 
stitute, weil diese in den vergangenen 
Wochen Obergrenzen für die Ausgabe 
von Bargeld eingeführt und damit die 
Kunden vom Zugang zu ihrem eigenen 
Geld abgeschnitten hätten. Politbüro¬ 
mitglied Pedro Eusse erklärte, dass die 
grundsätzliche Lösung nur die revolu¬ 
tionäre Nationalisierung des gesamten 
Finanzsystems unter der Kontrolle der 
Arbeiter und des Volkes sein könne. 
Nur dadurch könne sichergestellt wer¬ 
den, dass die Ressourcen dieses Sektors 
nicht mehr in überhöhte Managergehäl¬ 
ter, sondern in die produktive Entwick¬ 
lung des Landes fließen. 

Andre Scheer 


Großangriff auf die Arbeiter 

Macron will neue Arbeitsgesetzgebung durchdrücken - Landesweite Streiks am 12. September 


Macrons Aufgabe bleibt vorerst die 
Zerschlagung der Arbeiterbewegung 
in Frankreich und die Erzwingung des 
sozialen Friedens. Die neue Arbeitsge¬ 
setzgebung, die er so schnell wie mög¬ 
lich durchsetzen will, wird von der fran¬ 
zösischen Bevölkerung weitgehend ab¬ 
gelehnt. Macron übt deshalb Kritik am 
Volk: „Die Franzosen und Französinnen 
verabscheuen die Reformen.“ Und so be¬ 
gleiten Denkfabriken wie das „Institut 
Montaigne“ und „Terra Nova“ (nennt 
sich progressiv, wird aber wie das Insti¬ 
tut Montaigne auch von Unternehmen 
wie Areva, Total, Capgemini und EADS 
mitfinanziert) die flächendeckende Ar¬ 
beit der Macronisten. Sie sollen der Be¬ 
völkerung die bevorstehenden einschnei¬ 
denden Veränderungen näherbringen. 
Das Ende Juni auf den Weg gebrachte 
Ermächtigungsgesetz, das dazu dient, 
das neue Arbeitsgesetz mittels Verord¬ 
nungen durchzusetzen, will „das soziale 
Modell tiefgründig erneuern und die so¬ 
zialen und wirtschaftlichen Leistungen 
konform machen“. 

Von den über 200 Seiten des ersten 
Abschnitts im neuen Arbeitsgesetz ha¬ 
ben Gewerkschaftsvertreter bisher nur 
30 von Weitem zu sehen bekommen. Die 
Regierung Macron hat die Gewerkschaf¬ 
ten hingehalten, Schwachstellen in ihren 
Reihen gesucht und sie bei den Refor¬ 
misten auch gefunden. Macron nennt das 
„den Staat wie ein Unternehmen führen“. 


Die Regierung hatte angekündigt, die 
ersten Gesetze am 31. August (nach Re¬ 
daktionsschluss) zu veröffentlichen. Im 
nächsten halben Jahr sollen u. a. per Ver¬ 
ordnung die Branchen- und Betriebsver¬ 
einbarungen neu geregelt, Kündigungen 
vereinfacht, Abfindungen gekürzt und 
nicht mehr den Arbeitsgerichten, son¬ 
dern einem Richter unterstellt sowie die 
Sonntagsarbeit regulär werden. 

Während angeblich ein „sozialer Di¬ 
alog“ geführt wurde, erließ die Regie¬ 
rung unter Premierminister Edouard 
Philippe mehrere Verfügungen: Beson¬ 
ders schwerwiegend ist hier die Kürzung 
der Beiträge zur Kranken- und Arbeits¬ 
losenversicherung bei gleichzeitiger Er¬ 
höhung des allgemeinen Sozialbeitrags 
unter Vorgabe der Kaufkrafterhöhung. 
In der Tat ist es eine versteckte doppel¬ 
te Steuerhöhung, die vor allem Rentner 
belastet. 

Es ist ein Großangriff auf das bishe¬ 
rige soziale Modell und provoziert den 
Verfall der Sozialversicherung, die Ver¬ 
minderung und Herabsetzung der Leis¬ 
tungen sowie die Erhöhung der Kosten 
für die Werktätigen. Vorausgegangen wa¬ 
ren bereits Kürzungen beim Wohngeld 
und die Ankündigung der teilweisen 
Aufhebung der Wohnsteuer, die die Ge¬ 
meinden belasten würde und damit letzt¬ 
lich die Bevölkerung. Obendrein werden 
293 000 subventionierte Arbeitsplätze 
für junge Leute wegfallen. 


Gespart werden muss angeblich auch 
im öffentlichen Dienst: Weniger Plan¬ 
stellen, keine Gehaltserhöhungen, ein 



Die Gewerkschaft CGT mobilisiert 
gegen das „Projekt Macron“ 


Tag unbezahlte Freistellung bei Krank¬ 
heit (im privaten Bereich sind es schon 
drei). Außerdem ist geplant, öffentliches 
Eigentum im Wert von zehn Milliarden 
Euro zu verschleudern. 

Nur die Reichen dürfen nicht zu kurz 
kommen: 20 Mrd. Steuersenkungen für 


die nächsten fünf Jahre, davon 11 Milli¬ 
arden Euro in 2018. Dazu gibt es Steuer¬ 
geschenke von 1,5 Milliarden Euro für 
Aktionäre und eine Absenkung der Un¬ 
ternehmenssteuer von 28 auf 25 Prozent. 

Gewerkschaften wie die CGT und 
einige kleinere (Sud, Unsa), gehören zu 
den energischen Gegnern dieser Regie¬ 
rungspolitik. Philippe Martinez von der 
CGT zieht Lehren der letzten beiden 
Jahre: „Man kann Petitionen lancieren, 
eine starke Mobilisierung haben. Aber 
wenn man nicht die Mehrheit der Werk¬ 
tätigen zu Aktionen überzeugt, kann 
man keine Regierung oder keine Unter¬ 
nehmensleitung zum Rückzug zwingen. 
(...) Die Gewerkschaftseinheit ist eine 
Notwendigkeit, um den Lohnabhängi¬ 
gen Vertrauen zu geben“. Martinez zeigt 
sich in letzterer Frage optimistisch, auch 
wenn manche Gewerkschaften die Ge¬ 
setzestexte in den Händen haben wollen, 
bevor sie zu den Kampf- und Streiktagen 
am 12. September mobilisieren. 

Seit Wochen engagieren sich die 
Aufrechten Frankreichs (La France in- 
soumise) und die Französische Kom¬ 
munistische Partei (PCF) innerhalb und 
außerhalb des Parlaments im gleichen 
Kampf, der am 12. September zu Groß¬ 
aktionen im ganzen Land führen wird. 
Der PCF-Generalsekretär Pierre Lau¬ 
rent ruft ebenfalls zur Teilnahme an den 
Gewerkschaftskämpfen auf. 

Alexandra Liebig 


ti 

Die NATO muss erneut den Zeitplan 
für den Umzug in ihr neues Haupt¬ 
quartier verschieben. Nach Informa¬ 
tionen der Deutschen Presse-Agen¬ 
tur wurde jüngst das Vorhaben auf¬ 
gegeben, den Neubau bis Ende des 
Jahres komplett zu beziehen. Zudem 
werden die Kosten deutlich über der 
von den Mitgliedstaaten vorgegebe¬ 
nen Höchstgrenze von 1,12 Milli¬ 
arden Euro liegen. Als derzeitige 
„Richtschnur“ wird nun eine Summe 
von 1,17 Milliarden Euro genannt. 

Grund für die erheblichen Ver¬ 
zögerungen beim Umzug sind Prob¬ 
leme mit dem neuen IT-System, das 
höchste Sicherheitsstandards erfül¬ 
len soll. Aufgrund von „möglichen 
Terrorangriffen und Cyberattacken“ 
wurde ein ausgeklügeltes Sicher¬ 
heitssystem entwickelt. Es umfasst 
unter anderem mehr als 1 000 Ka¬ 
meras und Zugangskontrollsysteme 
mit Iris-Erkennung. 

Verantwortlich für die neue 
IT ist das US-amerikanische Un¬ 
ternehmen Lockheed Martin. Ob 
es für die Verzögerungen zur Ver¬ 
antwortung gezogen werden wird, 
ist noch unklar. Das neue NATO- 
Hauptquartier hatte eigentlich be¬ 
reits 2015 fertiggestellt werden sol¬ 
len. US-Präsident Donald Trump 
gab sich dabei mit Blick auf die 
Kosten entspannt. Er werde nicht 
danach fragen, sagte er, und be- 
zeichnete das neue Hauptquartier 
als „wunderschön“. 


„Wunderschöner 

NATO-Neubau 
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Bilder für 
den Krieg 

Hollywood und die US-Kriegsmaschine 



ie Dinge liefen nicht besonders 
gut. Insbesondere an der Hei¬ 
matfront stand es nach dem du¬ 
biosen Kennedy-Mord und dem ebenso 
wenig plausiblen „Tonking-Zwischen- 
fall“der als Kriegsgrund gegen Nordvi¬ 
etnam herhalten musste, nicht gerade 
brillant. Muhammad Ali sollte 1967 sa¬ 
gen: „Meine Gewissen lässt mich nicht 
auf meinen Bruder schießen. Oder auf 
einige farbige Menschen, oder auf eini¬ 
ge arme hungrige Menschen im Dreck. 
Für das große, mächtige Amerika. Und 
erschießen für was? Sie haben mich nie 
Nigger genannt. Sie haben mich nie ge¬ 
lyncht, sie haben nie ihre Hunde auf 
mich gehetzt. (...) Wie kann ich diese 
armen Menschen erschießen? Sollen 
sie mich ins Gefängnis werfen.“ 

Western-Held John Wayne war 
da ganz anderer Auffassung. Er fand, 
„arme Menschen erschießen“ sei doch 
eine Super-Sache. In etwa: Was bei In¬ 
dianern richtig ist, kann bei den „stin- 
kin’ Cong“ kaum falsch sein: „Es wür¬ 
de mich nicht ein bisschen stören, bei 
einem von ihnen den Abzug selbst zu 
ziehen.“ Wayne schrieb also an Prä¬ 
sident Johnson, dass er dessen tollen 
Krieg mit einem Film, „The Green Be- 
rets“ unterstützen möchte. Und natür¬ 
lich gibt es keinen US-Kriegsfilm, keine 
Hubschrauber, Bomber, Flugzeugträger 
oder Panzer ohne das US-Kriegsminis- 
terium (Department of Defense, DoD). 
Wer die „Spielsachen“ des Pentagon 
will, muss sich der totalen Kontrolle un¬ 
terwerfen. Selbst bei einem alten reakti¬ 
onären Haudegen wie John Wayne gilt 
die Bedingung: Mitgestaltung und Fi¬ 
nal Cut. Zuständig in der 1948 gegrün¬ 
deten „US-DoD Film Liaison Unit“: 
Philip Strub. Wayne räumte dem Mili¬ 
tär vollen Zugriff auf das Script ein - 
und bekam die „Spielsachen“ gratis. 
Wie es Johnsons Berater Jack Valenti 
ausdrückte: „Wenn er den Film macht, 
wird er die Dinge sagen, die wir gesagt 
haben wollen.“ Und entsprechend mise¬ 
rabel wurde der Film dann auch. 

Wie nun auch dokumentiert, geht der 
Einfluss des Pentagon - und der CIA; was 
„The Green Berets“ für das DoD, war 
„Animal Farm“ für die CIA - auf die Be¬ 
wusstseinsindustrie in Hollywood, weit 
über die Produktion von Kriegsfilmen 
hinaus. Der Autor Tom Secker und der 
Hochschullehrer Matthew Alfold haben 
durch den Freedom of Information Act 
(FOIA) von Pentagon und CIA 4 000 
Seiten bislang unbekannter Dokumente 
bekommen und durchforstet. Das Ergeb¬ 
nis: „Diese Dokumente zeigen zum ers¬ 
ten Mal, dass die US-Regierung hinter 
den Kulissen an über 800 großen Filmen 
und mehr als 1 OOOTV-Titeln mitgearbei¬ 
tet hat.“ (Alfold/Secker) Dabei erstreckt 
sich die „Mitarbeit“ vom Gesamtkon¬ 
zept, vom Drehbuch, von den Locations, 
den Charakteren, bis in die Details, bis 
zu Einstellungen und Ausleuchtungen, 
zu einzelnen Sätzen oder Begriffen. Ein 
„Technical Advisor“ des DoD sorgt am 
Set dafür, dass alles „fachgerecht“ läuft. 
Es sollen die Dinge passieren und gesagt 
werden, die passieren und gesagt werden 
sollen. Und vor allem: Die Bösen, Süch¬ 
tigen oder Unfähigen, das ist in keinem 
Fall das US-Militär. Selbst wenn ein Re¬ 
gisseur ohne das Pentagon auskommt, 
die Studio-Bosse wollen auf keinen Fall 
Ärger mit dem Militär. Das DoD un¬ 
terhält weltweit 1000 Stützpunkte. Wer 
nicht kooperiert, kommt hier nicht auf 
die Leinwand. Eine Lage, die bei jenen, 
die nicht wie John Wayne ohnehin vo¬ 
rauseilenden Gehorsam zeigen, „die 
Schere im Kopf“ programmiert. 

Der Journalist David Robb hatte 
2004 in seinem Buch, „Operation Hol¬ 
lywood: How Pentagon Shapes and 
Censors the Movies“, als einer der ers¬ 
ten den Zugriff des Pentagon dokumen¬ 
tiert. Nun haben Alfold/Secker ihr neu¬ 
es Material unter dem Titel „ National 
Security Cinema: The shocking New 
Evidence of Government Control in 
Hollywood“, veröffentlicht. Das ausge¬ 
sprochen informative Buch enthält auf 
255 Seiten eine Fülle detaillierter Infor¬ 
mationen zum strukturellen Enfluss des 
Pentagon und der CIA auf die Film- und 
Fernsehproduktion, aber auch zahlrei¬ 
che Fallstudien zu Filmen wie „Avatar“ 
„Black Hawk Down“, „Charlie Wilson’s 
war“, „Hulk“, „Iron Man“, „Terminator“, 
„Wag the Dog“ und ebenso zu Filme¬ 
machern wie Tom Clancy, Oliver Stone 


und Paul Verhoeven. Es räumt gründlich 
auf mit der Legende von Freedom and 
Democracy in der US-amerikanischen 
„Traumfabrik“. 

Am 26. Juni 1950, exakt am Tag nach 
„Ausbruch“ des Koreakrieges, wurde in 
West-Berlin der „Congress for Cultu- 
ral Freedom“ gegründet. Als Gegenmo¬ 
ment zu den Weltfriedenskonferenzen 
in Paris, Prag oder New York war der 
„Congress“ eine CIA-Gründung und 
hart antikommunistisch, (s. Frances 
Stonor Saunders: dt. „Wer die Zeche 
zahlt...“ Berlin, 1999). Der „Congress“ 
war in 35 Staaten vertreten, organisier¬ 
te internationale Konferenzen und gab 
mehr als 20 Zeitschriften heraus. Eine 
Propaganda-Offensive, die das libera¬ 
le, weltoffene Amerika rühmen sollte, 
mitten in der „Commie“-Paranoia der 
McCarthy-Ära und in einem Krieg, 
in dem der US-Oberbefehlshaber mit 
dem Einsatz der Atombombe drohte. 
Trotzdem nicht ohne Erfolg. Bekehrte 
Kommunisten, Linksliberale, unortho¬ 
doxe Linke waren vom Anti-Totalita¬ 


rismus und der Freiheit der Künste in 
Gods own Country ebenso begeistert 
wie stramme Rechte. Selbst Heinrich 
Böll und Siegfried Lenz standen auf 
der CIA-Gehaltsliste. Die Wirklich¬ 
keit war eine andere. Damals wie heute. 

Es ist nicht ohne Aufwand, Men¬ 
schen dazu zu bringen, gegen die eige¬ 
nen Interessen zu handeln, ja im Zwei¬ 
fel ihr Leben für den Profit der ohne¬ 
hin Reichen und Mächtigen zu opfern. 
Was früher eine Domäne der Kirche 
war, hat der Imperialismus zu einem 
Geschäft der kommerziellen Massen¬ 
unterhaltung gemacht. Der Film ist 
seit 100 Jahren das wichtigste Medium 
der Bewusstseinsindustrie, und daher 
vor allem eines: „Davon geht die Welt 
nicht unter ...“ - kriegswichtig. Da wa¬ 
ren sich nicht nur Goebbels und Holly¬ 
wood einig. Schon Hindenburg und Lu¬ 
dendorff hatten mitten im I. Weltkrieg, 
die Notwendigkeit einer „Vereinheitli¬ 
chung der deutschen Filmindustrie“ er¬ 
kannt, um „nach einheitlichen, großen 
Gesichtspunkten eine planmäßige und 


nachdrückliche Beeinflussung der gro¬ 
ßen Massen im staatlichen Interesse zu 
erzielen“ (Ludendorff). Unter dem un¬ 
mittelbaren Eindruck des Roten Okto¬ 
ber wurde am 18. Dezember 1917 die 
Universum Film AG (Ufa) gegründet. 
Die Deutsche Bank, die AEG, Bosch, 
Hapag und Norddeutscher Lloyd hat¬ 
ten die damals beachtlichen 25 Mio. 
Reichsmark Grundkapital zusammen¬ 
gelegt. Die Ufa wurde international 
konkurrenzfähig, Ludendorffs Propa¬ 
ganda-Chef, Major Grau, Ufa-Direktor. 

Aber wie in Berlin, gelang auch 
in Hollywood die Durchsetzung des 


„staatlichen Interesses“ zunächst nur 
bedingt. Die starke pazifistische und 
isolationistische Stimmung nach dem 
I.Weltkrieg machte es der Kriegspro¬ 
paganda schwer. Nur 2,5 Prozent der 
US-Bürger waren Ende der 1930er Jah¬ 
re für eine US-Kriegsbeteiligung in Eu¬ 
ropa und Asien. Auch Roosevelt wurde 
1940 auf dem isolationistischen Ticket 
gewählt (obwohl der Krieg längst vor¬ 
bereitet wurde). Pearl Harbor, ebenso 
wie später „9/11“, veränderte die Lage 
praktischerweise völlig. 

Im Kampf um Hollywood spielte das 
1938 gegründete „House Un-American 
Activities Committee“ (HUAC) und Jo¬ 
seph McCarthys „Government Opera- 
tions Committee“ (GOC) eine zentra¬ 
le Rolle. Seit der „Red Scare“, der ers¬ 
ten Kommunisten-Paranoia Ende der 
1910er Jahre, gab es „Untersuchungs¬ 
ausschüsse“ des US-Kongresses, Vorläu¬ 
fer des HUAC, welche Kommunismus, 
Anarchismus und deutsche Propaganda 
verfolgten. In dieser Zeit beginnt auch 
die Einflussnahme des FBI und des DoD 


auf Hollywood. Mit Red Scare installier¬ 
te die US-Bourgeoisie, zuvorderst Big 
Money und Big Oil, den Ausnahmezu¬ 
stand (der auch heute gilt), die Krimina¬ 
lisierung von Nicht-Mainstream-Perso- 
nen und -Organisationen und vor allem 
eine Selbstermächtigung des US-Über- 
wachungs- und -Repressionsapparats. 
Zunächst des FBI, später der CIA, der 
NSA, des DoD und nach „9/11“ des De¬ 
partment of Homeland Security (DHS). 
Die Vorgänge um die aktuelle Präsident¬ 
schaft zeigen erneut, dass dieser Apparat 
längst außhalb irgendeiner realen Kon¬ 
trolle steht. Kennedys Wunsch, die CIA 


in tausend Stücke zu zerschlagen und sie 
im Wind zu zerstreuen, sollte einer sei¬ 
ner letzten gewesen sein. 

Im Fokus dieses Apparates war auch 
die 1936, zu Beginn des Spanischen 
Krieges, gegründete, durchaus einfluss¬ 
reiche „Hollywood Anti Nazi League“ 
(HANL), „Premature Antifascist“ (ver¬ 
frühte Antifaschisten), die vor Pearl 
Harbor als kommunistisch unterwan¬ 
dert galten. Nach 1945, in der Hochpha¬ 
se der McCarthy-Paranoia, wanderten 
zahlreiche Filmschaffende, unter ihnen 
die „Hollywood Ten“, auf die „Schwarze 
Liste“. Nicht selten denunziert von den 
Mitgliedern der reaktionären „Motion 
Picture Alliance for the Preservation 
of American Ideals“ (etwa: Filmallianz 
zur Bewahrung amerikanischer Ideale.) 
Hollywood ist nicht unbedingt links. Was 
der Waffenverleih für das Pentagon, war 
die Kommunisten-Paranoia für FBI und 
CIA. Ohne Militär und Geheimdienste 
läuft seither hier nichts. Und das gilt erst 
recht im permanenten Krieg, im Global 
War on Terror. Klaus Wagener 









m unsere zeit 


Positionen 


Freitag, 1. September 2017 


Der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele zum Antikriegstag 

Sie säen Krieg und Armut 


I ch fahre von der Arbeit nach Hause. 
Im Radio läuft ILive, der Jugendsen¬ 
der des WDR. Der WDR war frü¬ 
her mal als „Rotfunk“ verschrien. Und 
heute - ein völlig unkritischer Beitrag 
über den Freiwilligen-Boom bei der 
Bundeswehr. Ist doch eine echte Alter¬ 
native, wenn der Numerus Clausus das 
„normale“ Studium verhindert. Vor 1989 
wäre solch ein Beitrag nicht denkbar ge¬ 
wesen. 

Bundeswehrwerbung auf den Pla¬ 
katflächen. Willst du „führen“ lernen, 
komm zu uns. Keines dieser Plakate hät¬ 
te in den 80er Jahren auch nur einen Tag 
überlebt. Die Bundeswehr hätte sich für 
solch eine Kampagne in kürzester Zeit 
entschuldigen müssen. 

Das ist Militarisierung der Gesell¬ 
schaft konkret. Wofür? Für die Krie¬ 
ge, die bereits geführt werden. Für 
die Kriege, die noch kommen werden. 
Dazu braucht man die Bereitschaft der 


Menschen, man braucht Kanonenfut¬ 
ter und man braucht Geld. Merkel ist 
für die 2 Prozent aus dem NATO-Be- 
schluss, von der Leyen auch, Schulz ist 
zwar für Abrüstung, aber auch für die 
NATO, die AFD sowieso, die FDP auch 
und die Grünen sind für die Sicherheit, 
die innere und die äußere, zwei Prozent 
des Bruttoinlandprodukts für die Rüs¬ 
tung, das bedeutet heute schon fast die 
Verdoppelung des Rüstungshaushalts. 
Aber an der NATO-Mitgliedschaft soll 
auch Rot-Rot-Grün nicht scheitern, 
sagt zumindest Gysi und der muss es 
ja wissen. 


In dieser Frage gibt es aber kein 
„Wasch mir den Pelz, aber mach mich 
nicht nass“. Die NATO ist mit ihrer ag¬ 
gressiven Politik gegen Russland eine 
Hauptkriegsgefahr: Das Säbelrasseln 
der USA in Asien und jetzt auch wieder 
gegen Venezuela ist die andere Kriegs¬ 
gefahr, natürlich auch auf die NATO 
vertrauend. 

Die NATO ist das Instrument der 
Hochrüstung und sie ist für den deut¬ 
schen Imperialismus eine der Varianten 
zur Intensivierung seiner militärischen 
Orientierung - die EU-Militarisierung 
eine andere. 


Um das den Menschen zu verkau¬ 
fen, kommt der Terror gerade recht. 
Bundeswehr nach innen und weltweiter 
Kampf gegen den Terror - ist doch klar, 
da braucht man Bundeswehr und NATO. 
Umgekehrt wird ein Schuh draus: Wer 
Krieg sät, erntet Terror. Wer Zerstörung, 
Armut und Perspektivlosigkeit in die 
Welt trägt, erntet Terror. 

Die jetzige Bundesregierung aus 
CDU und SPD säen Krieg und Armut. 
Die Grünen, die FDP und die AfD wür¬ 
den auch gerne - die Grünen lieber ohne 
Erdogan, die AfD lieber mit einer Bun¬ 
deswehr, die sich auch schussbereit an 


der Grenze postiert, die FDP lieber so, 
dass es sich auch rentiert. 

Natürlich muss bei den Bundestags¬ 
wahlen gegen den Krieg gestimmt wer¬ 
den - die Vorgenannten kommen nicht 
in Frage. 

Natürlich heißt 100-Prozent-An- 
tikriegspartei wählen, DKP wählen. 
Klar muss aber auch sein: Die jetzi¬ 
gen Kriege, die jetzige Hochrüstung, 
die NATO-Mitgliedschaft - sie wer¬ 
den nicht mit dem Stimmzettel been¬ 
det. Dazu braucht es Massenbewegung, 
Massenbewegung gegen den Krieg, ge¬ 
gen Militarismus, gegen Hochrüstung 
und die sozialen Folgen. Deswegen gilt 
vor und nach den Wahlen: Nennen wir 
die Ursachen von Krieg, Flucht und Ar¬ 
mut, nennen wir die Verursacher von 
Krieg, Flucht und Armut, organisieren 
wir Bewegung gegen Krieg, Flucht und 
Armut. Das ist der Auftrag des Anti¬ 
kriegstags. 


VOLKSWAGEN 

GROUP 



■ Vier von sieben Audi-Vorständen 
müssen gehen. Der Vorsitzende des 
Vorstands Rupert Stadler bleibt. 
Dass es sich um Spätwirkungen 
des Dieselskandals bei Volkswagen 
und deren Tochtergesellschaft 
Audi handelt, leugnen die Herren 
nicht. Dazu ist es zu spät. Es 
geht darum, den Schaden zu 
begrenzen. Matthias Müller ist 
als Chef von VW Vorsitzender des 
Audi-Aufsichtsrats. Er räumt jetzt 
auf, damit nicht er aufgeräumt 
wird. Müller wurde, von Porsche 
kommend, für einen gewissen 
Winterkorn, den Spitzenverdiener 
unter deutschen Managern, an die 
Spitze von VW gehoben. Von wem? 
Von den Familien Porsche/Piech, die 
sich die Mehrheit an VW in einem 
grandiosen Finanzcoup angeeignet 
haben. Bekanntlich stinkt der Fisch 
vom Kopf her. Der Kopf scheint 
jetzt ein wenig nervös zu werden. 
Die superreichen Familien kriegen 
es mit der Angst zu tun, dass ihr 
ertragreiches Eigentum Schaden 
nehmen könnte. 

Iz 


Ökonomie 4.0 

Mehr Arbeitszeit für Reproduktion • Kolumne von Georg Fülberth 


Nicht erst der Pillenknick seit den sech¬ 
ziger Jahren des 20. Jahrhunderts ließ 
die Geburtenrate in Deutschland zu¬ 
rückgehen. Diese Tendenz setzte schon 
ab ungefähr 1875 ein. Eine sich allmäh¬ 
lich herausbildende kleinbürgerliche 
Mittelschicht, zu der auch die von En¬ 
gels und später Lenin so genannte Ar¬ 
beiteraristokratie gehörte, versuchte ih¬ 
ren Nachwuchs zu beschränken: Kinder 
waren wegen der beginnenden gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung in geringe¬ 
rem Maße für die Altersversorgung ih¬ 
rer Eltern zuständig. Sie kosteten aber 
unverändert viel. Die Begrenzung ih¬ 
rer Zahl sollte es erlauben, den Auf¬ 
stieg der Familie fortzusetzen: sie soll¬ 
ten es einmal besser haben. Die Mittel, 
mit denen damals Geburten beschränkt 
wurden, wurden als unzureichend emp¬ 
funden. Eine zugleich individuelle und 
massenhafte, insofern also gesellschaft¬ 
liche Nachfrage war da und ging dem 
schließlich auf dem Markt erscheinen¬ 
den pharmazeutischen Angebot voraus. 

Ähnlich steht es mit den Produkten 
und Verfahren der sich anbahnenden 
Industrie 4.0: Ersatz körperlicher und 
geistiger Arbeit durch Digitalisierung 
und Algorithmen. Man nennt das Pro¬ 
zessinnovation. Letztere gibt es, seit die 
Menschheit sich Plackerei durch Hilfs¬ 
mittel erleichtern will. So entstand 
einst das Rad und so kam es viel spä¬ 
ter zur Ersten Industriellen Revoluti¬ 
on, die nun durch die Dritte und viel¬ 
leicht sogar Vierte eine neue Dimen¬ 
sion annimmt. Hinzu tritt - auch das 
gibt es, seit wir von den Bäumen her¬ 


abgestiegen sind, ist aber, da es ja Neu¬ 
es schafft, nicht die Wiederholung des 
Immergleichen - die Produktinnovati¬ 
on: Bereitstellung immer neuer Mittel, 
die menschliche Bedürfnisse erfüllen, 
teilweise sogar erst wecken und bisher 
ungekannte Möglichkeiten eröffnen. 
Die Kanzlerin eröffnet die Gamescom. 



Auch hier sollte das Verhältnis von 
gesellschaftlicher Nachfrage und tech¬ 
nischem Angebot bedacht werden. Es 
ist vielfältig, und es empfiehlt sich, wenn 
man einen Aspekt betont, im Auge zu 
behalten, dass es auch andere gibt. Nur 
unter diesem Vorbehalt soll hier ein 
einzelner Gesichtspunkt herausgegrif¬ 
fen werden. Im Kapitalismus treibt der 
Wettbewerb Prozess- und Produktinno¬ 
vation voran. Wer in kürzerer Zeit mehr 
Waren herstellt als die Konkurrenz 
und/oder gar völlig neue Güter auf den 
Markt wirft, hat die Nase vorn. Immer 
auch treibt die Furcht, zurückzubleiben, 
Unternehmer, Technik und Staaten vo¬ 
ran. Ja, auch Staaten: von ihnen wird 


verlangt, Wissenschaft und Forschung 
zu subventionieren und auf vielfältige 
Weise zu fördern, denn der Wettbewerb 
ist international. Für Deutschland geht 
es darum, die Exportüberschüsse zu 
halten. 

Prozessinnovation bedeutet Sen¬ 
kung der gesellschaftlich notwendigen 
durchschnittlichen Arbeitszeit. Es kön¬ 
nen pro Stunde mehr Waren erzeugt 
werden. Dadurch erhöht sich der Profit, 
oder die Unternehmer geben Preisnach¬ 
lass und werfen damit Konkurrenten aus 
dem Markt. Im einzelnen Fall kann ver¬ 
hindert werden, dass innerhalb einer 
Volkswirtschaft oder einer Firma Jobs 
wegfallen. Das Nachsehen haben dann 
allerdings die Belegschaften der anderen 
Betriebe oder Länder: die Jobs der einen 
sind die Arbeitslosigkeit der anderen. 

Auch das muss nicht sein, nämlich 
dann nicht, wenn die Entlassenen Ar¬ 
beitsplätze in durch Prozessinnovati¬ 
on geschaffenen neuen Branchen oder 
auch in arbeitsintensiven, sich jetzt aber 
ausdehnenden Bereichen finden. Dazu 
gehört u.a. - aufgrund der steigenden 
Lebenserwartung - die Altenpflege. 
Und dazu ist allerdings Transfer von der 
Produktion in die Reproduktion nötig. 
Das ist keine Frage der Technik, son¬ 
dern der Gesellschaftspolitik, ebenso 
wie eine Senkung der Wochenarbeits¬ 
zeit auf - sagen wir mal - 20 Stunden. 

Auf Seiten des Kapitals wie der Ar¬ 
beit geht so der klassenpolitische Be¬ 
darf - die Ökonomie 4.0 - seiner tech¬ 
nischen Deckung - der Industrie 4.0 - 
voraus. 


Manfred Ziegler zu Aufgaben der Friedensbewegung 


Verteidigt Syrien 


Manchmal geht ein Raunen durch die 
Reihen der Friedensbewegung und der 
Linken. Wenn ein Angriff der USA 
droht - oder tatsächlich durchgeführt 
wird. Dann erinnern wir uns an das Völ¬ 
kerrecht und warnen vor Angriffen. 
Aber den alltäglichen Waffenlieferun¬ 
gen, der Unterstützung für Dschihadis- 
ten jeglicher Couleur, sofern sie nicht 
gerade den IS bilden, sehen wir teil¬ 
nahmslos zu. 

Das Thema Syrien wird häufig nur 
mit spitzen Fingern angefasst. Der wis¬ 
senschaftliche Beirat von Attac fordert 
in einer klugen Analyse, dass man „ As- 
sad“ nicht von einer Übergangsregierung 
ausschließen könne. Aber müssten nicht 
viel mehr die anderen Seiten darlegen, 
wieso sie Teil einer Übergangsregierung 
sein sollten? Darunter sind schließlich 
bewaffnete Gruppen, die immer wieder 
mit al-Nusra und dem IS Zusammenar¬ 
beiten und über die man eines ganz klar 
sagen kann: In Europa könnten sie nicht 
legal agieren, geschweige denn an einer 
Regierung beteiligt werden. 

So sind es nur wir Schmuddelkinder, 
die sagen: Syrien wird angegriffen - ver¬ 
teidigt Syrien und seine Regierung ge¬ 
gen die Dschihadisten, die im Dienste 
des Imperialismus agieren. 

Also geh 4 lieber in die Oberstadt, wo 
Christine Buchholz und „Adopt a Revo¬ 
lution“ von einer Zivilgesellschaft zum 


Beispiel in Aleppo träumten, die von der 
syrischen und russischen Armee vernich¬ 
tet würde. Nur seltsam: sowie die Weiß¬ 
helme und Dschihadisten aus Aleppo 
vertrieben waren, konnte die Bevölke¬ 
rung zu zehntausenden in die angebliche 
Hölle des „Regimes“ zurückkehren. 

Und dann gibt es noch diesen drit¬ 
ten Weg. Wer den Angriff des Westens 
wahrnahm, aber - mein Gott, der Dikta¬ 
tor! - Syrien nicht unterstützen konnte 
und doch nicht untätig bleiben wollte, 
der stürzte sich auf die Solidarität mit 
Rojava. 

Heute sind die mehr oder weniger 
kurdischen SDF die engsten Verbünde¬ 
ten der USA. Die USA haben die Re¬ 
gion für ihre hegemonialen Interessen 
in Schutt und Asche gebombt. Nun sol¬ 
len sie Syrien in blühende Landschaften 
verwandeln? Dieser dritte Weg ist der 
wirkliche Highway to Hell. 

Der Antikriegstag erinnert an den 
Beginn des Zweiten Weltkrieges mit 
dem deutschen Überfall auf Polen am 
1. September 1939. Auch dieser Krieg 
begann mit einer Lüge. Im Krieg gegen 
Syrien werden ungezählte Lügen ver¬ 
breitet, von Weißhelmen und Medien, 
über Chemiewaffen und die Bombardie¬ 
rung von Zivilisten. Über das „Regime“. 

So viel sollten wir aus der Geschich¬ 
te lernen, dass wir diese Lügen nicht 
mehr unwidersprochen hinnehmen. 


Uli Brockmeyer zum staatlichen Angriff auf „Indymedia“ 


Gegen Andersdenkende 


Der deutsche Innenminister verkünde¬ 
te Ende der vergangenen Woche einen 
entschiedenen Schlag gegen „Linksex¬ 
tremisten“. Er verbot kurzerhand eine 
Internetplattform, von deren Existenz 
die große Mehrheit der Bevölkerung 
der Bundesrepublik Deutschland ganz 
sicher noch nie etwas gehört hatte. 

Zur Begründung ließ der Herr Mi¬ 
nister die staunende Öffentlichkeit wis¬ 
sen, dass „gewaltbereite Linke“ die Platt¬ 
form angeblich seit Jahren nutzten, um 
„Hass gegen Andersdenkende“ zu säen, 
und natürlich gegen Repräsentanten des 
Staates - also auch gegen den leidgeplag¬ 
ten Herrn Innenminister. Zudem gelte 
die Webseite „linksunten.indymedia“ 
als „die einflussreichste Internetplatt¬ 
form gewaltbereiter Linksextremisten in 
Deutschland“. Als Beweis werden dann 
die Ereignisse während des G20-Treffens 
in Hamburg angeführt. 

„Hass gegen Andersdenkende 44 ... 
Wer sich richtig erinnert, denkt hier wohl 
eher an Ausschreitungen rechtsextremer 
Nationalisten (um es zurückhaltend zu 
formulieren). Allerdings dürfen wir nicht 
davon ausgehen, dass jemand das Re¬ 
demanuskript des Ministers vertauscht 
hat - der Mann meint, was er sagt. 

Hier geht es darum, Hass und Ab¬ 
scheu zu säen gegen alle, die linkes oder 
gar marxistisches Gedankengut vertreten 


und vielleicht sogar verkünden. Zumal 
in den Augen des Ministers unter „links¬ 
extrem“ so ziemlich alles rangiert, was 
links von der Mitte der SPD angesiedelt 
ist. Und „linksunten“ hört sich doch so 
schön subversiv an. 

Aber wer öffentlich immer wieder 
von Presse- und Meinungsfreiheit redet 
und anderen Ländern und deren Führun¬ 
gen in dieser Hinsicht Lektionen erteilen 
will, muss auch ein „linksunten 44 ertragen. 
Zumal die Ereignisse von Hamburg kei¬ 
neswegs ursächlich mit dieser Plattform 
Zusammenhängen. Es gibt etliche Augen¬ 
zeugen, die den Ablauf der gewalttätigen 
Auseinandersetzungen zwischen Polizei 
und Demonstranten anders darstellen als 
die meinungsbildenden Zeitungen und 
TV-Sender. Tatsächlich ist der Versuch, 
„Indymedia“ zu verbieten, ein weiterer 
Schritt bei der Entwicklung des Staates 
nach rechts. Während linksgerichtete 
Schreiber im Internet mundtot gemacht 
werden sollen, hätschelt und pflegt der 
Staat mit seinen „verfassungsschützen¬ 
den“ Geheimdiensten alles, was irgend¬ 
wie politisch rechts zu verorten ist, da¬ 
runter Parteien, die offen faschistisches 
Gedankengut vertreten und verbreiten. 
Die zu verbieten, wäre nicht nur ein Ge¬ 
bot der Vernunft, sondern laut den Nach¬ 
kriegsvereinbarungen von Potsdam 1945 
sogar Pflicht des Staates. 
















) Freitag, 1. September 2017 


Theorie und Geschichte / Politisches Buch 


unsere zeit m 


Kämpfer für die Freiheit 

Vor 70 Jahren starb Hans Kahle 


A ls Thomas Mann seine berühmte 
Feststellung traf, dass der Anti¬ 
kommunismus die Grundtorheit 
der Epoche sei, wird auch die Phantasie 
des großen Schriftstellers nicht für die 
Vorstellung gereicht haben, dass diese 
Grundtorheit eines Tages auch einen 
guten und vertrauten Freund seiner Fa¬ 
milie treffen könnte. 

1966 war die Sandstraße in Schwerin 
in Hans-Kahle-Straße umbenannt wor¬ 
den. Damit ehrte man den Kommunis¬ 
ten, Internationalisten, Intellektuellen, 
Spanienkämpfer und ersten Chef der 
Volkspolizei des Landes Mecklenburg- 
Vorpommern. Die neuen „Demokra¬ 
ten“ der Schweriner Stadtverwaltung 
des Jahres 1991 hatten wohl irgend¬ 
wie gehört, dass Hans Kahle Kommu¬ 
nist und Mitglied der ersten Landeslei¬ 
tung der SED gewesen war. Das schien 
ein ausreichender Grund zu sein, die 
Straße in Sandstraße zurück zu benen¬ 
nen. Auch das Hans-Kahle-Haus, in 
der DDR Sitz der Bezirksbehörde der 
Deutschen Volkspolizei, verlor den eh¬ 
renden Namen. Die Polizeidienststelle 
befindet sich noch immer in dem Ge¬ 
bäude, aber das Hans-Kahle-Haus gibt 
es nicht mehr. 

Verehrung und Freundschaft 
der Familie Mann 

Hans Kahle gehörte zu den ersten deut¬ 
schen Freiwilligen, die im Frühherbst 
1936 nach Spanien eilten, um die von 
den Putschisten und deutschen und ita¬ 
lienischen Faschisten bedrohte, recht¬ 
mäßig gewählte Volksfrontregierung 
zu unterstützen. Er hatte großen Anteil 
an der Aufstellung der Internationalen 
Brigaden und der Neuorganisation der 
der Republik treu gebliebenen Einhei¬ 
ten der Armee. Nicht zuletzt war es mi¬ 
litärisch erfahrenen Kadern wie ihm zu 
verdanken, dass in kürzester Zeit eine 
schlagkräftige Volksarmee geschaffen 
werden konnte. Das aber und seine in¬ 
tellektuelle Virtuosität brachten ihm die 
Verehrung und die Freundschaft der Fa¬ 
milie Mann ein. Thomas Manns Kinder 
Klaus und Erika, die im Krieg Spanien 
bereisten und über das „Wunder von 
Madrid“ schrieben, nämlich die Rettung 
der Hauptstadt vor der faschistischen 
Invasion, hatten dem Vater von jenem 
preußischen Militär berichtet, der ande¬ 
rerseits in jeder Hinsicht dem Stereotyp 
des preußischen Offiziers widersprach. 
Erika, das soll nicht unerwähnt bleiben, 
hatte sich in den hochgewachsenen Of¬ 
fizier verliebt, der in den Kampfpausen 
Tucholsky las und darüber sinnierte, ei¬ 
gentlich Pazifist zu sein, die Stunde für 


den Pazifismus aber noch nicht gekom¬ 
men sah. 

Als die Republik, maßgeblich be¬ 
dingt durch den Verrat und den Boy¬ 
kott der westlichen Demokratien, den 
Kampf gegen die Putschisten verlor 


und die Regierung Negrfn in der Hoff¬ 
nung, die Italiener und Deutschen 
würden auch ihre Truppen aus Spani¬ 
en abziehen, die Internationalen Briga¬ 
den demobilisierten, bot Thomas Mann 
Hans Kahle Zuflucht in seinem Haus in 
Princeton nahe New York an. Dass es 
dazu nicht gekommen ist, hatte Grün¬ 
de, die Thomas Mann nicht beeinflus¬ 
sen konnte. 

Vom Weltkriegsoffizier 
zum Kommunisten und 
Spanienkämpfer 

Hans Kahle, geboren 1899, hatte nach 
der Absolvierung der Kadettenschule 
in Lichterfelde im 1. Weltkrieg als Leut¬ 
nant an der Westfront gekämpft. Ihm 
gegenüber stand auf französischer Seite 
mit Jules Dumont ein Offizier, der spä¬ 
ter in der in Spanien von Hans Kahle 
befehligten Brigade Kommandeur des 
vornehmlich französischen Bataillons 
„Commune de Paris“ war. Sie verein¬ 
te nun auch, dass sie inzwischen beide 
Kommunisten geworden waren. Kah¬ 
le erlebte das Ende des 1. Weltkriegs 
in französischer Gefangenschaft, als er 
nach Deutschland zurückkehrte, hat¬ 
te sich die Welt geändert. Er begann 
zu studieren, arbeitete mehr und mehr 
journalistisch und als einer der weni¬ 


gen Weltkriegsoffiziere, wie z.B. Lud¬ 
wig Renn und Wilhelm Zaisser, die er 
dann in Spanien wiedertraf, schloss er 
sich der Arbeiterbewegung an. 

1928 trat er in die KPD ein und über¬ 
nahm die Leitung parteinaher Fach¬ 


zeitschriften. Als kommunistischer In¬ 
tellektueller musste er 1933 emigrieren 
und gehörte 1936 zu jener Initiativgrup¬ 
pe, die die Freiwilligen für Spanien or¬ 
ganisierte. „In einem kleinen Bistro“, so 
schrieb er später, „trafen wir uns zum 
ersten Mal. Antifaschistische Emigran¬ 
ten - Kommunisten, Sozialisten, Par¬ 
teilose - aus Holland, der Schweiz, aus 
Belgien und Frankreich, die die Schre¬ 
cken der Konzentrationslager und das 
Elend der Emigration kannten, waren 
zu Fuß, mit Fahrrädern und nur wenige 
mit der Bahn nach Paris gekommen, um 
sich als Freiwillige für das Republika¬ 
nische Volksheer Spaniens zu melden. 

Die meisten kannten sich längst. Sie 
hatten in Deutschland oder in den Emi¬ 
grationsländern zusammengearbeitet. 
Der große Gedanke der Solidarität ver¬ 
band sie untereinander, mit der Heimat 
und dem bisher so fernen Spanien. Die 
meisten hatten eine militärische Aus¬ 
bildung, viele waren Kriegsteilnehmer 
oder hatten einige Jahre in der Reichs¬ 
wehr gedient, die übrigen hatte der 
Rote Frontkämpferbund zu Soldaten 
gemacht.“ 

Viel Zeit für eine weitere militä¬ 
rische Ausbildung blieb in Spanien 
nicht. Kaum in Spanien angekommen, 
wurde Hans Kahle Kommandeur des 


eben formierten Etkar-Andre-Batail- 
lons, auch „Bataillon Hans“ genannt. 
Unter seinem Vornamen, mit dem er 
auch zahllose Artikel und vor allem 
seine Befehle Unterzeichnete, sollte 
er fortan in Spanien bekannt werden. 
Sein Bataillon war Teil der 1. Internati¬ 
onalen Brigade, die entsprechend ihrer 
Eingliederung in die Volksarmee die 
Zahl XI erhielt. Noch im November 
1936 wurde ihm das Kommando über 
diese Brigade übertragen, die ihre Feu¬ 
ertaufe in der Schlacht um das von den 
Faschisten bedrohte Madrid erhielt. An 
dem erwähnten „Wunder von Madrid“ 
hatten die XI. und die inzwischen von 
seinem guten Bekannten, dem ungari¬ 
schen Schriftsteller Mate Zalka („Ge¬ 
neral Lukacz“) neu gegründete XII. 
Internationale Brigade einen beträcht¬ 
lichen Anteil. „Hans“ wurde kurz da¬ 
rauf mit dem Rang Teniente-Colonel 
(Oberstleutnant) Kommandeur der 17. 
Division und dann bis zum September 
1938 der 45. Division der Spanischen 
Volksarmee. Damit war er neben Wil¬ 
helm Zaisser („General Gömez“) der 
einflussreichste deutsche Offizier in der 
republikanischen Armee. 

Der „2. Kongress zur 
Verteidigung der Kultur“ 

Auf dem „2. Kongress zur Verteidigung 
der Kultur“, der im Juli 1937 in Mad¬ 
rid, Valencia, Barcelona und Paris statt¬ 
fand, zeugte der Beifall, den „Hans“ 
für seine Rede am 6. Juli erhielt, von 
der Wertschätzung, die er seitens der 
Intellektuellen aus aller Welt erfuhr. 
Mit vielen von ihnen war er befreun¬ 
det. Seine Rede hätten die „Demokra¬ 
ten“ in Schwerin zur Kenntnis nehmen 
müssen. Sie war geprägt von einer tie¬ 
fen Humanität und außergewöhnlich 
für einen Militär. Neben der Würdi¬ 
gung, dass die vereinte Kraft der Ar¬ 
beiter, Bauern und Intellektuellen die¬ 
se neue Volksarmee geschaffen hatte, 
deren vornehmstes Ziel es war, die De¬ 
mokratie zu verteidigen, wandte sich 
Hans Kahle besonders den kulturel¬ 
len Problemen des Krieges zu. Die Ar¬ 
mee kümmere sich auch um Bildung, 
Beseitigung des Analphabetismus und 
die Popularisierung von Kunst und Li¬ 
teratur. Jede Division, jede Brigade, 
jedes Bataillon habe eigene Zeitungen 
und aus den Schützengräben heraus 
entstünde in Form von Gedichten und 
Prosa eine neue Literatur. Einer seiner 
Kommandeure sei Schriftsteller, ein an¬ 
derer Maler, ein dritter Komponist. Der 
schönste Augenblick des Krieges, sag¬ 
te er, unterbrochen von Applaus, war, 



Richard Staimer (links), zu dieser Zeit Kommandeur der XI. Internationalen 
Brigade, in der Mitte der sowjetische Journalist und Berichterstatter über den 
Spanischen Krieg Michail Kolzow und rechts Hans Kahle (1936/37) 


Liebe Eva 

Ein Stück deutscher Geschichte 


Erwirbt man Bücher von der „editi- 
on ost im Verlag Das Neue Berlin“, be¬ 
kommt man (erfreulicherweise) in der 
Regel auch das, was der Titel verspricht. 
Das ist auch bei diesem Bändchen nicht 
wesentlich anders, wenn auch mit gewis¬ 
sen Einschränkungen. 

Genauere Auskunft gibt der Rück¬ 
seitentext: Der Inhalt dokumentiert 
nur teilweise Briefe Erich Honeckers 
aus der Haftanstalt Moabit, hinzu kom¬ 
men Briefe aus Chile, die (aufgrund von 
Erich Honeckers schlechtem Gesund¬ 
heitszustand) hauptsächlich von Margot 
Honecker verfasst und von beiden un¬ 
terschrieben wurden, dazu noch Briefe 
von Margot Honecker, die sie nach dem 
Tod ihres Mannes schrieb. Korrespon¬ 
denzpartnerin war stets die Gymnasial¬ 
lehrerin Dr. Eva Ruppert aus Bad Hom¬ 
burg, deren Briefe nicht abgedruckt sind. 

Die Entstehungsgeschichte der Be¬ 
kanntschaft zwischen Eva Ruppert und 
Erich Honecker und deren Verlauf er¬ 
läutert zunächst ein rund 20-seitiges, von 
Frank Schumann durchgeführtes, Inter¬ 
view mit Frau Dr. Ruppert. Bereits dies 
liest sich sehr spannend, ebenso wie, das 
sei hier bereits vorweggenommen, die 
beiden folgenden Hauptteile des Bu¬ 


ches. Die oben bereits erwähnten Teile 
befassen sich mengenmäßig auf ca. 50 
Seiten mit den eigentlichen Briefen 
aus Moabit, auf ca. 30 Seiten mit den 
gemeinsamen Briefen aus Chile und 
schließlich auf ca. 65 Seiten mit Margot 
Honeckers Briefen nach dem Tod Erich 
Honeckers. Dieser letzte und umfang¬ 
reichste Teil dokumentiert vor allem die 
Korrespondenz der Jahre 1994-2000. 
Hat man allerdings, wie der Referent, 
vorher das Buch „Post aus Chile - Die 
Korrespondenz mit Margot Honecker“ 
von 2016 gelesen, fällt der Spannungs¬ 
bogen in diesem letzten Teil doch etwas 
ab, auch wenn „Post aus Chile“ eher den 
Zeitraum von 2000-2015 umfasst. Man 
ist in diesem Fall gewissermaßen bereits 
zu sehr mit Margot Honeckers Stil und 
ihren politischen Ansichten und Interes¬ 
sen sowie mit ihrem Leben in Chile „ver¬ 
traut“, um den vierten Teil von „Liebe 
Eva“ noch spannend zu finden. 

Damit stellt sich zwangsläufig die 
Frage, mit welcher Absicht der Leser ei¬ 
gentlich zu diesem Buch greift. Möchte 
er nun endlich genau wissen, wie es für 
Erich Honecker „wirklich war“ im Mo¬ 
abiter Knast, ob und welche pikanten 
Details sich in dem jahrelangen Brief¬ 


wechsel zwischen Honecker und einer 
Lehrerin aus dem „Westen“ verbergen 
könnten, oder wie es mit dem Eheleben 
der Honeckers nach 1989 „bestellt“ war, 
wird er enttäuscht werden. 

In der Tat zeigt das Buch vielmehr, 
wie es auch der Text auf der Rücksei¬ 
te verspricht, „ein Stück deutscher Ge¬ 
schichte“ aus der Sicht Erich und Margot 
Honeckers. 

Es sind jedoch nicht nur die abge¬ 
druckten Briefe selbst, die diesen ge¬ 
schichtlichen und persönlichen Einblick 
vermitteln. Das eigentlich Interessante 
ist vielmehr die Kombination dieser 
Briefe mit den zahlreichen und akribisch 
recherchierten Anmerkungen Frank 
Schuberts zu jedem einzelnen Brief. 

Ohne Übertreibung lässt sich sagen, 
dass ein Großteil dieser Briefe ohne 
Schuberts genaue Erläuterungen zu den 
genannten Personen, Daten und Ereig¬ 
nissen bereits heute, nur wenige Jahre 
„danach“, überhaupt nicht mehr sach¬ 
lich verständlich und in ihrer Dramatik 
nachvollziehbar wären. Insbesondere für 
ehemalige „Wessis“ wäre die Anschaf¬ 
fung des Buches ohne diese Anmerkun¬ 
gen völlig nutzlos, aber auch für ehema¬ 
lige DDR-Bürger wäre es vermutlich 
schwierig, sich an alle Ereignisse, Details 
und Personen jener Zeit zu erinnern. 

Das durch die Anmerkungen (immer 
direkt im Anschluss an jeden Brief, was 
unnötiges Blättern und Suchen erspart) 


zur Verfügung gestellt Detail wissen er¬ 
möglicht es dem Leser dagegen, jeden 
Brief quasi mit den Augen der damali¬ 
gen Zeit zu lesen, Entwicklungen nach¬ 
zuvollziehen und Details, die noch in 
der Erinnerung sein mögen, richtig ein¬ 
zuordnen. 

Frank Schubert erspart es insbeson¬ 
dere dem „Wessi“ aber nicht, dabei auf¬ 
zuzeigen, wie Tatsachen aus jener Zeit 
verfälscht dargestellt und Stimmung ge¬ 
gen die Honeckers gemacht wurde - und 
wird, auch heute noch! 

Die Kombination aus Briefen und 
Anmerkungen macht vielmehr deut¬ 
lich, dass und wie die Honeckers von 
ihrer Sache überzeugt waren, „in gu¬ 
ten wie in schlechten Tagen“ sozusagen, 
und räumt auch mit allerhand Märchen 
auf, wie etwa dem der persönlichen Vor- 
teilsnahme des Ehepaares Honecker auf 
Kosten anderer und dergleichen. 

Wer einfach mehr über die Menschen 
und weniger über die Funktionsträger 
Erich und Margot Honecker als Men¬ 
schen ihrer Zeit und ihrer Umstände er¬ 
fahren möchte, und dies auf einer sach¬ 
lichen, angemessenen und respektvollen 
Ebene, der ist mit diesem Buch gut be¬ 
dient und wird es, wie der Rezensent, als 
ausgesprochenen „Pageturner“ erleben. 

Gerade in einer Zeit, in der bereits 
zahlreichen Jugendlichen schon nicht 
mehr bekannt ist, wer überhaupt etwa 
Erich Honecker (oder genauso auch 


dass in den Ortschaften, die seine Ein¬ 
heiten besetzt hatten, der Schulunter¬ 
richt für die Kinder aufrechterhalten 
werden konnte. 

Zu seiner Division gehörten 14 000 
Kämpfer, davon 4 000 Internationale 
und 10 000 Spanier, mit denen er sich, 
der fließend Spanisch sprach, in ihrer 
Muttersprache unterhalten konnte. Er 
war ohne Frage einer der beliebtesten 
Offiziere, weil er sich auch in den vor¬ 
dersten Linien um seine Männer küm¬ 
merte. Dabei fand er immer noch Zeit, 
sich mit Journalisten und Schriftstel¬ 
lern aus aller Welt zu treffen und mit 
ihnen zu diskutieren. Von seiner Popu¬ 
larität zeugt auch, dass von keinem an¬ 
deren Offizier so viele Bilder in Zeit¬ 
schriften und Zeitungen der Armee 
erschienen wie von ihm. 

Emigration und viel 
zu früher Tod 

Nach dem Abzug der Internationa¬ 
len aus Spanien ging Hans Kahle über 
Frankreich nach England, wo er zu¬ 
nächst dort und dann in Kanada inter¬ 
niert war. Freigekommen durch inter¬ 
nationale Proteste, so unter anderem 
durch seinen Freund Ernest Heming¬ 
way, lebte er seit 1943 wieder in Eng¬ 
land, gehörte zu den Gründern der „Be¬ 
wegung Freies Deutschland in Groß¬ 
britannien“ und schrieb in Zeitungen, 
Zeitschriften und Broschüren Analysen 
über den Krieg gegen Nazi-Deutschland 
und den Kampf der Roten Armee und 
der Anti-Hitler-Koalition. Noch heute 
ist z.B. seine Artikelserie „Der Krieg 
Monat für Monat“ in „The Volunteer 
for Liberty“, dem Organ der britischen 
Spanienkämpfer, von ungebrochenem 
Interesse. 

Nach dem Sieg über den deutschen 
Faschismus stellte er sich sofort der de¬ 
mokratischen Neuordnung Deutsch¬ 
lands zur Verfügung und wurde Mitglied 
der Landesleitung der SED und Chef 
der Volkspolizei in Mecklenburg-Vor¬ 
pommern. Am 1. September 1947 ver¬ 
starb er im Alter von 48 Jahren an den 
Folgen einer schweren Magenoperation. 

„In unserem Lager ist Deutschland“ 
hatte sein Freund Alfred Kantorowicz 
1935 geschrieben. Das meinte, dass die 
Antifaschisten das wirkliche, das besse¬ 
re Deutschland verkörpern. 

Zu diesem Deutschland gehört auch 
Hans Kahle. Sich daran zu erinnern, hät¬ 
te auch der Demokratie der Bundesre¬ 
publik Deutschland mehr von Nutzen 
sein können als jene „Traditionspflege“, 
von der erst jüngst wieder aus der Bun¬ 
deswehr berichtet wurde. Werner Abel 


Helmut Kohl) war, ist diesem Bänd¬ 
chen eine weite Verbreitung zu wün¬ 
schen, auch und gerade im ehemaligen 
Westen. M. P. Veit 

Eva Ruppert, Liebe Eva. Erich Honeckers 
Gefängnisbriefe, edition Ost im Verlag 
Das Neue Berlin, Berlin 2017,160 Seiten, 
9,99 Euro, ISBN 978-3-360-01 883-0 
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Denk ich an Deutschland in der Nacht 

Kommissar Vincent Che Veih erkennt „Es kommt alles wieder“ 


Kultursplitter 


Computerspiele als Kulturgut? 

In Köln ging die Spielemesse Gamescom 
mit einem Besucherrekord (mehr als 
350 000) zu Ende. Für den Geschäfts¬ 
führer des Deutschen Kulturrats, Olaf 
Zimmermann, sind Computerspiele 
selbstverständlich Teil des Kulturguts 
und er meinte, „manche Perlen unter 
den Computerspielen sind sogar Kunst¬ 
werke“. Nach der Kontroverse über die 
Erweiterung des Kultur- und Kunstbe¬ 
griffs auf Computerspiele zweifle heute 
kaum noch jemand an deren kulturel¬ 
lem Wert. Woher er diese Weisheit hat, 
blieb unbekannt, aber höhere Weihen 
gab es auch durch die Kanzlerin, die bei 
ihrem Besuch die komplette Einord¬ 
nung vornahm. Computerspiele „seien 
Kulturgut, Innovationsmotor und als 
Wirtschaftsfaktor von allergrößter Be¬ 
deutung“. Die Branche bezeichnete sie 
als „starken Pfeiler der deutschen Wirt¬ 
schaft“. Und darum geht es schließlich, 
mögliche Suchtgefahren, Gewaltszeneri¬ 
en und Unterdrückung in nicht wenigen 
beliebten Spielen kamen nur am Rande 
vor und sollten nicht die Begeisterung 
stören. Der Branchenverband meldete 
voller Stolz, dass mehr als 150 Politiker 
aller großen Parteien nach Köln gekom¬ 
men seien, die Wünsche nach Fördermit¬ 
teln für mehr eigene Produkte wurden 
wohlwollend aufgenommen. 

Provozierte Erregung? 

Die umstrittene Performance „Ausch¬ 
witz on the beach“ ist aus dem Programm 
der „documenta 14“ in Kassel genom¬ 
men worden. Franco Berardi, der itali¬ 
enische Künstler, der eigentlich die Per¬ 
formance mit dem Vergleich der europä¬ 
ischen Flüchtlingspolitik und Auschwitz 
veranstalten wollte, zitierte programma¬ 
tisch Karl Marx: „Die Menschen machen 
ihre eigene Geschichte, aber sie machen 
sie nicht aus freien Stücken, nicht unter 
selbstgewählten, sondern unter unmit¬ 
telbar Vorgefundenen, gegebenen und 
überlieferten Umständen.“ Auf die heu¬ 
tige Flüchtlingsfrage übertragen, meint 
er, „Die Flüchtlinge an den Stränden 
des Mittelmeeres sind dort aufgrund 
von Umständen, die sie sich nicht selbst 
ausgesucht haben: Bürgerkriege, politi¬ 
sches und soziales Elend in ihren Her¬ 
kunftsstaaten“. Von einem Künstler kann 
man verlangen, dass er sich mit der Ge¬ 
schichte des Vernichtungslagers ausein¬ 
andergesetzt hat. Die Menschen sind von 
den Faschisten in die Gaskammern ge¬ 
trieben worden, die Flüchtlinge werden 
jedoch nicht bewusst ermordet, sondern 
möglichst von Europa ferngehalten, sol¬ 
che provokativen Gleichsetzungen sind 
kalkuliert, der Preis für das Erregen von 
Aufmerksamkeit ist schändlich und fällt 
auf den Künstler und die documenta- 
Macher zurück. 

Können das Maschinen? 

Nachdem der Wunsch der großen Biblio¬ 
theken, keine gedruckten Bücher mehr 
vorzuhalten und zu sammeln, sondern 
lieber digitalisierte Texte zu speichern, 
langsam und unaufhaltsam erfüllt wird, 
kommt jetzt der nächste Schritt. Die 
Nationalbibliothek stellt ihr System der 
sogenannten Verschlagwortung um. Bis¬ 
lang wurde diese Arbeit von Menschen 
gemacht, jetzt sollen Rechner das über¬ 
nehmen. Die Nationalbibliothek will da¬ 
mit das gesamte System vereinheitlichen, 
denn digitale Publikationen werden 
schon länger maschinell erfasst. Über 
die Sinnhaftigkeit dieser Unternehmung 
wird heftig gestritten, zwar können die 
Maschinen Häufigkeiten und Zusam¬ 
menhänge auswerten, in denen die ein¬ 
zelnen Wörter in den Texten Vorkommen. 
Darüber hinaus können sie sich Inhalts¬ 
verzeichnisse angucken und die, wenn sie 
so programmiert sind, höher gewichten. 
Überall da, wo eine ausgereifte Nomen¬ 
klatur der Disziplin existiert, mag dies 
ein Weg sein, aber immer dann, wenn Be¬ 
griffe aus den Gesellschafts- und Geis¬ 
teswissenschaften einzuordnen und die¬ 
se oft doppeldeutig sind, kann reichlich 
dummes Zeug produziert werden. Jeder, 
der Suchmaschinen nutzt, kann ein Fied 
davon singen. Warum nun Bibliotheken 
diesen Weg gehen wollen, hat was mit 
schmalen Etats zu tun, schließlich kos¬ 
ten Bibliothekarinnen laufend Geld, die 
Maschinen nur einmalig. 

Herbert Becker 


E isenach, 4. November 2011. Zwei 
Männer werden tot in einem Wohn¬ 
mobil aufgefunden. Vorher hatten 
sie eine Bank ausgeraubt, 70000 Euro 
erbeutet, sind durch die ganze Stadt ge¬ 
flohen, um sich in Stregda ein ruhiges 
Plätzchen zu suchen. Da war doch was? 
Richtig! Dies ist die offizielle Darstel¬ 
lung der letzten Stunden im Feben von 
Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt und 
somit das Ende des Nationalsozialisti¬ 
schen Untergrunds, kurz NSU. Ronny 
weiß es besser. 

Düsseldorf, 30. November 2015. Vin¬ 
cent Che Veih, leitender Hauptkommis¬ 
sar der Mordkommission, nimmt mit 
seiner Freundin an einer Anti-Pegida- 
Demo teil. Eher unfreiwillig gerät er 
in den Block der Antifa, wird Ziel ei¬ 
nes faschistischen Schlägers und dann 
von Polizeikollegen. Die sind nicht zim¬ 
perlich, sehen in ihm den Rädelsführer 
und nehmen den „linken Schläger“ in 
Gewahrsam. Mit Folgen. Ein gefunde¬ 
nes Fressen für die Boulevardpresse. 
Die Behörde ist „not amused“. Vin¬ 
cent glaubt an ein Missverständnis und 
macht seine Arbeit. Schließlich ist ein 
Mord aufzuklären. Melli Franck, Inha¬ 
berin eines angesagten Düsseldorfer 
Restaurants, ist auf bestialische Art ge¬ 
tötet worden. Seine Ermittlungen füh¬ 
ren ihn ins Drogenmilieu. Dort trifft 


Danny Sanchez, freischaffender briti¬ 
scher Journalist mit spanischen Wur¬ 
zeln, pendelt zwischen Broterwerb und 
Suche nach Wahrheiten. Er und sein 
Freund Paco recherchieren im anda- 
lusischen Almena über die Umstände 
des Todes einer jungen Frau, die bes¬ 
tialisch ermordet auf einer Müllkippe 
gefunden wurde. Während die Medien 
sich darauf konzentrieren, pikante De¬ 
tails über den Febenswandel der Toten 
auszugraben und breitzutreten, begibt 
sich Danny auf die Suche nach Hinter¬ 
gründen. 

Er findet bald heraus, dass Teresa und 
ihre Freunde von der Izquierda Unida 
seit einiger Zeit Nachforschungen an¬ 
stellen, die tief in die jüngere Geschich¬ 
te Spaniens reichen. Es geht vor allem 
um die Ermordung von Verteidigern der 
Spanischen Republik durch die Franco¬ 


er auf Ronny Vogt, seinen weitläufigen 
Verwandten aus Jena, der vor mehr als 
20 Jahren einige Zeit bei ihm und seinen 
Großeltern gewohnt hatte. Und Ronny 
wird ihm eine schier unglaubliche Ge¬ 
schichte erzählen. 

Horst Eckert entwirft in „Wolfsspin¬ 
ne“ ein Szenario der Geschehnisse am 
4. November in Eisenach und wie es 
dazu kam. Mit Ronny Vogt hat er eine 
Figur geschaffen, die dem Killer-Trio 
des NSU sehr nah kommt. Ronny wur¬ 
de vom Thüringer Verfassungsschutz 
in die rechte Szene eingeschleust, be¬ 
freundet sich mit Gerri und Max, ver¬ 
liebt sich in Fiese, radikalisiert sich mit 
ihnen. Sie erfreuen sich umfangreicher 
Unterstützung. „Die Geheimdienste sa¬ 
hen nicht weg, sie mischten mit“ beim 
Aufbau rechter Strukturen. „Die Nazis 
in den Verfassungsschutzämtern. Es gibt 
sie“, resümiert Ronny, während er Ak¬ 
ten schreddert. Ebenso wie die Kollegen 
überall in der Bundesrepublik. Auch im 
BKA und diversen Polizeidienststellen 
wird aufgeräumt. Nichts darf an die Öf¬ 
fentlichkeit. Er war in den NSU stärker 
involviert als ihm lieb ist, wurde zum 
(Mit-)Täter, weiß alles und darf nie¬ 
mals darüber sprechen. Etwa darüber, 
dass die Kripo kurz davor stand, Gerri 
und Max einer Serie von Banküberfäl¬ 
len zuzuordnen. Für seinen Arbeitgeber 


Faschisten und um Adoptionen von an¬ 
geblich tot geborenen Kindern, an de¬ 
nen die politischen Machthaber in der 
Zeit des Franquismus und selbst bis in 
die 80er Jahre hinein eine Menge Geld 
verdienten. 

Als Sanchez dann noch mit dem Ver¬ 
schwinden eines britischen Touristen 
konfrontiert wird, begibt er sich selbst 
auf die Suche und wird auf einem „Fried¬ 
hof der Engländer“, auf dem auch Spani¬ 
er beerdigt wurden, die von der allmäch¬ 
tigen katholischen Kirche als nicht wür¬ 
dig für eine letzte Ruhe auf „heiligem 
Boden“ befunden worden waren, auf 
eine höchst merkwürdige Grabinschrift 
aufmerksam. Nach und nach fügt er im¬ 
mer neue Erkenntnisse wie ein großes 
Puzzle zusammen und erahnt das Aus¬ 
maß der Verbrechen der faschistischen 
Machthaber, deren direkte Nachfahren 


ist das gefährlich und musste verhindert 
werden. Fiese rät er, sich zu stellen „Fass 
dich auf einen Deal ein. Sie werden dich 
am Feben lassen, wenn sie wissen, dass 
du schweigen wirst. ... Dein Schweigen 
ist deine Febensversicherung“. Jetzt ist 
er ausgeliehen an das FKA Düsseldorf, 
muss wieder undercover ermitteln und 
gerät wieder in Neonazi-Kreise. Eigent¬ 
lich soll er einen Drogenring bespitzeln. 
Sein langjähriger Mentor und Chef in 
Thüringen, jetzt FKA, hat ihn für den 
Job angeheuert. 

Parallel dazu lässt Eckert seinen 
Kommissar Vincent Veih den Mord an 
Melli Franck untersuchen. Sie hatte nicht 
nur Drogen-, sondern auch Geldproble¬ 
me. Geholfen hat ihr nicht ihr Freund, 
sondern der Ex, ein mächtiger Immobi¬ 
lienfonds-Manager. Außer diesen bei¬ 
den werden Mitarbeiter, Freunde und 
Bekannte befragt. Marie, eine Freundin, 
ist hilfreich und steuert nebenbei eine 
schlüssige Erklärung zur Steigerung 
der Renditen von Investoren durch ge¬ 
schlossene Immobilienfonds und Miet¬ 
kaufgeschäften bei. Plötzlich sind nicht 
nur Drogen, sondern auch Finanzjong¬ 
leure und militante Neonazis im Spiel. 
Netzwerke überall. An dem Punkt bricht 
Ronny sein Schweigen, offenbart sich 
Vincent und trägt so zur Aufklärung der 
Tat und weiterer Anschläge bei. 


noch in der Gegenwart in Almena das 
Sagen haben. 

Dabei kommt er dem sadistischen 
Neffen der Bürgermeisterin in die Quere, 
der seinen Anteil am zusammengeraub¬ 
ten Reichtum der Familie beansprucht 
und nicht einmal ahnt, wie sehr sein ei¬ 
genes Schicksal mit den Verbrechen der 
Vergangenheit verwoben ist. 

Der zweite Roman des britischen 
Autors Matthew Pritchard, „Die Toten 
von Almena“, berührt einen Teil der un- 
bewältigten Vergangenheit Spaniens, in 
dem bis ins Jahr 1987 hinein ein Gesetz 
in Kraft war, das es ermöglichte, nicht 
regimetreuen Frauen ihre Kinder weg¬ 
zunehmen, indem man ihnen eiskalt ins 
Gesicht log, ihr Kind sei tot geboren 
worden. Auf diese Weise konnten - qua¬ 
si legal - diese Kinder an wohlhabende 
und zahlungskräftige „Eltern“ verkauft 


Horst Eckert ist eine Meister dar¬ 
in, Fakten und Fiktion zu verschmelzen, 
hat dabei seine beiden Erzählstränge 
kunstvoll verknotet und hält alle Fäden 
fest in der Hand. Er mag es „wenn in ei¬ 
ner spannenden Geschichte Bezüge zur 
Wirklichkeit so stark werden, dass man 
anfängt, sich mit ihr auseinanderzuset¬ 
zen“. Mit „Wolfsspinne“ ist ihm erneut 
ein hochspannender, beunruhigender, ja 
schockierender Politthriller gelungen, in 
dem es auch um die Zerfallserscheinun¬ 
gen einer kapitalistischen Gesellschafts¬ 
ordnung geht. Es ist ein Roman, eine Fik¬ 
tion. Wirklich? Bee 



Horst Eckert, Wolfsspinne. Rowohlt Ver¬ 
lag, Hamburg 2016, geb., 488 S. 19,95 
Euro 


und echt wirkende Adoptionsurkunden 
ausgestellt werden. Es wird geschätzt, 
dass es seit dem Ende des Spanischen 
Krieges bis zum Jahr 1987 etwa 300 000 
Fälle derartigen Kinderhandels gegeben 
hat. 

Matthew Pritchard führt den inter¬ 
essierten Feser in ein Spanien der Ge¬ 
genwart, das noch immer an den Wunden 
der Vergangenheit leidet, in dem die Spu¬ 
ren der Verbrechen der Franco-Faschis- 
ten heute noch erkennbar sind und in 
dem die Nachfolger der damaligen Ver¬ 
brecher in vielen Bereichen übergangs¬ 
los weiter ihre persönlichen Machtposi¬ 
tionen innehaben. 

Uli Brockmeyer 

Matthew Pritchard: Die Toten von Al¬ 
mena. Goldmann Verlag, Taschen buch. 
315 Seiten, 9,99 Euro 


Aufruf zur Teilnahme an der Kunstausstellung 

XXIII. Internationale 
Rosa-Luxemburg -Konferenz 

am 13.1.2018 im Mercure Hotel MOA Berlin, 

Stephanstrstraße 41, io 559 Berlin 

Zum fünften Mal in Folge organisiert dieGRUPPETENDENZEN BERLIN gemein¬ 
sam mit der derTageszeitung„junge Welt“ eine Kunstausstellung anlässlich der 
Rosa-Luxemburg-Konferenz. In diesem Jahr lautet der Titel: 

Afrika am Scheideweg - Aufbau oder Migration 

Ziel der Ausstellung ist die Darstellung der gesellschaftlichen Entwicklung Af¬ 
rikas in Vergangenheit und Gegenwart sowie der Perspektiven für eine selbst¬ 
bestimmte Zukunft aller Bewohner des Kontinents. 

Künstlerinnen und Künstler, die an diesem Tag Werke zum o.g. Thema präsen¬ 
tieren möchten, können sich bis zum 5. November 2017 bewerben. 
DieTeilnahme ist kostenlos. Während der Ausstellung sind die Exponate versi¬ 
chert. Alle Aufwendungen für den Transport (inkl.Transportversicherung) müs¬ 
sen von den Künstlerinnen und Künstlern übernommen werden. 

Die Werke müssen persönlich angeliefert und auch vorOrt positioniert werden. 
Sockel für Skulpturen müssen mitgebracht werden. Installationen an der Decke 
und Video-Installationen sind nicht möglich. 

Ihre Bewerbung schicken Sie bitte nur online an: info@gruppe-tendenzen-ber- 
lin.de 

Für die Jurierung benötigen wir: 

- Digitalfotos mit einer Auflösung von 300 dpi (min. 3 MB) im jpg-Format von 
max. drei Werken mit Titel,Technik und Entstehungsjahr; 

- Maßangaben (incl. Rahmen) in Breite und Höhe in cm (bitte diese Reihenfol¬ 
ge beachten!) 

- kurze Vita zur künstlerischen Entwicklung. 

Die Entscheidung über eine Teilnahme erfolgt nach einer Auswahl durch das 
Vorbereitungsteam der GRUPPE TENDENZEN BERLIN und des Konferenzveran- 
stalters bis 4.12.2017. 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 

Einführung in den 
dialektischen und 
historischen Materialismus 


Das Buch eignet sich sowohl als Ein¬ 
führung in die wissenschaftliche Welt¬ 
anschauung von Marx/Engels/Lenin als 
auch als Nachschlagewerk. 

So sind z. B. folgende Kapital enthalten: Die Grundfrage der 
Philosophie, Die Entstehung der marxistisch-leninistischen 
Philosophie, Die Materie und ihre Existenzformen, Die Dia¬ 
lektik des Erkenntnisprozesses, Klassen und Klassenkampf - 
Die Rolle der Volksmassen in der Geschichte. 

Dietz-Verlag DDR, 1982, 555 Seiten, kartoniert, altersgemäß 
in recht gutem Zustand; 3,- Euro + 1,50 Euro Porto. 
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Zwei Rote Matrosen 


Aktion der DKP - Für einen Ort des Gedenkens in Wilhelmshaven 


50 Menschen nahmen am regionalen Aktionstag der 
DKP in Wilhelmshaven teil, der letzten Samstag statt¬ 
fand. Anlass war der 100. Jahrestag der Ermordung der 
„roten Matrosen“ Max Reichpietsch und Albin Köbis. 
Sie wurden am 25. August 1917 vom Marine-Kriegsge¬ 
richt in Wilhelmshaven als „Rädelsführer“ zum Tode 
verurteilt. Reichpietsch und Köbis gehörten zu den 
Organisatoren einer Antikriegsbewegung unter den 


Matrosen der Hochseeflotte. Am 5. September wurde 
das Todesurteil auf dem Schießplatz Wahn bei Köln 
gegen den Heizer Reichpietsch und den Obermatro¬ 
sen Köbis vollstreckt. 

Wir dokumentieren die in Wilhelmshaven gehaltenen 
Reden von Achim Bigus und Björn Schmidt in Aus¬ 
zügen. 


Es gibt keinen Streit unter den 


Es ist unübersehbar: Die Bundestags¬ 
wahlen stehen bevor. Zum großen Teil 
wird der Wahlkampf mit inhaltsleeren 
Phrasen geführt. Die wirklich wichtigen 
Fragen bleiben außen vor. Was ist mit 
der sozialen Gerechtigkeit? Mit der gras¬ 
sierenden Armut in Deutschland beim 
gleichzeitig wachsenden Reichtum der 
Milliardäre und Millionäre? Und was ist 
mit der Frage von Krieg und Frieden? 
Der Nahe Osten brennt. Die Kriege rü¬ 
cken - wie in der Ukraine - näher an Mit¬ 
teleuropa heran. 

Nun versuchen CDU/CSU, SPD, 
FDP und Grüne sich im Bereich der so¬ 
genannten Verteidigungspolitik vonein¬ 
ander abzugrenzen. Beim näheren Hin¬ 


lantischen Bündnis darf nicht gerüttelt 
werden. Und auch die AfD hat sich zur 
NATO bekannt. Die NATO steht für den 
Konfrontationskurs gegen Russland. 

★ 

Glaubt man den Worten des neuen Au¬ 
ßenministers Gabriel, bricht eine völlig 
neue Politik gegenüber Russland an. 
Im Rahmen seines Russlandbesuchs 
Anfang März mahnte er an, man müs¬ 
se versuchen, Russland zu verstehen. Er 
sorge sich, „dass wir zu einer neuen Auf¬ 
rüstungsspirale kommen“ und forderte 
„konkrete Abrüstungsschritte in Euro¬ 
pa“. Ein Rückfall in den Kalten Krieg 
müsse „um jeden Preis“ verhindert wer¬ 
den. 



Björn Schmidt ist Leiter der Friedens-AG der DKP 


sehen wird aber deutlich: Unterschiede 
gibt es nur in der Rhetorik - in der Sa¬ 
che sind sie sich einig. Die Bundeswehr 
soll massiv aufgerüstet werden, um die 
deutsche Beteiligung an den Kriegen der 
NATO, der USA und der EU in der gan¬ 
zen Welt zu verstärken! 

Dagegen ist Widerstand angesagt - 
auf der Straße und mit dem Wahlzettel! 

★ 

Vor drei Jahren erklärten die NATO- 
Staaten auf ihrem Gipfel in Wales, bis 
2024 ihre finanziellen Mittel für Krieg 
und Militär auf 2 Prozent ihres jeweili¬ 
gen Bruttoinlandsprodukts erhöhen zu 
wollen. Bei einem Wirtschaftswachstum 
von zwei Prozent pro Jahr wären das in 
der Bundesrepublik im Jahr 2024 mehr 
als 70 Milliarden Euro. Das ist eine Rie¬ 
sensumme, die dort fehlt, wo sie wirklich 
gebraucht wird: Im Gesundheitswesen, in 
Schulen und Hochschulen, in den Ren¬ 
ten- und Sozialkassen! 

Das Vorhaben scheint so wahnwit¬ 
zig, dass die Bundesregierung es immer 
wieder bestätigen muss. Im Juni erklär¬ 
te Merkel, dass das gemeinsame Ausga¬ 
benziel der Nato-Mitgliedstaaten „auf 
mittlere und längere Sicht nicht nur auf 
dem Papier stehen kann, sondern dass 
wir uns seiner annehmen müssen“. Und 
der Koalitionspartner SPD? Kanzler¬ 
kandidat Schulz tönt über Merkels Plä¬ 
ne: „Sie will Aufrüstung, ich will das 
nicht.“ 

Drei bis fünf Milliarden mehr pro 
Jahr sollten es aber schon sein. 

★ 

Statt Aufrüstung ist massive Abrüstung 
angesagt. Doch stattdessen werden gi¬ 
gantische Rüstungsprojekte angescho¬ 
ben: Kampfdrohnen, neue Fregatten, 
das MEADS-Raketensystem. Und auch 
personell wird aufgerüstet: Die Bundes¬ 
wehr soll wieder auf 200 000 Personen 
vergrößert werden. Da kommen die NA¬ 
TO-Aufrüstungs Verpflichtung und die 
Forderungen der US-Regierung nach 
mehr Militärausgaben der übrigen NA¬ 
TO-Staaten wie gerufen. 

Denn darin sind sich CDU/CSU, 
SPD, Grüne und FDP einig: Am transat¬ 


Die Taten der Bundesregierung ge¬ 
hen allerdings in die entgegengesetz¬ 
te Richtung: Eine militärische Drohge¬ 
bärde gegen Russland jagt die nächste. 
Über 4 000 US-Soldaten wurden dieses 
Jahr permanent nach Polen und in ande¬ 
re osteuropäische Staaten verlegt - aus 
russischer Sicht eine riesige Provokati¬ 
on. Dazu kommt schweres Kriegsgerät 
wie Kampfpanzer, das mit deutscher Hil¬ 
fe über Bremerhaven nach Osten trans¬ 
portiert wurde. 

Die Bundeswehr ist mit bis zu 500 
Soldaten, 26 Panzern und etwa 170 wei¬ 
teren Militärfahrzeugen in Litauen dau¬ 
erhaft stationiert. 

Nach Ansicht der Kriegsministerin 
Ursula von der Leyen sei diese Maßnah¬ 
me „genau angemessen“ und „defensiv“. 
Begründet wird sie mit einer angeblichen 
Aggressivität Russlands. Immer wieder 
wird Russland unterstellt, seine Nach¬ 
barländer überfallen und annektieren 
zu wollen. Tatsächlich verhält es sich ge¬ 
nau andersherum: Es sind die militärisch 
und wirtschaftlich dutzendfach überle¬ 
genen westlichen Staaten, insbesondere 
der NATO und der EU, die Russland be¬ 
drängen. Die NATO ist durch ihre Ost¬ 
erweiterung immer näher an die russi¬ 
schen Grenzen herangerückt - entgegen 
den Abmachungen nach Ende des kal¬ 
ten Krieges. Das Säbelrasseln der NATO 
wird lauter. Die Kriegsgefahr wird da¬ 
durch erhöht und die Sicherheit der 
Menschen in Europa aufs Spiel gesetzt. 

Wer für Frieden und Entspannungs¬ 
politik gegenüber Russland wirbt, muss 
konsequenterweise fordern: Austritt der 
Bundesrepublik aus der NATO! Damit 
einhergehen muss ein Abzug der US- 
Atombomben vom Fliegerhorst Büchel, 
die Schließung der US-Airbase Ram- 
stein und der anderen US-Kommando- 
zentralen wie AFRICOM und EUCOM 
in Stuttgart. (...) 

★ 

Die Bundeswehr befindet sich in zahlrei¬ 
chen Kriegseinsätzen. Von Afghanistan, 
über Syrien bis nach Mali. Offiziell wird 
das wahlweise mit Terrorismusbekämp¬ 
fung oder der Durchsetzung von Men- 


Kriegsparteien 

schenrechten begründet. Wenn man sich 
die Bilanz dieses „Anti-Terror-Krieges“ 
der ja schon 2001 ausgerufen wurde, an¬ 
sieht, muss man sagen: Wenn es wirklich 
das Ziel war, den islamistischen Terro¬ 
rismus zu besiegen, dann hat der Wes¬ 
ten, dann hat die NATO und auch die 
deutsche Bundesregierung völlig ver¬ 
sagt. Dann könnte es nur eine Schluss¬ 
folgerung geben: Sofortiger Abzug aller 
deutschen Truppen aus den Auslandsein¬ 
sätzen, egal mit welcher Begründung sie 
nun erfolgt sind. 

Aber geht es wirklich um Terrorab¬ 
wehr und Menschenrechte? Wenn man 
das „Weißbuch der Bundeswehr“ und die 
anderen Aussagen der politischen Eliten 
zur Kenntnis nimmt, dann lässt sich nur 
der Schluss ziehen, dass es tatsächlich 
um etwas anderes geht. Nämlich darum, 
die geopolitische Vorherrschaft des Wes¬ 
tens abzusichern und auszubauen - und 
Deutschland ein „Stück vom Kuchen“ zu 
sichern. Wie anders kann man folgende 
Aussage verstehen, die im Papier „Neue 
Macht, neue Verantwortung“ von der 
regierungsnahen „Stiftung Wissenschaft 
und Politik“ getätigt wurde: 

„Deutschlands Streitkräfte [...] be¬ 
teiligen sich an der Sicherung von Ver¬ 
sorgungswegen“ und „Das verlangt mehr 
militärischen Einsatz und mehr politi¬ 
sche Führung.“ 

Noch mehr Kriegseinsätze in aller 
Welt also. Diese geschehen auf Kosten 
der Bevölkerung der betroffenen Län¬ 
der, der Jugendlichen, die als Kanonen¬ 
futter herhalten sollen, und der Bevöl¬ 
kerung hierzulande, die sprichwörtlich 
dafür bezahlen muss. Auch in dieser 
Frage gibt es bei CDU/CSU-SPD-FDP- 
Grünen keinen Streit. Lediglich die 
Rhetorik unterscheidet sich. Etwa wenn 
SPD-Außenminister Gabriel auf dem 
Evangelischen Kirchentag allen Erns¬ 
tes Abrüstung fordert. Dabei war er als 
Wirtschaftsminister für Rekorde beim 
deutschen Waffenexport verantwortlich! 
★ 

Die Politik der Bundesregierung kennt 
nur eine Richtung: Mehr Waffen, mehr 
Kriegseinsätze, mehr Rüstungsexporte, 
mehr NATO, mehr militärische Drohge¬ 
bärden, mehr Geld fürs Militär. FDP, AfD 
und Grüne haben in diesen Grundfragen 
keinen anderen Kurs. Lasst uns bei der 
Bundestagswahl dieser Kriegspolitik ein 
deutliches „Nein“ entgegen setzen! 


„Reichpietsch und Köbis können nicht 
die Vorbilder der Bundesmarine sein“, so 
steht es amtlich und hochoffiziell in ei¬ 
nem gemeinsamen Kommunique des da¬ 
maligen Staatssekretärs Rust, des Gene¬ 
ralinspekteurs der Bundeswehr Heusin¬ 
ger und des Marineinspekteurs Rüge im 
Jahre 1958. Ihre Begründung: die beiden 
„Meuterer“ hätten das Ziel verfolgt, „an 
die Stelle des damaligen Reiches eine 
Räte-Republik nach russischem Muster 
zu setzen“. Sie „waren nicht Wegbereiter 
der Weimarer Republik, sondern können 
eher als Vorkämpfer einer Staatsform 



Achim Bigus ist Stellvertretender 
Bezirksvorsitzender der DKP Nie¬ 
dersachsen und DKP-Kandidat auf 
Landeslistenplatz i. 

gelten, wie sie heute in der deutschen 
Sowjetzone verwirklicht wird; sie wer¬ 
den dort auch als Volkshelden gefeiert.“ 
Dies berichtete der „Spiegel“ Nr. 49 
vom 3. Dezember 1958, und auch über 
den Anlass für diese Erklärung: eine Ver¬ 
anstaltung der Evangelischen Akademie 
Hamburg und der evangelischen Militär¬ 
pfarrer im Wehrbereich 1 im „Matthias- 
Claudius-Heim“ in Glücksburg unter 
dem Titel „Rüstzeit für Offiziere“. Refe¬ 
rent war der SPD-Wehrberater, Oberst¬ 
leutnant außer Dienst und Dr. jur. Fritz 
Beermann. Sein Thema: „Zur Tradition 
der Bundesmarine“. 

Zu Beginn seines Vortrags erinnerte 
er an die Erschießung von Max Reich¬ 
pietsch und Albin Köbis im Morgengrau¬ 
en des 5. September 1917. Dann mute¬ 
te er seinem Offizierspublikum einiges 
zu: nicht genug, dass er „nicht Sozialis¬ 
ten oder Kommunisten“, sondern den 
„Hunger und die skandalösen Dienst¬ 
verhältnisse“ (so der „Spiegel“) für die 
Matrosenmeuterei 1917 verantwortlich 
machte - nein, mit Bezugnahme auf Ar¬ 
tikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes („Die 
Würde des Menschen ist unantastbar“) 
forderte er, die Marine solle „jenen bei¬ 
den Seeleuten ihren Respekt nicht ver¬ 
sagen, die durch die Fehler eines vergan¬ 
genen Militärsystems zu Symbolen vieler 
in ihrer Menschenwürde tief verletzter 
Soldaten und Matrosen geworden sind.“ 
Das war zu viel: „Keine Hand regte 
sich zum Beifall“, so der „Spiegel“. Nach 
einer Pause gab der Rangälteste der ver¬ 
sammelten Marineoffiziere eine Erklä¬ 
rung ab: „Ich weiß, dass Reichpietsch und 
Köbis Idealisten waren; sie waren aber 
auch Mitglieder der radikalen USPD. 
Beide haben den Tatbestand der Meute¬ 
rei erfüllt. Beide sind als Hochverräter 


und Meuterer gerichtet worden. Die Ge¬ 
setze der Pflichterfüllung und des Gehor¬ 
sams sind für uns notwendig.“ 

★ 

Heute gibt es in Wilhelmshaven keinen 
Ort des Gedenkens. Anders in Köln: auf 
dem öffentlichen Friedhof der Stadt 
Köln, der als Enklave innerhalb des Ka¬ 
sernengeländes der Bundeswehr Köln- 
Porz liegt, gibt es einen Gedenkstein mit 
den Reliefs von Max Reichpietsch und 
Albin Köbis. Der Zugang wird allerdings 
durch die Bundeswehr beschränkt. Die¬ 
ses Jahr wurde ein Gedenkmarsch von 30 
bis 40 Personen zugestanden. Diese müs¬ 
sen sich vorher mit Personalangaben an¬ 
melden. Friedenskräfte in Köln fordern, 
wie schon 2007 und 2008, vom Rat der 
Stadt Köln, eine Lösung zu finden, die 
den freien und unbeschränkten Zugang 
ermöglicht. 

★ 

Anders als für die Bundesmarine sind für 
uns Max Reichpietsch und Albin Köbis 
Vorbilder im Kampf gegen den Krieg. 
Wir unterstützen die Forderung des 
Kreisverbandes Wilhelmshaven der Par¬ 
tei „Die Linke“, die Erinnerung an Kö¬ 
bis und Reichpietsch durch eine Straßen¬ 
oder Platzbenennung wachzuhalten. 

Ein Vorbild dafür könnte Westberlin 
sein. Dort beschlossen die Bezirksver- 
ordneten des Verwaltungsbezirks Tier¬ 
garten einstimmig, das „Tirpitz-Ufer“ 
am Landwehrkanal in „Reichpietsch- 
Ufer“ und die „Admiral-von-Schröder- 
Straße“ in „Köbisstraße“ umzubenennen. 
Die Vorlage dafür hatte CDU-Stadtrat 
Böhme ausgearbeitet. Er begründete 
die Umbenennung „zu Ehren der bei¬ 
den Revolutionshelden, die als Anfüh¬ 
rer der Kieler Matrosen-Revolte im Ok¬ 
tober 1918 erschossen wurden“. Die Be¬ 
gründung verrät zwar einen Mangel an 
Geschichtskenntnis, sagt aber auch viel 
über den Zeitgeist: 

Vorlage und Beschluss stammen vom 
Mai 1947, also aus einer Zeit, in der auch 
die CDU in ihrem Ahlener Wirtschafts¬ 
programm vom 3. Februar 1947 erklärt 
hatte: „Das kapitalistische Wirtschafts¬ 
system ist den staatlichen und sozialen 
Lebensinteressen des deutschen Volkes 
nicht gerecht geworden.“ 

★ 

Wie sehr sich im Zuge des kalten Krieges 
dann der Wind gedreht hatte, zeigte am 
23. Juli 1958 der Antrag der Bezirksver- 
ordneten derselben CDU, die Namen der 
„Spartakisten Reichpietsch und Köbis“ 
durch Namen aus dem Widerstand gegen 
Hitler zu ersetzen. Dieser scheiterte al¬ 
lerdings am Widerspruch der SPD: „Die 
SPD-Fraktion ist der Meinung, dass ge¬ 
nügend Gründe bestehen, Reichpietsch 
und Köbis zu ehren und ihr Andenken 
wachzuhalten.“ 

Das meinen wir auch. Lasst uns das 
tun, lasst uns Max Reichpietsch und Al¬ 
bin Köbis ehren und ihr Andenken wach¬ 
halten, als Opfer der kaiserlichen Militär¬ 
justiz und als Vorbilder im Kampf gegen 
den Krieg - am besten, indem wir diesen 
Kampf in ihrem Sinne weiterführen! 


Der Matrosenaufstand 1917, Gedenken in Köln 


Vor genau 100 Jahren, am 5. September 1917, wurde der Mi¬ 
litär-Übungsplatz in Köln-Wahn Schauplatz von zwei Hin¬ 
richtungen. Hier, weit weg von der Küste, wurden die we¬ 
nige Tage zuvor verhängten Todesurteile gegen zwei junge 
Matrosen der Kaiserlichen Marine vollstreckt: Albin Köbis 
und Max Reichpietsch. 

Das Friedensbildungswerk (Köln) nimmt den Jahrestag zum 
Anlass, um mit Kooperationspartnern an den Matrosenauf¬ 
stand zu erinnern. 

Marinemeuterei 1917 - Filmvorführung 

Fr 1.9. 2017/18.00-20.15 Uhr/Weißhauskino, Luxemburger 
Str. 253, Köln-Klettenberg/Teilnahme kostenlos 

Marinemeuterei 1917 ist ein deutscher Spielfilm von Her¬ 
mann Kugelstadt aus dem Jahr 1969 nach einem Doku- 
mentarspiel von Michael Mansfeld, das auf einer wahren 
Begebenheit beruht. Das Szenenbild stammt von Heinrich 
Mager. 

Eine gemeinsame Veranstaltung vom Friedensbildungs¬ 
werk Köln mit dem DGB Köln/Bonn und der Gruppe Robert 
Blum. Gesponsert von Off Kinobetriebs GmbH. 

Der Matrosenaufstand 1917 - Das Schicksal 
von Max Reichpietsch und Albin Köbis 

Mo 4.9.2017,19.30-21.45 Uhr, Friedensbildungswerk, Preis: 
5 Euro, 


Christoph Regulski würdigt in seinem Buch „Lieber für 
die Ideale sterben, als für die sogenannte Ehre fallen“ das 
Schicksal der beiden jungen Matrosen und untersucht die 
politischen Hintergründe der deutschen Matrosenbewe¬ 
gung 1917. Er ist als Referent geladen. 

Gedenkmarsch zum 100. Todestag von 
Max Reichpietsch und Albin Köbis 

Di 5.9.2017,12.00-14.00 Uhr 

Hinweis: Der Gedenkstein mit den Reliefs von Max Reich¬ 
pietsch und Albin Köbis liegt auf einem Kasernengelände 
der Bundeswehr. Der Zugang wird durch die Bundeswehr 
beschränkt. DieTeilnehmer mussten sich vorher mit Perso¬ 
nalangaben anmelden. 

Öffentliche Kundgebung 

Di 5.9.2017,14:15 Uhr Max-Reichpietsch-Str. 2, Heidestraße 
in Köln Porz 

Anschließend an die Kranzniederlegung auf dem Friedhof 
der Luftwaffenkaserne Porz-Wahn findet eine öffentliche 
Kundgebung an der Kreuzung Albin-Köbis-Straße/Max- 
Reichpietsch-Straße statt. 


Weitere Informationen unter: friedensbildungswerk.de 












m unsere zeit 


Internationales 


Freitag, 1. September 2017 


Kontra Venezuela? 

Die Bolivarianische Revolution im lateinamerikanischen Umfeld • Von Günter Pohl 
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Auf jeden Fall ein Contra: Der nicht-gewählte Präsident Brasiliens, Michel Temer, beim Mercosur-Treffen in Mendoza, Argentinien (21. Juli 2017) 


D ie Straßenaktionen der gewalttä¬ 
tigen Teile der Opposition sind 
nach den für die Regierung er¬ 
folgreichen Wahlen zu einer Verfas¬ 
sunggebenden Versammlung vorläufig 
zu Ende gegangen, aber die Lage in Ve¬ 
nezuela bleibt zugespitzt. Und sie lässt 
sich vielfältig verwenden. 

Die lokale und regionale Rechte 
sieht darin die Chance, sich als Vertei¬ 
digerin demokratischer Freiheiten auf¬ 
zuspielen - so absurd es angesichts der 
geschichtlichen Erfahrungen auch ist. 
Und das Kapital Venezuelas, das Ka¬ 
pital mancher Nachbarländer und der 
seit dem Kalten Krieg zweckgerichtet 
mit ihm verbundene US-Imperialismus 
will sich mittelfristig den Zugriff auf die 
Ölressourcen des Landes sichern. Al¬ 
lerdings wohl jeder für sich. 

★ 

Obwohl hierbei also irrationale und 
rationale Kräfte an der gleichen Sache 
zu arbeiten scheinen, ist neben Alarm¬ 
bereitschaft auch vorsichtige Gelassen¬ 
heit angebracht. Bereitschaft hinsicht¬ 
lich der Gefahr einer Invasion, die US- 
Präsident Trump auf seine inzwischen 
gewohnte Art in Aussicht gestellt hat; 
vorsichtige Gelassenheit, weil das Ka¬ 
pital und mit ihm der militärisch-indus¬ 
trielle Komplex der USA die Gefahr 
der Ausbreitung dessen, was die Bo¬ 
livarianische Revolution ideologisch 
aufbietet, realistischerweise als limi¬ 
tiert ansehen. 

Denn da es mindestens ab 2006 im¬ 
mer wieder an treibenden, praktischen 
Schritten von einer gewissermaßen ide¬ 
ellen hin zu einer auch materiellen Re¬ 
volution gefehlt hat - selbst als die Op¬ 
position sich durch ihre Totalverweige¬ 
rung aus dem Parlament katapultiert 
hatte - geriet man in die Defensive: Es 
stand bald mehr der Kampf um die Ver¬ 
teidigung der sozialen Errungenschaf¬ 
ten im Mittelpunkt als selbst Impulsge¬ 
ber für den wirklichen Wandel zu sein. 
Die Gewissheit, im Zusammenspiel mit 
den ALBA-Staaten in der Region ein 
Gegengewicht zu den Interessen des 
Gegners zu sein, schloss und schließt 
die praktische Solidarität mit der Ku¬ 
banischen Revolution ebenso ein wie 
Antiimperialismus, wenn auch für viele 
Funktionäre der regierenden Vereinten 
Sozialistischen Partei dieser Begriff si¬ 
cher vereinfacht als „Anti-Yankee- 


Haltung“ zu umschreiben und damit 
ideologisch weitgehend entleert ist. 
Andererseits ist diese Haltung natür¬ 
lich ein mobilisierender Faktor, auf den 
der größte Teil der Linken der Region 
zurückgreift. 

★ 

Mit der Notwendigkeit ist schnell auch 
die Bereitschaft gewachsen, sich auf ei¬ 
nen möglichen Überfall der Vereinig¬ 
ten Staaten vorzubereiten. US-Vize- 
präsident Mike Pence hatte im August 
bei einer Rundreise durch Kolumbien, 
Argentinien, Chile und Panama für 
eine weitergehende Isolierung Vene¬ 
zuelas geworben. Dazu passt das vom 
Südkommando der US-Streitkräfte 
(SouthCom) organisierte Treffen süd¬ 
amerikanischer Militärs, das vergange¬ 
ne Woche in Lima stattfand. In einem 
öffentlich gewordenen Bericht „Frei¬ 
heitsoperation Venezuela“ vom Febru¬ 
ar 2016 wird zur Anstachelung innerer 
Unruhen angeraten, um dann interna¬ 
tionalen Druck auf die fortschrittliche 
Regierung zu nutzen - womit einer 
militärischen Invasion zur „Wieder¬ 
herstellung der Demokratie“ die Bahn 
geebnet wäre. Diese Phase geht Trump 
gerade an; ob das Pentagon und eine 
Mehrheit des Abgeordnetenhauses da¬ 
bei mitgehen, ist dagegen fraglich. 

Die möglichen Widerstände in den 
USA dürften zu einem großen Teil mit 
dem Zielgebiet selbst zu tun haben, 
denn ein Fünftel der US-Bevölkerung 
hat Latino-Wurzeln. Der Ärger an der 
Heimatfront wäre also ungleich größer 
als wenn man Bagdad, Damaskus oder 
Teheran bombardiert. Und in Latein¬ 
amerika selbst sind Invasionen durch 
die USA schon gar nicht einfach zu 
vermitteln, weshalb für dieses Ansin¬ 
nen auch nirgendwo Beifall gespendet 
wurde - vom kolumbianischen Rechts¬ 
außen, Ex-Präsident Uribe, abgesehen, 
der eine direkte Invasion Venezuelas 
und den Sturz Nicolas Maduros for¬ 
derte. Die Wirtschaftssanktionen der 
USA sind dagegen weniger umstrit¬ 
ten. Das hat auch damit zu tun, dass 
schon Trumps Vorgänger Barack Oba- 
ma mit der Behauptung, Venezuela sei 
eine außerordentliche Bedrohung für 
die Sicherheit der Vereinigten Staaten, 
im März 2015 vorgeprescht war und 
mehr oder weniger nur die radikalere 
Linke empört protestiert hatte. Und im 


Kern werden mit dem Verbot, mit neu 
ausgegebenen Staatsbonds zu handeln, 
vor allem die russischen und chinesi¬ 
schen Investoren getroffen, die gerade 
Verträge mit Venezuelas Ölgesellschaft 
PdVSA abgeschlossen haben. Mittel¬ 
fristig soll Venezuela in der Folge nicht 
mehr in der Lage sein, seine Auslands¬ 
schulden zu bedienen. Viel deutet dar¬ 
auf hin, dass diese Variante gegenüber 
der militärischen nicht nur die erfolg¬ 
versprechendere, sondern auch die ins¬ 
geheim einzig angewendete ist. 

★ 

Der faktische Hinauswurf Venezuelas 
aus dem stärksten Wirtschaftsverbund 
Südamerikas, dem MerCoSur (Ge¬ 
meinsamer Markt des Südens), zeigt, 
dass das Land mit Solidarität von Sei¬ 
ten Brasiliens und Argentiniens nicht 
rechnen kann, die heute beide von 
rechts-konservativen Präsidenten re¬ 
giert werden. Ebenso wenig von den 
ähnlich regierten Ländern Paraguay 
und Peru - ganz zu schweigen von Ko¬ 
lumbien, mit dem man seit langem im 
Streit ist. Schon jetzt sickern immer 
wieder paramilitärische Gruppen aus 
dem Nachbarland in Venezuela ein; 
nach den nächsten Wahlen würde ein 
Sieg des Uribe-Lagers neue Probleme 
bringen. 

Insgesamt lässt sich schließen, dass 
ein militärischer Angriff durch die 
USA zwar nicht akzeptiert ist, aber 
der Sturz eines linken Präsidenten 
und mit ihm die Idee demokratischer 
Partizipation aller Volksschichten, der 
größten Errungenschaft der Bolivaria- 
nischen Revolution, scheint den Nach¬ 
barregierungen angemessen. Und das 
offenbar nicht nur den rechten. Uru¬ 
guay votierte ebenfalls für die Sus¬ 
pendierung Venezuelas aus dem Mer¬ 
CoSur, Chile gab den Einpeitscher 
bei den Beratungen der OAS. Eine 
so genannte „Gruppe von Lima“, ge¬ 
bildet aus Argentinien, Brasilien, Ko¬ 
lumbien, Chile, Costa Rica, Honduras, 
Kanada, Guatemala, Paraguay, Peru, 
Mexiko und Panama, hat am 18. Au¬ 
gust die Anwendung der „Demokra¬ 
tischen Charta“ der OAS gegen Vene¬ 
zuela verlangt - ohne die USA, aber 
zweifellos in ihrem Sinne. 

Wie praktisch, denn ganz grund¬ 
sätzlich gehörten andere Themen auf 
die Tagesordnung dieser Instituti¬ 


on: massenhafte Tötungen in Mexiko 
durch das organisierte Verbrechen, 
das Niedermetzeln der Linken in Ko¬ 
lumbien, die Umweltverbrechen von 
Bergbaukonzernen in Peru, die Ur¬ 
waldrodungen in Brasilien, die Mi¬ 
grationskrisen in Zentralamerika und 
Mexiko, der Sozialabbau in Argentini¬ 
en, die verheerende Bergbaupolitik in 
den meisten Andenstaaten ... fast alle 
haben ein Interesse, dass über andere 
Themen gesprochen wird. Auch des¬ 
halb das fanatische Zeigen auf Vene¬ 
zuela, auch wenn es sich im Einklang 
mit den in der Region unbeliebten Ver¬ 
einigten Staaten befindet. 

★ 

All das ist angesichts der Geschichte 
des lateinamerikanischen Kontinents 
und der panamerikanischen Doktrin 
der US-Politik, die unzählige Invasio¬ 
nen und Putsche verantwortet, selbst 
unter Berücksichtigung von Rechtsre¬ 
gierungen, von außen nicht einfach ver¬ 
ständlich. Noch weniger nachvollzieh¬ 
bar sind solche Verurteilungen, wenn 
sie auch noch von Ländern kommen, 
deren Regierungen sich selbst als links 
verorten. Aber dass sich die europäi¬ 
schen Staaten, die fast alle Opfer deut¬ 
scher Überfälle und Verbrechen wur¬ 
den, wenige Jahrzehnte später de facto 
freiwillig unter Deutschlands Führung 
begeben, ist in Lateinamerika ja auch 
nicht einfach zu begreifen. Ebenso we¬ 
nig wie hier. 

★ 

Für die Regierungen in den umliegen¬ 
den Ländern haben die Wahlen zur 
Verfassunggebenden Versammlung 
am 30. Juli einen Doppelcharakter ge¬ 
habt, was ihre Reaktionen umso hef¬ 
tiger machte. Zum einen ist das Argu¬ 
ment, die Einberufung der Wahlen zur 
Erstellung einer neuen Verfassung sei 
ein Instrument der Flucht vor der Re¬ 
alität der Ende 2018 anstehenden Prä¬ 
sidentschaftswahlen, nicht völlig von 
der Hand zu weisen. Präsident Nicolas 
Maduro hatte eher mäßige Aussichten, 
diese Wahlen für sich zu entscheiden, 
ein erfolgreicher Verlauf des Verfas¬ 
sungsprozesses kann das ändern. Das 
wird ihm als undemokratisch vorge¬ 
worfen, und hier sind insbesondere die 
Argumente der moderat-linken Geg¬ 


ner der venezolanischen Regierung 
zu finden. Zum anderen ist die urde- 
mokratische Form, immer und immer 
wieder das Volk zu befragen, wie es in 
Venezuela seit Inkrafttreten der Ver¬ 
fassung im Jahr 2000 gemacht wird, 
etwas, was den Regierungen in Brasi¬ 
lien, Chile, Kolumbien, Mexiko, Peru 
oder Argentinien durchaus berechtig¬ 
te Angst machen darf. Dieses Beispiel 
darf nicht Schule machen, sondern es 
muss als „sozialistisch-diktatorisch“ 
gebrandmarkt werden. Hier begrün¬ 
den sich die Angstbeißereien manches 
Präsidenten oder Ministers sowie der 
vereinigten Medienfront gegen Vene¬ 
zuela. 

★ 

Nur Bolivien, Kuba, Nicaragua und 
Ecuador stehen an der Seite Venezu¬ 
elas, neben der Karibikgemeinschaft 
CARICOM, die aufgrund der schon 
historischen Konzertierung ihrer Au¬ 
ßenpolitik in der OAS alle ihre Stim¬ 
men immer gleich vergibt. Daher die 
Mehrheiten gegen die Anwendung 
der „Demokratischen Charta“ gegen 
Venezuela. Wie lange Ecuador noch 
zu diesem Kreis gehört, ist angesichts 
der andauernden Regierungskrise mit 
öffentlichen Vorwürfen zwischen Prä¬ 
sident Lenin Moreno und Vizepräsi¬ 
dent Jorge Glas unklar. Hinzu kommt 
ein gewisser Migrationsdruck just aus 
Venezuela, wo über Wochen täglich 
zweitausend Menschen in das Land 
einreisten, zuletzt allerdings etwas 
weniger. 

Venezuela hat das Recht auf eine 
selbst gewählte Regierungsform. Eine 
mitentscheidende Kraft bei der Ver¬ 
teidigung der Bolivarianischen Revo¬ 
lution sind aber nicht nur Regierun¬ 
gen, sondern natürlich die Menschen 
auf der Straße. Zuallererst die in Vene¬ 
zuela selbst, aber darüber hinaus auch 
die aus aller Welt. Am 16./17. Septem¬ 
ber wird in Caracas das Welttreffen der 
Solidarität mit Venezuela stattfinden. 
Es kann ein neuerlicher Wendepunkt 
zu Gunsten der fortschrittlichen Kräfte 
Lateinamerikas sein, wenn es gelingt, 
die Bolivarianische Revolution nicht 
nur zu verteidigen, sondern auch aus 
ihrem Stillstand zu holen. Nicht nur da¬ 
für wäre eine stärkere Rolle der Kom¬ 
munistischen Partei Venezuelas in der 
Politik des Landes notwendig. 
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Vorverkauf im www.uzshop.de 


Babylon I Rosa-Luxemburg-Straße 301 Berlin 

Programm: www.unsere-zeit.de I Eintritt 10,- Euro 


Veranstalter: 


Strategiekonferenz 
des Parteivorstands der DKP 

Leitantrag zum 22. Parteitag der DKP 

Eingeladen sind DKP-Mitglieder 
und interessierte Kolleg(inn)en 

Einleitende Beiträge: 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP: 

Der Leitantrag und die aktuelle Imperialismus- 
Analyse der DKP 

Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vors, der DKP: 

Der Leitantrag und die Grundlagen der anti¬ 
monopolistischen Strategie der DKP 

Olaf Harms, Mitglied des Sekretariats des Partei¬ 
vorstands: Der Leitantrag und die konkreten 
Handlungsorientierungen der DKP 

Anschließende Debatte in Arbeitsgruppen. 

Es wird ein Kostenbeitrag für Verpflegung und 
Raummiete in 

Höhe von 10,00 Euro / ermäßigt 5,00 Euro erhoben. 


Samstag, 30.9.2017, 10.00 -17.00 Uhr 

Hannover, Stadtteilzentrum Krokus, Thie 6, 
Haltestelle Kronsberg 
Um Anmeldung wird gebeten: 

E-Mail: pv@dkp.de / Tel.: (02 01) 17 78 89-0 Fax: -29 



BLENDE 2017 


FOTO: BERND MEYER ZU BERSTENHORST 
(65), STUTTGART/BLENDE 2016 


Themen und Teilnahmebedingungen: 


Jetzt mitmachen beim/IV-Fotowettbewerb! www.blende.jungewelt.de 
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1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 


Peter im Spieker war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene des Klosters Grafschaft. So 
wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, Brenner, 
Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. Männer und 
Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. Heute sind unsere 
Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant und Obstbrennerei. 

ÜF, HP, VP, Sauerland- Card inklusive Wanderberatung, Lade¬ 
station für E-Bikes und E-Autos, mit Bus und Bahn erreichbar. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Restaurant - Dienstag und Mittwoch Ruhetag 
Hotel - durchgehend geöffnet 

www.gasthof-heimes.de 


Einladung 

Landesmitgliederversammlung 
der DKP Thüringen 

7. Oktober 2017,11 Uhr 

Kulturkollektiv Goetheschule, 
Bahnhofstraße 29, 

98724 Lauscha 

Tagesordnung 

1. Begrüßung und Konstituierung 

2. Berichte des Landesvorstands 

3. Diskussion 

4. Antragsberatung und Beschlussfassung 

5. Mandatsprüfung 

6. Entlastung 

7. Wahlen 

DKP Thüringen 
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BlumenJSfür 

Stukenbrock 

2 . September 1967 - 2 . September 2017 

Mahn- und Gedenkveranstaltung zum Antikriegstag 2017. 


Sonnabend, 2. September. 

Sowjetischer Soldatenfriedhof Stukenbrock. 
14.00 Uhr: Friedhofsführung 
15.00 Uhr: Kranzniederlegung 



Gedenkrede: Dr. Ulrich Schneider, Generalsekretär der 
Internationalen Förderation der Widerstandskämpfer 
gegen den Faschismus 


Einladung zur Jahreshauptversammlung der 
DKP-Kreisorganisation Recklinghausen 

am Dienstag, dem 14. November 2017 
in Recklinghausen-Mitte, Ladenlokal Kellerstraße 7. 
Beginn: 19.30 Uhr. 

Tagesordnung: 

Top 1: Eröffnung und Begrüßung der Versammlung 
Top 2: Konstituierung 
Top 3: Bericht des Kreisvorstandes 
Top 4: Berichte der Kreisrevisionskommission und 
des Kreiskassierers 
Top 5: Diskussion 

Top 6: Beratung von Anträgen und Entschließungen 
Top 7: Bericht der Mandatsprüfungskommission 
Top 8: Abstimmung über Entlastung des bisherigen 
Vorstandes 
Top 9: Wahlen 

- Wahl der/des Kreisvorsitzenden 

- Wahl der/des stellvertretenden Kreisvorsitzenden 

- der weiteren Mitglieder des Kreisvorstandes 

- der Kreisrevisionskommission 

- der Delegierten und Ersatzdelegierten zur Bezirks¬ 
delegiertenkonferenz 

- der Delegierten/des Delegierten und Ersatzdele¬ 
gierten zum Parteitag 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


< > 

Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566. 81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommert rächt, 
500 g für 5 €, 250g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 

_ J 

Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze fahr über 

2 FcWo im Südschwarzwald 
ca. 60 oder 75m 1 
2 oder 3 Zi KDB, Terrasse 
großzügig ausgestattet 

I A 


Weitere Infos und Buchung: 
www.todtmoos.lommes.eu 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 1. September 2017 


Termine@unsere-zeit.de 


Widerstand notwendig 

„Nazis ausgebremst“, UZ v. 25.8„ S. 5 

Ich gehe selten zu Demonstrationen. Aber 
da Nazis in Spandau aufmarschieren woll¬ 
ten, war ich interessiert, wie alle Beteilig¬ 
ten sich verhalten würden und wie die Po¬ 
lizei unter den Umständen vorgehen wür¬ 
de. Alle Beteiligten verhielten sich in ihren 
Rollen wie erwartet. Nur von Seiten der 
Polizei kam es zu Gewaltexzessen - unkon¬ 
trolliert, unnötig, unverhältnismäßig. Das 
„Spandauer Volksblatt“ berichtete korrek¬ 
ter als andere Berliner Zeitungen. Darun¬ 
ter auch, dass die Route der Nazis an der 
Klosterstraße von Gegendemonstranten 
mit Sitzstreiks blockiert wurde und womit 
Bürger sich formal strafbar gemacht ha¬ 
ben. Bis zu 200 vorwiegend junge Demons¬ 
tranten saßen unvermummt und friedlich 
für mehr als drei Stunden in drei Gruppen 
auf der Straße, eingekesselt von agressiven 
Polizisten und Schäferhunden. Die Sitzen¬ 
den wurden mehrere Male über Lautspre¬ 
cher aufgefordert, die Fahrbahn zu verlas¬ 
sen. Da diesen Aufrufen nicht gefolgt wur¬ 
de, begann die Polizei Demonstranten von 
der Fahrbahn zu entfernen. Dabei wurde 
ohne Rücksicht auf sensitive Körperteile 
vorgegangen, unter dem Gebell von Hun¬ 
den und dem Gebrüll der Polizisten „Jetzt 
wird es wehtun.“ Verletzte Demonstranten 
wurden bei Sanitätern abgeliefert. Die Na¬ 
zis saßen ca. 400 m entfernt in der Nähe 
des Bahnhofs wegen eines anderen Sitz¬ 
streiks fest. Es bestand also kein Anlass, 
die Klosterstraße an diesem Punkt zu räu¬ 
men. Es gab nur einen Grund: Die Poli¬ 
zei wollte ihre Macht demonstrieren und 
griff zu gewalttätigen, verhältnisunmäßi¬ 
gen Mitteln. An diesem Tag wurde bestä¬ 
tigt, dass, wenn der Staat Nazidemonstra¬ 
tionen genehmigt, er damit rechnen muss, 
dass mutige Bürger dieses nicht geschehen 
lassen. Gewaltlose Sitzstreiks sind dafür 
das richtige Mittel, denn ohne sie wären 
die Nazis geradeaus zu ihrem geplanten 


Treffen vorgedrungen. Die Märsche, Re¬ 
den und Fahnen der anderen Nazigegner, 
notwendig wie auch diese sind, hätten die 
Nazis nicht gehindert. Wenn der Rechts¬ 
staat keinen legalen Grund findet, Nazi¬ 
demonstrationen zu unterbinden, ist Wi¬ 
derstand aller Bürger notwendig. Hätten 
sich deutsche Bürger vor 1933 den braunen 
Horden entgegengestellt, müssten wir uns 
nicht immer noch mit den Folgen im Jahr 
2017 auseinandersetzen. 

Rainer Loveiam, Berlin 

Unsäglich 

„Kultursplitter“, UZ v. 25.8., S. 11 

Unter „Hilfloses Gerede“ wird die rumä¬ 
niendeutsche Autorin Herta Müller, die 
zur Eröffnung der diesjährigen Ruhrtri- 
ennnale sprach, in der UZ als „unsägliche 
Literaturnobelpreisträgerin“ bezeichnet. 
Was soll denn diese Abqualifizierung? 
Will die UZ damit womöglich die Ma¬ 
chenschaften von Ceausescus Geheim¬ 
polizei Unitate nachträglich gutheißen, 
unter der Herta Müller und viele Tausen¬ 
de Rumänen haben leiden müssen? 

Björn Luley , Frankfurt 
(Anm. der Redaktion: Mit der Qualifizie¬ 
rung der Schriftstellerin Müller als „ un¬ 
säglich“ ist ein literarisches und kein Ur¬ 
teil über den rumänischen Geheimdienst 
verbunden.) 

Schlimmer als in der DDR 

„Starker Staat und Grundrechte“, 

UZ v. 25.8., S. 4 

Ich kann mich kurz fassen, denn was hier 
abgeht ist schlimmer als in der ehemali¬ 
gen DDR. Überwachung an jedem Ort, 
und man bekommt es nicht mit. Der Staat 
nennt dies innere Sicherheit. Die BRD 
nannte dies damals Überwachung oder 
auch Bespitzelung der Bürger. Was jetzt 
passiert, ist bestimmt noch nicht die Spit¬ 
ze des Eisberges. 

Wilfried Graf per E-Mail 


Ignorierung modern 

„Verantwortung wahrgenommen“, 

UZ v. 18.8., S. 12 

Patrik Köbele beschreibt sachlich, zutref¬ 
fend und in politischer Verantwortung 
für die Partei die derzeitige Situation 
und wie es dazu kam. Welche ganz neu¬ 
en und anderen innerparteilichen Prin¬ 
zipien braucht unsere Partei, wenn selbst 
die Mehrheit eines Parteitages demokra¬ 
tisch gewählter Delegierter, die ihre neu¬ 
en Gremien wählen, als „Putsch“ gesehen 
wird? Sind die Reaktionen in Form der 
Bildung eines Netzwerkes und die Igno¬ 
rierung von Beschlüssen etwa die demo¬ 
kratischen Prinzipien der Partei, die jetzt 
modern und legitim sein sollen? 

Mit kommunistischem Handeln und 
Tun haben diese Feindseligkeiten nichts 
mehr gemein. 

Wie sollte dieses Verhalten noch an¬ 
ders gesehen werden können? Das Auf¬ 
fallendste ist, dass die „demokratischen“ 
Gegner des gewählten Vorstandes und 
seiner Politik gern die Stalinismuskeule 
schwingen und dabei ganz genau wissen, 
was sie damit betreiben und mit wem und 
wessen Absichten sie sich damit in eine 
Reihe stellen. 

Roland Winkler ; Aue 

Dünn wie Fliegenpisse 

„Verantwortung wahrgenommen“, 

UZ v. 18.8., S.12 

Das Beste an unserer DKP ist - trotz 
allem - ihre Zeitung, die UZ. Ich lese 
jedoch einen ganzseitigen Artikel, wes¬ 
halb man die DKP Südbayern aus der 
Partei entfernen musste und somit die 
demokratische Wahl der Mitglieder 
der Leitungen von Südbayern aufhe- 
ben musste. Ferner werden hunderte 
Ausschlüsse angekündigt. Und warum? 
Weil die frühere Mehrheit und jetzige 
Minderheit an ihren Positionen zuguns¬ 
ten des Parteiprogramms festhält, völlig 
offen und für jeden erkennbar Kontak¬ 
te untereinander aufrecht erhält und 
einer von ihnen die Diskussionsbereit¬ 
schaft der drei Vorsitzenden in Frage 
stellt. 

Sehr überzeugend ist das nicht, da¬ 
gegen zu wettern. Die Argumentation 
ist dünn wie Fliegenpisse, wie Fritz Noll 
zu sagen pflegte. Ich bleibe dabei: 

Das Vorgehen gegen hunderte Mit¬ 
glieder ist nur noch peinlich und lächer¬ 
lich. Interessant ist, dass nach dem ganz¬ 
seitigen Artikel gleich noch ein Leser¬ 
brief von Jürgen Lloyd erscheint, dem 
die Beseitigung der innerparteilichen 
Demokratie nicht weit genug geht. 

Ulli Sander ; Dortmund 

Erst jetzt 

„Nicht wahrgenommen“, Leserbrief, 
UZ v. 25.8., S.15 

Nur eine Meinung bzw. Frage: Warum 
hat der Genosse Lloyd, der sich jetzt, 
nachdem die Fronten klar zu sein schei¬ 
nen, zu Worte meldet, nicht früher pro¬ 
testiert, damit durchgeführt wird, was 
er nun als Nichtwahrnahme der Verant¬ 
wortung anmahnt? 

Herbert Münchow, Leipzig 


FR ★ 1. SEPT 


Hamburg: „Nein zu Militäreinsätzen und 
Rüstungsexporten“, Demonstration zum 
Antikriegstag. Veranstalter: Hamburger 
Forum. Auftakt am Deserteursdenkmal, 
Dammtor, 16.30 Uhr._ 

Hamburg: „Zivile Technik statt Waffen“, 
Veranstaltung des ver.di Landesbezirks 
Hamburg - Arbeitskreis Frieden mit Anne 
Rieger, Graz. Gewerkschaftshaus Besen¬ 
binderhof, Ebene 9, Raum St. Georg, 19.00 
Uhr_ 

Köln: „Marinemeuterei 1917“, Filmvor¬ 
führung des Friedensbildungswerks Köln 
mit dem DGB Köln/Bonn und der Gruppe 
Robert Blum. „Marinemeuterei 1917“ ist 
ein deutscher Spielfilm von Hermann Ku¬ 
gelstadt aus dem Jahr 1969 nach einem 
Dokumentarspiel von Michael Mansfeld. 
Weißhauskino, Luxemburger Straße 253, 
Köln-Klettenberg, 18.00 Uhr bis 20.15 
Uhr. 


SA ★ 2. SEPT 


Nürnberg: „Der neue Kalte Krieg“, Ver¬ 
anstaltung der DKP und der junge-welt- 
Leserinitiative Nürnberg mit Jörg Kronauer, 
freier Journalist mit den Schwerpunkten 
Neofaschismus und deutsche Außenpolitik. 
Dialog der Kulturen, Fürther Straße 40a, 
19.00 Uhr._ 

Bochum: „Aufrüstung und Krieg 1933 - 
1945: Der Rüstungsverbund Bochumer 
Verein/Hanomag/Ruhrstahl AG“ ist der Ti¬ 
tel eines Rundganges zum Antikriegstag. 
Günter Gleising, Autor des Buches „Ver¬ 
brechen der Wirtschaft“ und Vorsitzender 
der WN-BdA Bochum, wird an insgesamt 
12 Stationen die Entwicklung des Bochu¬ 
mer Vereins und den Stadtteil Stahlhau¬ 
sen darstellen. Ausgangs- und Treffpunkt 
ist der Springerplatz, Boule-Bahn, 14.00 
Uhr. 


SO ★ 3. SEPT 


Duisburg: „Wahlcheck zur Bundestags¬ 
wahl“, Veranstaltung von Marx in Marxloh. 
Die Initiative „AufRecht bestehen - kein Son¬ 
derrecht im Jobcenter“ hat die Programme 
rund um das Armutsgesetz Hartz IV durch¬ 
forstet. Jugend- und Kulturzentrum, Kaiser- 
Wilhelm-Straße 284,11.00 Uhr bis 13.00 Uhr. 


MO ★ 4. SEPT 


Hamburg: „Deutsche Großmachtträume 
stoppen - Abrüstung und Frieden“, Grup¬ 
penabend der DKP Gruppe Hamburg-Nord. 
Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter Land¬ 
straße 41 (gegenüber U-Bahn Langenhorn 
Markt), 19.00 Uhr. 


Dl ★ 5. SEPT 


Essen: „Widerstand in kranken Häu¬ 
sern“, Diskussion der DKP mit Jan von 
Hagen, Gewerkschaftssekretär für den 
Klinikbereich in NRW, und Diana Kum¬ 
mer, Direktkandidatin der DKP zur Bun¬ 
destagswahl. Gaststätte Haus Kalthoff, 
Lenbachstraße 3, Essen-Holsterhausen, 
19.30 Uhr._ 

Köln: Kundgebung zum 100. Todestag von 
Max Reichpietsch und Albin Köbis an der 
Kreuzung Albin-Köbis-Straße/Max-Reich- 
pietsch-Straße. Treffpunkt: Max-Reich- 
pietsch-Straße 2/Heidestraße, Köln Porz, 
14.15 Uhr. 


Ml ★ 6. SEPT 


Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 
Uhr. 


DO ★ 7. SEPT 


Dortmund: „ Widerstand in Krankenhäu¬ 
sern!“ Informationsveranstaltung der DKP 
mit dem Gewerkschaftssekretär Jan van 
Hagen. Taranta Babu, Humboldtstraße 44, 
19.00 Uhr._ 

Stadtlohn: „Diskussion über den Leitan¬ 
trag“, Parteiabend der DKP im Kreis Borken. 
Parteiraum bei Tenbusch, Vredenerstraße 
54,19.15 Uhr._ 

Oldenburg: „Frieden mit Russland - Raus 
aus der NATO!“ Diskussionsrunde der DKP 
mit Udo Spengler (DKP Hamburg) Modera¬ 
tion: Katinka Manitzke (DKP Oldenburg). Bei 
Beppo, Auguststraße 57,19.30 Uhr. 


FR ★ 8. SEPT 


Osnabrück: „Der Krieg gegen Syrien“, Ver¬ 
anstaltung der DKP mit Toto Lyna, aus Sy¬ 
rien stammender Autor der UZ. Lagerhalle, 
Raum 207, Rolandsmauer 26,19.30 Uhr. 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP Un¬ 
terfranken. Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1; 19.00 Uhr. 


SA ★ 9. SEPT 


Karlsruhe: „... Nichtwählen ist auch keine 
Lösung - Warum die DKP zur Bundestags¬ 
wahl kandidiert.“ Diskussionsveranstaltung 
der DKP Karlruhe mit den beiden Kandida¬ 
ten der Landesliste Monika Münch-Stein- 
buch (Stuttgart) und Michael Matzerath 
(Karlsruhe). Musik von der Arbeiterlie¬ 
dergruppe „Rotkrakehlchen“. Restaurant 
„Walhalla“, Augartenstraße 27, Karlsruhe- 
Südstadt, 19.00 Uhr. 


SA ★ 16. SEPT 


Bocholt: Informationsstand der DKP zur 
Bundestagswahl. Fußgängerzone Neustra¬ 
ße in Höhe der Aa (Boggeter-Promenade), 
ab 10.00 Uhr. 


Ml ★ 20. SEPT 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


MO ★ 25. SEPT 


Hamburg: Gruppenabend der DKP-Sam- 
melbetriebsgruppe „Bildung“. Magda-Thü- 
rey-Zentrum (MTZ), Lindenallee 72, 19.00 
Uhr. 

DKP-Wahlwerbespots 
im Fernsehen 

2.9., 19.20 Uhr, ZDF 

12.9., 17.55 Uhr, ZDF 

14.9., 22.43 Uhr, ARD 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an termi- 
ne@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18, 45127 Essen. 



In vielen Städten greift die DKP mit Plakatierung und Infoständen in den 
Bundestagswahlkampf ein. Das Foto entstand in Wilhelmshaven vor dem 
Marinemuseum. Mehr Bilder gibt es auf der Facebook-Seite der DKP zu sehen. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBIABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo um möchte 
die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle ich 
die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 1,00 € pro Monat 

□ Normalabo 2,00 € pro Monat 

□ Förderabo 3,00 € pro Monat 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 7,00 € pro Monat 

□ Normalabo 13,00 € pro Monat 

□ Förderabo 18,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ- Abonnement □monatlich* □vierleljahflicb* □ halbjährlich □ jährlich *Nor bet SERA Einzug möglich 


‘Name, Vorname 


□ E inzugsarrnächlig u ng / S EPA-Lastschriftma ndat 


PLZ. Qrl 
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Wahlspot der DKP 

Für alle, deren Herz und Verstand 
auf die DKP gerichtet ist, ist nun der 
Wahlwerbespot der DKP im TV zu 
sehen und zu hören. Für den Info¬ 
stand und die Gespräche mit Nach¬ 
barn, Kollegen und Freunden sicher¬ 
lich eine Hilfe für die eigenen Argu¬ 
mentationen. 

Fr., 2.9., 19.20, ZDF 

Qualifikation zur Fußball-WM 

Nach der Sommerpause geht es jetzt 
auch weiter bei der Qualifikation für 
die Fußball-WM 2018 in Russland. 
Die deutsche Nationalmannschaft 
tritt gegen die Auswahl Tschechiens 
an, gespielt wird in Prag, und dass 
„Löws Jungs“ gewinnen werden, glau¬ 
ben nur Nichtkenner. Das Spiel über¬ 
trägt RTL, also mit viel überflüssigem 
Gequatsche drumrum einschließlich 
sogenannter „Experten“. 

Fr., 2.9., 20.45 Uhr, RTL 

Märchenhaft 

Ein ganzer Sonntagnachmittag mit 
liebevoll gemachten Märchenfilmen: 
Prinz Himmelblau und Fee Lupine - 
Vom Fischer und seiner Frau - Kö¬ 
nig Drosselbart (aus der CSSR) - Die 
goldene Gans. 

Erfreulich ist, mit welcher Darstel¬ 
lungskunst oft aufgewartet wird und 
das tatsächlich auch nicht gespart 
wurde an Ausstattung und Drehorten. 


Sollte das Wetter zu gut sein, oder 
Kinder/Enkelkinder nicht da sein, 
aufnehmen und abspeichern. 

So.,4.9., ab 13.15 Uhr bis 18.15 Uhr,3sat 

Der Sohn 

Katharina und ihr Sohn Stefan (16) 
leben in einer Kleinstadt, in der jeder 
jeden kennt. Als eine junge Frau tot 
aufgefunden wird, keimt in Katharina 
der Verdacht, Stefan könne der Täter 
sein. Als eine zweite Frau ermordet 
aufgefunden wird, wird Katharinas 
Verdacht offenbar zur Gewissheit. 
Die Beziehung zwischen Mutter und 
Sohn implodiert in einer Tragödie. 
Aber: Man(n) möge vor solchen Müt¬ 
tern geschützt werden. TV-Drama mit 
klasse Schauspielern. 

Mi., 7.9., 20.15 Uhr, ARD 

Die Zauberflöte 

Oper in zwei Aufzügen - wie es so 
schön heißt - von Wolfgang Amade¬ 
us Mozart. Erstmals wurde Mozarts 
Oper durch Nikolaus Harnoncourt 
(leider mittlerweile verstorben) und 
seinem Ensemble Concentus Musicus 
Wien auf historischen Instrumenten 
aufgeführt. Die Architektur der Fel¬ 
senreitschule in Salzburg haben Re¬ 
gisseur Jens-Daniel Herzog und Büh¬ 
nenbildner Mathis Neidhardt für die 
Kulisse aufgegriffen. Wer über eine 
gute Tonwiedergabe am TV-Gerät 
verfügt, erlebt einen eindrucksvollen 
Abend. 

Sa., 2.9., 20.15 Uhr, 3sat 


Kommunismus viral 



Die Deutsche Kommunistische Partei 
tritt zu der Bundestagswahl 2017 am 
24. September an. Dazu gibt es jetzt 
auch einen Wahlspot, den man sich 
auf www.unsere-zeit.de anschauen 
kann. Die DKP Kandidaten Marion 
Köster, Frank Darguß und Manfred 
Stolper stellen die Forderungen der 
DKP da. 

Gut 5 000 Views nach nicht mal ei¬ 
ner Woche online auf der DKP-Seite 
bei Facebook (@dkppv) und gut 1 500 
Views auf dem neuen YouTube-Kanal 


der UZ (kurzlink.de/uz) bei Redakti¬ 
onsschluss, zeigen, dass es immer mehr 
Menschen gibt, die es interessiert, was 
die Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten zu sagen haben. 

Aber nicht nur die DKP meldet sich 
im Wahlkampf medial zu Wort. Auch 
die Sozialistische Deutsche Arbeiterju¬ 
gend (SDAJ) hat ein Video (kurzlink, 
de/sdajbtw) zu der Bundestagswahl 
veröffentlicht. Sie rufen auf, den Weg 
des Widerstandes wählen - die DKP zu 
wählen. CH 



Zur Kultur nach Münster 



„Kultur im Z“ - unter diesem Titel organisiert die Kulturgruppe der DKP-Dortmund in loser Folge Veranstaltungen im 
Parteizentrum „Z“, aber auch Exkursionen zu Ausstellungen in Museen oder im öffentlichen Raum. Am 20. August war 
das Ziel die „Skulptur-Projekte 2017“ in Münster. Alle zehn Jahre gibt es im Stadtgebiet der westfälischen Metropole 
eine spektakuläre und vielbesuchte Präsentation internationaler zeitgenössischer Produktionen im Bereich Skulptur 
und Installation. 

1977 ins Leben gerufen und durchaus umstritten in der damals etwas verschnarchten und konservativen Stadt, ist die 
Skulptur-Projekte mittlerweile fester Bestandteil der Stadtkultur. Einzelne Objekte der vergangenen Ausstellungen 
wurden von der Stadt angekauft und gehören inzwischen zum Stadtbild. 

So auch die Skulptur von Silke Wagner, die Paul Wulf, einen Verfolgten des NS-Regimes und engagierten Antifaschisten, 
zeigt. Parallel zu den Skulptur-Projekten gibt es in der Apostelkirche die kleine, aber feine Doppelausstellung „Verwand¬ 
te Nähe“ mit Skulpturen und Grafiken von Käthe Kollwitz und der Niederländerin Lotta Blokker. Skulptur-Projekte 2017 
ist noch bis zum 1. Oktober zu sehen. 


Hübsche Galerie 

Ken Folletts „Säulen der Erde“ durchgespielt 



Bücher zu verfilmen, die sich gut ver¬ 
kauft haben, ist der Filmindustrie ein 
inneres Bedürfnis, weil sie nicht gerne 
Risiken eingeht, jedenfalls keine finan¬ 
ziellen. Ungewöhnlicher ist es da schon, 
wenn die Geschichte eines Films zu ei¬ 
nem Buch umgearbeitet wird. Schon 
lange bekannt sind Filme, deren Figu¬ 
ren und Geschichte Computerspielen 
als Vorlage dienen. Meist handelt es 
sich dabei um billigen Abklatsch von 
Filmen, die die Kinokassen klingeln lie¬ 
ßen - eine gängige Zweit- oder Dritt- 
verwertung neben Film-Soundtracks, 
bedruckten Kaffeetassen, Frühstücks¬ 
flocken oder Bettwäsche. 

Der gerade erschienene erste von 
drei Teilen von „Pillars of the Earth“ 
(Säulen der Erde) führt uns bis zum 
Beginn des Wiederaufbaus der Kathe¬ 
drale von Kingsbridge. Bei der „episo¬ 
dischen Interactive Novel“ vom Ham¬ 
burger Spieleentwickler Daedalic 
scheint es sich auf den ersten Blick um 
ein normales Viertverwertungsprojekt 
ängstlicher Investoren zu handeln. 

Die Zockerinnen-Gemeinde zeigte 
sich verwundert. Das liegt zum einen 
daran, dass Ken Follett nicht unbedingt 
das jüngste Publikum und somit keine 
Fan-Base hat, die auf so ein Spiel ge¬ 


wartet hätte. Zum anderen ist „Pillars 
of the Earth“ nicht gerade der übliche 
Stoff, aus dem die Verkaufsschlager des 
Fließband-Gamedesigns gemacht sind. 
Ok, es spielt im England des 12. Jahr¬ 
hunderts und das Thema Mittelalter 
spricht die Gamerinnen-Gemeinde im 
Allgemeinen schon an, aber der Wälzer 
von Follett hat über 1000 Seiten und 
behandelt - wenn auch eingebunden 
in eine sehr spannende und episoden¬ 
reiche Geschichte - vor allem so span¬ 
nende Fragen wie Kirchenarchitektur 
und Religion. 

„Säulen der Erde“ ist dennoch kurz¬ 
weilig, vor allem deshalb, weil der ers¬ 
te Teil keine komplizierten Aufgaben 
stellt und die Story sehr knapp und 
leider etwas lieblos nacherzählt wird. 
Zockerinnen wird der Spielverlauf zu 
dürftig sein, es fehlt an kniffligen Rät¬ 
seln oder Geschicklichkeitsspielen, die 
bei Adventures meist als Abwechslung 
eingebaut werden. Die Macherinnen 
von „Säulen der Erde“ setzen - ob nun 
aus Kostengründen oder aus Vertrauen 
auf die Bindungskraft Geschichte - auf 
eine Kombination aus wenigen, relativ 
einfachen Rätseln, eine Comic-Grafik, 
die für eine schöne, vielleicht für die 
Zeit etwas zu schöne, Stimmung sorgt, 


und sehr viele Dialoge. Da ist es gut, 
dass die Sprecherinnen-Rollen auch 
in der deutschen Synchronfassung mit 
Menschen besetzt wurden, die spre¬ 
chen können - so wurde z.B. die Rolle 
des Grafen Bartholomäus, eine kleine, 
aber bedeutende Nebenrolle, mit dem 
Schauspieler Rolf Becker besetzt. 

Leider bietet das Adventure „Säu¬ 
len der Erde“ keinen neuen Zugang 
zum Inhalt des Buches. Mit Blick auf 
andere Titel, die in einer bestimmten 
historischen Epoche spielen (hier sind 
besonders die Titel der Reihe „Assas- 
sins Creed“ zu nennen), fehlt es „Säu¬ 
len der Erde“ an Möglichkeiten, aktiv 
in die Geschichte einzutauchen. Eine 
aufwendigere Produktion und eine ent¬ 
sprechende Gestaltung des Spiels hätte 
ihm gutgetan. Zockerinnen z.B. an die 
für das Buch so wichtige Frage mittelal¬ 
terlicher Kirchenarchitektur heranzu¬ 
führen, wäre durch Möglichkeiten der 
spielerischen Planung und des Baus 
von Befestigungsanlagen und Kirchen 
umsetzbar gewesen. Aber wie beim 
Kirchenbau ist das keine Frage göttli¬ 
cher Eingebung, sondern hängt davon 
ab, wieviel Geld und Geduld die Auf¬ 
traggeber aufzuwenden bereit sind. 

Friedhelm Vermeulen 

















